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gen Behörden SCHLUSSBEMERKUNG 
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Verfahrensablauf 

1. UntersuchungHultrag 

Der Bayerische Landtag hat in seiner öffentlichen Sitzung 
am 12.10.1989 auf Antrag der Abgeordneten Hiersemann 
u.a. und Fraktion der SPD, Bause u.a. und Fraktion DIE 
GRÜNEN vom 12.07.1989 (Drs. 11/12470) gemäß Art. 25 
Bayerische Ve11assung, Art. 1 Gesetz über die Untersu­
chungsausschüsse des Bayerischen Landtags (UAG) 
den Untersuchungsausschuß eingesetzt und wie folgt 
beschlossen: 

Es wird ein Untersuchungsausschuß eingesetzt, der den 
Landtag in Ausübung seiner parlamentarischen Kontrollbe­
fugnis darüber unterrichten soll, ob die Behörden des Frei­
staates Bayern im Zusammenhang mit Betrieb und Stille­
gung der „Chemischen Fabrik Marktredwitz" ihre bestehen­
den rechtlichen Handlungsmöglichkeiten zur Vermeidung 
von Umwelt- und Gesundheitsschäden ausgeschöpft haben, 
und der ferner prüfen soll, ob Maßnahmen angezeigt sind, 
um solche Vorfälle in Zukunft zu verhindern oder im Scha­
densausmaß zu begrenzen. 

Der Ausschuß soll folgende Fragen untersuchen: 

1. Maßnahmen der Behörden im Bereich des Gesund­
heitsschutzes am Arbellsplatz 

1.1.1 Welche Konsequenzen _im Hinblick auf Aufklärungs­
und Abhilfemaßnahmen wurden von den für den Ge­
sundheitsschutz am Arbeitsplatz zuständigen Be­
hörden des Freistaates Bayern gezogen aus den in 
den Jahren 1946 und 194 7 diesen Behörden be­
kannt gewordenen berufsbedingten Todesfällen 
durch Arbeiten mit Quecksilberverbindungen sowie 
den ihnen seit 1971 bekannt gewordenen Ver­
dachtsfällen auf das Vorliegen einer Berufskrankheit 
und anderen Unfällen mit erheblichen Verletzungs­
folgen? 

1.1.2 ""Wurden bei den Messungen, Besprechungen und 
Betriebsbesichtigungen vorn 02. 04. 197 4, 09. 05. 
1974, 21. 06. 1974, 09.-11. 09. 1974, Januar/Februar 
1977, 14.-17. 02. 1977, 04.-05. 12. 1979, 24.-25. 06. 
1980, 14. 04. 1981, 20.-21. 07. 1981, August 1981, 
29.09. 1981, 15.10. 1981, 27.01. 1982, 01.04. 
1982, 15. und 16.07. 1982, 21.01. 1983, 29.09. 
1983 und 18. 07. 1984 

1.1.2.1 Überschreitungen der für den Gesundheitsschutz 
am Arbettsplatz vom BMA und den Berufsgenossen­
schaften festgelegten Toleranzwerte, 

1.1.2.2 Mängel beim technischen, hygienischen und medizi­
nischen Arbeitsschufz festgestellt? 
Wenn ja, welche Konsequenzen wurden daraus von 
den nach Landesrecht zuständigen Behörden gezo­
gen? 

1.2 Ist es 

1.2.1 bei der Beseitigung der Ursachen für die Nichtein­
haltung der Toleranzwerte (Nr. 1.1.2.1) 

1.2.2 bei der Behebung der festgestellten Mängel (Nr. 
1.1.2.2.) 

1.2.3 zu Absprachen zwischen dem Gewerbeaufsichtsamt 
und der Berufsgenossenschaft der Chemischen In­
dustrie bei der Aufstellung und Durchführung des 
von der Berufsgenossenschaft am 14. August 1980 
geforderten Sanierungsplanes gekommen, und ist 
es bei der Durchführung dieses Sanierungsplanes zu 
Verzögerungen ·gekommen, wenn ja, zu welchen 
Folgen haben diese Verzögerungen geführt? 

1.3 Wie wurden die vom Gewerbeaufsichtsamt Bayreuth 
in den Jahren 1974 bis 1985 erteilten Anordnungen 
zum medizinischen und technischen Arbeitsschutz 
erfüllt? Wie wurde die Durchführung überprüft? In­
wieweit wurden Fristverlängerungen eingeräumt? 
Gegebenenfalls warum? 

1.4 Welches waren die Anlässe für die Betriebsbegehun­
gen von Mai 1977, vom März 1978 und vom Mai 
1983 mit dem Landratsamt Wunsiedel und/oder der 
Regierung von Oberfranken und dem Landesamt für 
Umweltschutz? Welche Konsequenzen wurden dar­
aus gezogen? 

1.5 Quecksilberwerte 

1.5.1 Wie wurde von den für den Gesundheitsschutz am 
Arbeitsplatz nach Landesrecht zuständigen Behör­
den auf die bei den Vorsorgeuntersuchungen der 
Betriebsangehörigen festgestellten auffällig hohen 
Hg-Werte reagiert? 

1.5.2 Sind den bayerischen Behörden in diesem Zusam­
menhang Überlegungen der mit dem Arbeits- und 
Gesundheitsschutz für diese Firma befaßten Institu­
tionen bekannt geworden, auf eine Änderung der 
MAK- und BAT-Toleranzwerte für Quecksilber hinzu­
wirken. 

1.5.3 Wurden präventive Maßnahmen zur Verhinderung 
weiterer Erkrankungsfälle ergriffen? Gegebenenfalls: 
Welche? 

1.6 Wann und wie und von welchen Landesbehörden 
~ wurden die im „Protokoll zur Diskussion über die Ge­

sundheitsgefährdung durch Quecksilber und seine 
Verbindungen" vom 29. September 1981 anläßlich 
einer Betriebsbesichtigung angeregten Vorschläge 
behandelt und erledigt? 

1.7 Strafrechtliche Ermittlungen 

1. 7 .1 Welches Gefährdungspotential auf dem Gelände der 
CFM wurde in den einschlägigen Ermittlungsberich­
ten der Kriminalpolizei Hof und den staatsanwalt­
schaftlichen Schlußverfügungen festgestellt? 

1.7.2 Inwieweit wurden in den staatsanwaltschaftlichen 
Schlußverfügungen und im Urteil des Landgerichts 
Hof vom 10. Februar 1989 Verantwortlichkeiten für 
die Zustände auf dem Gelände der CFM festgestellt? 

1.8.1 Wann und in welcher Form haben das Bayerische 
Landesinstitut für Arbeitsschutz und das Gewerbe­
aufsichtsamt jeweils eigene Erkenntnisse über Unre­
gelmäßigkeiten, wie sie in den Protokollen vom 
24. 01. 1975, 15. 1 O. 1981 und 01. 02. 1982 enthal­
ten sind, an die anderen Behörden weitergegeben? 
Aus welchen Gründen ist dies gegebenenfalls nicht 
geschehen? 



Seite 4 Bayerischer Landtag · 11. Wahlperiode Drucksache 11/17677 

1.8.2 Haben die zuständigen bayerischen Behörden von 
der Berufsgenossenschaft der Chemischen Industrie 
Mitteilungen hinsichtlich Erkenntnissen über Unre­
gelmäßigkeiten erhalten, wenn ja, welche? 

1.9 Wurden Kontrollbesuche vom Gewerbeaufsichtsamt 
Bayreuth vorher angemeldet? Wenn ja, aus welchen 
Gründen? Trifft es zu, daß von der Betriebsleitung 
gesperrte Werksbereiche nicht kontrolliert wurden? 
Wenn ja, aus welchen Gründen? 

1 .1 0 Beschwerden aus der Belegschaft und des Betriebs­
rates 

1.10.1 Sind dem Gewerbeaufsichtsamt oder anderen mit 
dem Gesundheitsschutz am Arbeitsplati befaßten 
Stellen Beschwerden der Belegschaft oder von ehe­
mals Beschäftigten der CFM über Verstöße gegen 
Arbeitsschutzvorschriften bekannt? 

1.10.2 Warum war der Betriebsrat von 1974 bis 1985 nur an 
27 von 68 Betriebsrevisionen beteiligt? Wie wurde 
den Forderungen und Vorschlägen des Betriebsra­
tes vom 12. März 1974 und vom 14. November 1974 
an das Landesinstitut für Arbeitsmedizin Bayreuth, 
vom 14. September 197 4 an Medizinaldirektor Pfab 
und vom 22. Juli 1985 an das Gewerbeaufsichtsamt 
entsprochen? 

1.10.3 Ist das Gewerbeaufsichtsam1 Bayreuth den vom Be­
triebsrat im Schreiben vom 05. Mai 1981 vorgeschla­
genen Anregungen nachgekommen? Falls nicht, 
warum nicht? 

1.10.4 Ist dem Gewerbeaufsichtsamt Bayreu1h oder ande­
ren bayerischen Behörden bekannt geworden, ob 
die Berufsgenossenschaft der Chemischen Industrie 
den vom Betriebsrat vorgeschlagenen Anregungen 
nachgekommen ist? 

2. Maßnahmen der Behörden des Freistaates Bayern zur 
Verhinderung und Beseitigung von Kontaminationen 
oder Gefährdungen von Wasser, Boden und Luft 
durch den Betrieb der CFM 

2.1 Gab es Hinweise der CSSR in der bayerisch-tsche­
choslowakischen technischen Kommission zur Be­
handlung wasserwirtschaftlicher Fragen hinsichtlich 
der Belastung der Eger durch Quecksilber? 

2.2 Wasser 

2.2.1 

2.2.1.1 

2.2.1.2 

2.2.2 

Schreiben des Landratsamtes Wunsiedel vom 01. 
Juli 197 4 - Az. 3-632-01 - betreffend den Vollzug 
der Wassergesetze 

Auf welche Messungen, Angaben und Erkenntnisse 
stütz1 sich die Feststellung über die hohe Giftigkeit 
der „im Betrieb der CFM anfallenden Abwässer"? 

Hat das Landratsamt Wunsiedel von einer Auftrags­
vergabe zur Errichtung einer Anlage zur Entgiftung 
der quecksilberhaltigen Abwässer der CFM Kenntnis 
erhalten? Wann war dies gegebenenfalls? 

War dem Landesamt für Umweltschutz, der Ober­
sten Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium 
des Innern, der Bayerischen Biologischen Versuchs­
anstalt Oetz1 Landesanstalt für Wasserforschung), 
dem Landesamt für Wasserwirtschaft, dem Wasser­
wirtschaftsamt und dem staatlic~en Landratsamt 

Wunsiedel bekannt - gegebenenfalls seit wann - , 
daß, wie im Bescheid des Landratsamtes Wunsiedel 
vom 04. August 1982, Az. 30..514-01/3 ausgeführt, 
„mindestens bis zum Jahre 1975 die quecksilberhal­
tigen Abwässer aus dem Betrieb der CFM ohne aus­
reichende Entgiftung in die Kösseine eingeleitet wor­
den sind"? Welche Maßnahmen wurden von 1971 
bis 1975 getroffen, um diese Einleitungen zu verhin­
dern? 

2.2.3 Wurde die gemäß dem Konzept der CFM im Gutach­
ten des Landesamtes für Wasserwirtschaft vom 19. 
September 197 4 angenommene und im Bescheid 
des Landratsamtes vom 24. Oktober 197 4 zugrun­
degelegte Reinigungsleistung erreicht? Falls nein, 
warum nicht? 

2.2.4 Wurden vom Landesamt für Wasserwirtschaft, dem 
Wasserwirtschaftsamt oder dem staatlichen Land­
ratsamt angesichts der im Bescheid des Landrats­
amtes vom 19. Juli 1977 festgestellten Werte der 
Quecksilberkonzentration an den entnommenen Fi­
schen in der Röslau und in der Kösseine Maßnah­
men zur Verhinderung von quecksilberhaltigen Be­
triebswassereinleitungen getroffen? Wurde gegebe­
nenfalls das Ergebnis dieser Maßnahmen überprüft? 

2.2.5 Bescheid des Landratsamtes Wunsiedel vom 22. 
Dezember 1978, Az. 33-632-01 

2.2.5.1 Warum wurde die in der wasserrechtlichen Erlaubnis 
vom Oktober 197 4 festgesetz1e Auflage, daß im Ab­
wasser der CFM nur 0,05 mg/I Hg enthalten sein 
darf, nicht durchgesetzt, wie im Bericht des StMLU 
vor dem Landtag vom 24. Juni 1987 festgestellt? 
Warum wurde der im Bescheid des Landratsamtes 
vom Oktober 197 4 festgesetzte, bis Ende 1978 gel­
tende Grenzwert mit Bescheid vom 22. Dezember 
1978 auf das Dreifache angehoben und unter wel­
chen Auflagen erfolgte dies? Worauf sind die übrigen 
Veränderungen der Auflagen zurückzuführen? 

2.2.5.2 Lagen dabei den zuständigen bayerischen Behörden 
Untersuchungen oder Erkenntnisse über die Ge­
sundheitsgefährdung der Bevölkerung durch Hg-Be­
lastung im Abwasser vor? 

2.2.6 Welche Auflagen wurden in den jeweiligen widerrufli­
chen beschränkten Erlaubnissen nach Art. 17 des 
Bayerischen Wassergesetzes ab 1974 erteilt? Wie 
wurde ihre Einhaltung überprüft? Wie wurden die 
Auflagen eingehalten? 

2.2.7 

2.2.8 

2.2.9 

Was hat die Regierung von Oberfranken auf die im 
Schreiben des Wasserwirtschaftsamtes Bayreuth 
vom 12. August 1983 festgestellten Gewässerbela­
stungen hin veranlaßt? 

Schreiben des Wasserwirtschaftsamtes vom 07. Fe­
bruar 1985. Seit wann war die im Schreiben des 
Wasserwirtschaftsamtes vorii 07. Februar 1985 auf­
geführte verbotswidrige Abwassereinleitung in die 
Kösseine den genannten Behörden bekannt? Wel­
che Maßnahmen wurden gegebenenfalls deswegen 
ergriffen? 

Schreiben des Wasserwirtschaftsamtes Bayreuth an 
die Staatsanwaltschaft Hof vom 18. März 1986 

2.2.9.1. War es, und gegebenenfalls seit wann, dem Landes­
amt für Umweltschutz, dem Landesamt für Wasser­
wirtschaft, dem Wasserwirtschaftsamt, dem Gewer­
beaufsichtsamt oder dem staatlichen Landratsamt 
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bekannt, daß - wie im Schreiben des Wasserwirt­
schaftsamtes Bayreuth vom 18. März 1986 ausge­
führt - „das Kanalsystem der CFM grundsätzlich 
nicht für die Abwasser dieses Betriebs geeignet war, 
da die leicht flüchtigen Halogenkohlenwasserstoffe, 
die im Sickerwasser festgestellt wurden, Materialien 
wie Beton und Steinzeug durchdringen und außer­
dem Dichtungen auflösen"? 

2.2.9.2 Waren die Kontrollmöglichkeiten dieser Ämter geeig­
net, um festzustellen, daß - wie im Schreiben des 
Wasserwirtschaftsamtes Bayreuth vom 18. März 
1986 aufgeführt - „über einen längeren Zeitraum un­
gereinigtes Produktionsabwasser ins umliegende 
Erdreich sickerte"? Wurde das vorhandene Instru­
mentarium vollständig genutzt? 

2.2.10 Wurden aufgrund der im Schreiben der Bayerischen 
Landesanstalt für Wasserforschung vom 31. Januar 
1985 dem Staatsministerium für Landesentwicklung 
und Umweltfragen mitgeteilten hohen Quecksilber­
belastungen der Röslau und Kösseine Maßnahmen 
getroffen, um den Fischfang zu verbieten? 

2.2.11 Welche Maßnahmen wurden aufgrund der der Ober­
sten Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium 
des Innern, der Landesanstalt für Wasserforschung, 
der Regierung von Oberfranken und dem Wasser­
wirtschaftsamt Bayreuth bekannten hohen Quecksil­
berbelastung im Wasser der Kösseine und Röslau ab 
Mai 1984 getroffen? 

2.2.12 Welche Tatsachen begründen die Feststellung des 
Landesamtes für Umweltschutz im Schreiben an das 
Gewerbeaufsichtsamt Bayreuth, das Wasserwirt­
schaftsamt Bayreuth und das Landratsamt Wunsie­
del unter dem Az. 1/4-140-16/82, daß „der teilweise 
sehr hohe Hg-Gehalt in Boden- und Pflanzenproben 
aus dem Überschwemmungsgebiet der Kösseine 
und der Röslau erklärt werden kann durch die vor 
1976 eingeleiteten Abwässer der CFM in Marktred­
witz"? 

2.3 Luftreinhaltung 

2.3.1 Welche Maßnahmen der zuständigen Behörden zur 
Verbesserung der Luftreinhaltung hat es vor 1977 
gegeben? Mrt welchem Ergebnis? Sind bei etwaigen 
Auflagen zur Luftreinhaltung von 1971 bis Mai 1977 
auch Fristverlängerungen eingeräumt worden? 
Wenn ja, warum? 

2.3.2 Wurde die behördlich vorgeschriebene Abluftreini­
gungsanlage für die Produktion von Saatbeize voll­
ständig installiert? Falls nicht, warum nicht? 

2.4 Abfallbeseitigung 

2.4.1 Wurde überprüft, ob die angefallenen Schlämme und 
Filtermaterialien ordnungsgemäß als Sondermüll 
entsorgt wurden? 

2.4.2 Warum wurde, wie im Bericht des StMLU vom 24. 
Juni 1987 an den Landtag festgestellt, die Abfall­
nachweisverordnung ab 1977 nicht vollständig 
durchgesetz1? 

2.4.3 Warum wurde, wie im unter Nr. 2.4.2 genannten Be­
richt festgestellt, kein Konzept für eine umweltun­
schädliche Zwischenlagerung quecksilberhaltiger 
Produktionsrückstände und für die Rückgewinnung 
von Quecksilber daraus verlangt? 

2.4.4 Welches Beweismaterial wurde im Bußgeldverfahren 
wegen der von der CFM auf der Deponie Steinmühle 
abgeladenen 128 Fässer mit Rückständen quecksil­
berhaltiger Verbindungen und 30prozentiger Fluß­
säure sichergestellt? Welche Verdachtsmomente er­
gaben sich hinsichtlich einer Täterschaft von Perso­
nen innerhalb der CFM? 

2.4.5 Waren das Wasserwirtschaftsamt Bayreuth, das Ge­
werbeaufsichtsamt Bayreuth und das staatliche 
Landratsamt Wunsiedel mit den ihnen zur Verfügung 
stehenden Untersuchungsmitteln bereits vor der 
Stillegung der CFM in der Lage, die im Schreiben 
des Wasserwirtschaftsamtes Bayreuth an die 
Staatsanwaltschaft Hof vom 18. März 1986 mitge­
teilten Kontaminierungen des Bodens im Bereich 
des Fabrikgeländes festzustellen? 

2.4.6 Waren die in Nr. 2.4.5 genannten Behörden mit den 
ihnen zur Verfügung stehenden Untersuchungsmit­
teln bereits vor der Stillegung der CFM in der Lage 
festzustellen, daß entgegen der Behauptung der Be­
triebsleitung der CFM an den besonders kontami­
nierten Stellen innerhalb des Betriebsgeländes keine 
„Zwischenlagerung" von nur geringfügig belasteten 
Braunsteinschlämmen vorgenommen worden ist, 
sondern daß hier eine „Ablagerung" hochgiftiger 
wassergefährdender Stoffe vorgenommen wurde? 

2.4. 7 Seit wann war den mit der Überwachung des Betrie­
bes der CFM beauftragten Behörden bekannt, daß 
an der Gebäudenordseite der Firma gefährliche 
Stoffe gelagert waren, in deren Bereich die Boden­
proben später hohe Gehalte an Quecksilber, Anti­
mon, Arsen und Blei aufwiesen? Welche Maßnah­
men wurden daraufhin getroffen? 

2.5 Allgemeine Maßnahmen 

2.5.1 Sind die in der Frankenpost vom 22./23. November 
1986 als Äußerungen des Regierungsdirektors a. D. 
Horst Böhm enthaltenen Angaben richtig, daß 

2.5.1.1 das Landratsamt Wunsiedel die Betriebserlaubnis 
für die CFM jeweils nur für 1 Jahr unter bestimmten 
Auflagen erteilt habe? 

2.5.1.2 obwohl die Auflagen nicht erfüllt worden seien, die 
Regierung von Oberfranken immer wieder bis zum 
Jahre 1985 angeordnet habe, daß der Betrieb wei­
tergeführt werden könne? 

2.5.2 Welche Maßnahmen wurden nach der Stillegung der 
CFM von den Behörden bis 31. Dezember 1986 
durchgeführt, um die Belastungen der Bevölkerung 
und der Umwelt festzustellen und abzustellen? 

3. Reaktion von Behörden auf Hinweise über Unregel-
mäßigkeiten sowie Beschwerden 

Sind bei der Stadt Marktredwitz, dem Landratsamt 
Wunsiedel, der Regierung von Oberfranken und dem 
Gewerbeaufsichtsamt Beschwerden über die CFM 
eingegangen und wie wurde darauf gegebenenfalls 
reagiert? 

4. Maßnahmen zur Verhinderung von Vorfällen wie bei 
derCFM 

Sind Maßnahmen angezeigt, um Vorfälle wie bei der 
CFM in Zukunft zu verhindern oder im Schadensaus­
maß zu begrenzen? Wenn ja, welche? 
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2. Zusammensetzung des Untersuchungsausschusses 

Der Bayerische Landtag hat gemäß Art. 4 Gesetz über 
die Untersuchungsausschüsse des Bayerischen Land­
tags (UAG) folgende Abgeordnete zu Mitgliedern des 
Untersuchungsausschusses bestellt: 

Mitglieder Stellvertreter 

CSU 
Dr. Paul Wilhelm 
Dr. Elisabeth Biebl 
Walter Hofmann 
Henning Kaul 
Peter Weinhafer 

SPD 
Heiko Schultz 
Bernd Hering 

DIE GRÜNEN 
Edith Memmel 

Rudolf Klinger 
Dr. Karl Lautenschläger 
Willi Müller 
Herbert Neder 
Eberhard Sinner 

Max von Heckei 
Walter Engelhardt 

Dr. Christian Magerl 

Als Vorsitzender des Untersuchungsausschusses wurde 
von der Vollversammlung gemäß Art. 3 UAG der Abge­
ordnete Dr. Paul Wilhelm, als stellvertretender Vorsitzen­
der der Abgeordnete Heiko Schultz bestellt. 

Mit Beschluß vom 01. 06. 1990 hat der Bayerische Land­
tag an Stelle des Abgeordneten Herbert Neder (CSU) 
den Abgeordneten Robert Kiesel (CSU) zum stellvertre­
tenden Mitglied des Untersuchungsausschusses bestellt. 

3. Mitarbeiter und Beauftragte 

Als Sekretariat stand dem Untersuchungsausschuß das 
Referat A IV - Juristischer Ausschußdienst - des Land­
tagsamtes (Leitung: Ministerialrat Dr. Reinhard Gremer) 
zur Verfügung. Die Sitzungsniederschriften wurden vom 
Stenographischen Dienst erstellt. 

Als Beauftragte im Sinne des Art. 24 Abs. 2 Bayerische 
Verfassung nahmen an den Sitzungen des Untersu­
chungsausschusses teil: 

MR Herbert Hofmann, Bayerische Staatskanzlei 

MRin Böhm-Amtmann, Bayerisches Staatsministerium für 
Landesentwicklung und Umweltfragen (Vertreter: ORR 
Schmid-Drechsler) 

AD Schreyer, Bayerisches Staatsministerium für Arbeit 
und Sozialordnung (Vertreter: ORR W. Huber [anfäng­
lich], Gewerbedirektor Dipl.-Chem. Dr. Schug) 

AD Blümel, Bayerisches Staatsministerium ·::tes Innern 
(Vertreter: Chemieoberrat Dr. Beck) 

4. Sitzungen 

Der Untersuchungsausschuß (UA) führte seine Beratun­
gen und Untersuchungen in 23 Sitzungen durch, und 
zwar am 17.10., 24.10., 07.11., 28.11., 05.12.1989, 
16.01., 23.01., 01.02., 13.02., 06.03., 27.03., 04.04., 
24.04., 08.05., 17.05., 29.05., 31.05., 19.06., 21.06., 
26.06., 05.07., 12.07., 1ß.07.1990. Die Beweisaufnahme 
wurde in der Sitzung am 26. 06. 1990 geschlossen. Der 
Bericht für die Vollversammlung des Bayerischen Land­
tags wurde in der Sitzung am 18.07.1990 beschlossen. 

Die Verfahrensberatungen wurden, wie dies Art. 9 Abs. 3 
UAG vorschreibt, unter Ausschluß der Öffentlichkeit 
durchgeführt. 

Die Beweiserhebungen wurden größtenteils in öffent­
licher Sitzung durchgeführt, nur zu einem geringen Teil in 
nichtöffentlicher Sitzung, und zwar im Hinblick auf die 
Wahrung der besonderen Geheimhaltungspflicht der 
Beamten der Gewerbeaufsicht ( § 139 b Abs. 1 Satz 3 
GewO). Akten der Gewerbeaufsicht und des 
Gewerbeärztlichen Dienstes wurden mit Beschluß vom 
07. 11. 1989 unter Geheimhaltung gestellt (Art. 9 Abs. 2 
UAG). 

Der um Entbindung von der besonderen Geheimhal­
tungspflicht gemäß § 139b Abs. 1 Satz 3 GewO und von 
der Pflicht zur Wahrung des Sozialgeheimnisses ( § 35 
Abs. 1 Sozialgesetz 1) gebetene Vorstand der Chemi­
schen Fabrik Marktredwitz AG (CFM), Oskar Tropitzsch, 
hat dle Abgabe einer entsprechenden Erklärung verwei­
gert. 

5. Beweiserhebung 
5.1 Aktenanforderung des Untersuchungsausschusses 

Der Untersuchungsausschuß hat Akten wie folgt ange­
fordert und erhalten: 
a) Beschluß vom 24. 10. 1989: 

"Das Bayer. Staatsministerium der Justiz wird ersucht, 
zu 1.7 des Untersuchungsauftrages (Drs. 11/13263) 
- die einschlägigen Ermittlungsberichte der Kriminal­

polizei Hof 
- die einschlägigen staatsanwaltschaftlichen Schluß­

verfügungen 
- das Urteil des Landgerichts Hof vom 10.02.1989 

vorzulegen." 

Diese Akten hat das Bayerische Staatsministerium der 
Justiz unverzüglich vorgelegt, zunächst in Fotokopie 
aus den Handakten der Staatsanwaltschaft beim 
Landgericht Hof, dann als Original nach Rückkunft der 
Akten vom Bundesgerichtshof. 

b) Beschluß vom 07. 11. 19ß9: 
~ 1. Das Bayer. Staatsministerium für Arbeit und So­
zialordnung (SIMAS) wird gebeten, zu Nr. 1.1.1 des 
Untersuchungsauftrages (Drs. 11 /13263) sämtliche 
Akten 
- des Gewerbeaufsichtsamtes Bayreuth und 
- des Gewerbeärztlichen Dienstes 

vorzulegen, die in irgendeinem Zusammenhang ste­
hen zu den in den Jahren 1946 und 1947 diesen Be­
hörden bekanntgewordenen Todesfällen durch Arbei­
ten mit Quecksilberverbindungen bei der Chemischen 
Fabrik Marktredwitz (CFM). 
2. Das Bayerische Staatsministerium für Arbeit und 
Sozialordnung wird ersucht, zu den Nrn. 1.1.1 bis 
einschl. 1.4 des Untersuchungsauftrages sämtliche 
Akten 
- des Gewerbeaufsichtsamtes Bayreuth 
- des Gewerbeärztlichen Dienstes 

- des SIMAS 
vorzulegen, welche die Chemische Fabrik Marktred­
witz ab 1971 bis zu deren Stillegung im Jahre 1985 be­
treffen." 
Diese Akten vorzulegen war das Bayerische Staats­
ministerium für Arbeit und Sozialordnung (SIMAS) nur 
bereit, wenn der Untersuchungsausschuß einen ent­
sprechenden, den Schutz der besonderen gesetz­
lichen Geheimhaltungsvorschriften des § 139 b Abs. 1 
Satz 3 GewO, § 35 SGB 1 gewährleistenden Beschluß 
im Sinne des § 353 b Abs. 2 Nr. 1 StGB faßt. 
Gemäß Art. 9 Abs. 1 und Abs. 2 Gesetz über die Un­
tersuchungsausschüsse des Bayerischen Landtags, 
Art. 25 Abs. 3 Bayerische Verfassung ist zu einem 
derartigen Beschluß die Mehrheit von 2/, der anwe­
senden Mitglieder des Untersuchungsausschusses 
erforderlich. Nachdem in der Sitzung am 24. 10. 1989 
eine derartige qUalifizierte Mehrheit wegen des Wider­
standes der dem Untersuchungsausschuß angehö­
renden Mitglieder der Oppositionsfraktionen nicht zu­
stande kam und das SIMAS die Akten nicht vorgelegt 
hätte, versperrten sich die Mitglieder der Oppositions­
fraktionen im Untersuchungsausschuß in der Sitzung 
am 07. 11. 1989 dem Geheimhaltungsbeschluß nicht 
weiter, der wie folgt gefaßt wurde: 
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• 1. Die gemäß Beschluß des Untersuchungsaus­
schusses vom 07. 11. 1989 vorzulegenden Akten 
des Gewerbeaufsichtsamtes Bayreuth und des 
Gewerbeärztlichen Dienstes, die in irgendeinem 
Zusammenhang stehen zu den in den Jahren 1946 
und 1947 diesen Behörden bekanntgewordenen 
Todesfällen durch Arbeiten mit Quecksilberverbin­
dungen bei der Chemischen Fabrik Marktredwitz 
(Schreiben des SIMAS vom 20. 10. 1989, AZ: II 
7/3400/42/89) werden gemäß Art. 9 Abs. 2 Gesetz 
über die Untersuchungsausschüsse des Bayeri­
schen Landtags, § 30 Geschäftsordnung für den 
Bayerischen Landtag unter Geheimhaltung ge­
stellt. 

Dies gilt nicht, 

- soweit der Akteninhalt offenkundig ist, 

- für Mitteilungen der Gewerbeaufsicht an die für den 
Immissionsschutz. Naturschutz, Brandschutz, Ge­
wässerschutz, die Abfallbeseitigung zuständigen 
Behörden sowie die für die Strafverfolgung zustän­
digen Behörden und für die Mitteilungen dieser Be­
hörden an die Gewerbeaufsicht. 

2. Ebenso werden die gemäß Beschluß des Untersu­
chungsausschusses vom 07. 11. 1989 vorzulegen­
den Akten des Gewerbeaufsichtsamtes Bayreuth, 
des Gewerbeärztlichen Dienstes und des Staats­
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung betref­
fend die Chemische Fabrik Marktredwitz der Jahre 
1971 bis zur Stillegung der Chemischen Fabrik 
Marktredwitz im Jahre 1985 (Schreiben des 
SIMAS vom 20.10.1989 zu 1.1.1bis1.4 des Unter­
suchungsauftrages) unter Geheimhaltung gestellt. 

3. Der Untersuchungsausschuß wird die Öffentlich­
keit gemäß Art. 25 Abs. 3 Satz 1 Bayerische Ver­
fassung, Art. 9 UAG für die Dauer der Beweisauf­
nahme über diese Akten, soweit sie gemäß Nrn. 1 
und 2 der Geheimhaltung unterliegen, ausschlie­
ßen. 

4. Außerhalb der Sitzungen des Untersuchungsaus­
schusses ist die Akteneinsicht über die gemäß 
Nrn. 1 und 2 unter Geheimhaltung gestellten Ak­
ten nur in den Diensträumen des Landtagsamtes 
und nur den Mitgliedern des Untersuchungsaus­
schusses nach Maßgabe des § 30 der Geschäfts­
ordnung für den Bayerischen Landtag möglich. 
Kopien oder Abschriften dürfen nicht gefertigt 
werden. 

5. Für die Einsicht in die Niederschriften geheimer 
Sitzungen gilt das unter Nr. 4 für die Einsicht in die 
Akten Gesagte entsprechend. Kopien oder Ab­
schriften aus den Niederschriften dürfen nicht ge­
fertigt werden. 

6. Aufgrund des Geheimhaltungsbeschlusses be­
steht im Hinblick auf den Inhalt der Akten die 
Pflicht zur Verschwiegenheit. Auf § 353 b Abs. 2 
Nr. 1 StGB wird hingewiesen.· 

Das SIMAS hat daraufhin mit Schreiben vom 
14. 11. 1989 folgende Akten vorgelegt: 

1 Ordner Betriebsakten Gewerbeaufsichtsamt Bay­
reuth 1946/47 

4 Ordner Betriebsakten Gewerbeaufsichtsamt Bay-
reuth 1971 bis Juli 1985 

1 Ordner Tagebuch .Enge• 
1 Ordner Tagebuch .Dr. Kellner· 
1 Ordner Akten des SIMAS 
2 Ordner Gewerbeärztlicher Dienst. 

Die Frage der Berechtigung der nichtöffentlichen Ver­
handlung und der Geheimhaltung blieb jedoch weiter­
hin umstritten, insbesondere auch als es darum ging, 

ob Zeugen aus dem Bereich der Gewerbeaufsicht und 
des Gewerbeärztlichen Dienstes in öffentlicher Sit­
zung vernommen werden können. Schließlich verlang­
te der Untersuchungsausschuß mit Beschluß vom 
05.12.1989 ein Rechtsgutachten des Landtagsamtes 
zu der Geheimhaltungsproblematik (siehe dazu näher 
unter 6.). 

c) Beschluß vom 05. 12. 1989: 
.Beim Landgericht Hof wurden die Protokolle des Ge­
richtsverfahrens gegen Verantwortliche der ehemali­
gen CFM angefordert, soweit in ihnen die Aussagen 
von Zeugen aus dem Bereich der Gewerbeaufsicht 
und der Berufsgenossenschaft festgehalten sind." 

In der Sitzung des Untersuchungsausschusses am 
16.01.1990 legte insoweit der Vertreter des Justizmi­
nisteriums aus dem Protokollband der Staatsanwalt­
schaft bei dem Landgericht Hof in der Strafsache Tro­
pitzsch AZ: 176 Js 11m/85 die Seiten 69 und 70, 
betreffend die Vernehmung des Herrn Dr. Kellner, in 
Ablichtung vor. 

d) Beschluß vom 06.03.1990: 
n 1. Zu Informationszwecken ist die Abschlußverfü­

gung der Staatsanwaltschaft Hof in den die Che­
mische Fabrik Marktredwitz betreffenden Verfah­
ren gegen Bedienstete der Behörden über das 
Bayerische Staatsministerium der Justiz beizu­
ziehen. 

2. Das 88.yerische Staatsministerium für Arbeit und 
Sozialordnung wird gebeten, die generelle Be­
gründung zu den BAT-Werten vorzulegen." 

Das StMdJ legte umgehend dem Untersuchungsaus­
schuß einen Abdruck der Entscheidung der Staatsan­
waltschaft beim Landgericht Hof vom 10. 11. 1989 vor, 
die den Inhalt hat, daß von der Einleitung von Ermitt­
lungsverfahren gegen Behörden-Verantwortliche im 
Zusammenhang mit Umweltdelikten durch die ehema­
lige Firma Chemische Fabrik Marktredwitz AG abge­
sehen wird. 

Zu der generellen Begründung betreffend Biologische 
Arbeitsstoff-Toleranz-Werte (BAT-Werte) hat das 
StMAS die Mitteilung der Senatskommission der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Prüfung ge­
sundheitsschädlicher Arbeitsstoffe .Bedeutung und 
Benutzung von BAT-Werten· aus dem Jahr 1989 über­
sandt. 

e) Beschluß vom 04.04.1990: 
nDie den Untersuchungsgegenstand Wasserwirtschaft 
gemäß Beschluß des Bayerischen Landtags vom 
12.10.1989 (LI. Drs. 11/13263) betreffenden Akten 
des Staatsministeriums des Innern, der Regierung von 
Oberfranken, des Landratsamtes Wunsiedel, des Lan­
desamtes für Wasserwirtschaft, der Landesanstalt für 
Wassertorschung sowie des Wasserwirtschaftsamtes 
Bayreuth seit 1971 werden beigezogen." 
Daraufhin hat das Bayerische Staatsministerium für 
Landesentwicklung und Umweltfragen (StMLU) mit 
Schreiben vom 19.04.1990 einen Aktenordner mit Ak­
ten der Bayerischen Landesanstalt für Wasserfor­
schung vorgelegt: das Bayerische Staatsministerium 
des Innern hat mit Schreiben vom 18.04.1990 insoweit 
folgende Akten vorgelegt: 
12 Aktenordner sowie 3 Schnellhefter des Landrats­

amtes Wunsiedel i. Fichtelgebirge 
6 Aktenordner des Wasserwirtschaftsamtes Bay­

reuth 
7 Aktenordner sowie 11 Schnellhefter der Regierung 

von Oberfranken 
8 Aktenordner des Landesamts für Wasserwirtschaft 
3 Aktenordner sowie 1 Schnellhefter des Staatsmini­

steriums des Innern 



Seite 8 Bayerischer Landtag · 11. Wahlperiode Drucksache 11/176n 

f) Beschluß vom 17.05.1990. 
.1. 

Die die Untersuchungsgegenstände Luftreinhaltung 
und Abfallbeseitigung gemäß Beschluß des Bayeri­
schen Landtags vom 12.10.1989 (Lt. Drs. 11/13263) 
betreffenden Akten des Staatsministeriums für Lan­
desentwicklung und Umweltfragen, der Regierung von 
Oberfranken, des Landratsamtes Wunsiedel und des 
Landesamtes für Umweltschutz seit 1971 werden bei­
gezogen. 

II. 
Die Akten der Stadt Marktredwitz seit 1970, soweit sie 
den Untersuchungsgegenstand betreffen, werden bei­
gezogen. 

III. 
Die Staatsregierung wird aufgefordert, einen Bericht 
darüber zu geben, was die GSB an die CFM zur Auf­
arbeitung geliefert hat und unter welcher Vorausset­
zung. M 

Daraufhin hat das StMLU mit Schreiben vom 
25.05. 1990 folgende Akten vorgelegt: 
1 Ordner der Regierung von Oberfranken 
3 Ordner des Landratsamtes Wunsiedel 
5 Ordner des Landesamtes für Umweltschutz 
2 Ordner des StMLU 
3 Heftungen der Stadt Marktredwitz. 
Außerdem hat dasStMLU darauf aufmerksam ge­
macht, daß das Bayer. Staatsministerium des Innern 
(StMdl) bereits zu einem früheren Zeitpunkt insoweit 
einschlägige Akten des Landratsamtes Wunsiedel vor­
gelegt hat 
Was die Akten der Stadt Marktredwitz betrifft, hat das 
Bayer. Staatsministerium des Innern mit Schreiben 
vom 29.05. 1990 für den Zeitraum 1970 bis 1971 5 Ak­
tenblätter übermittelt und darauf hingewiesen, daß die 
Akten der Stadt Marktredwitz zum Untersuchungsge­
genstand .Wasser· für den Zeitraum von 1971 bis 
1986 bereits mit IMS vom 18.04. 1990 dem Untersu­
chungsausschuß übermittelt worden sind. 
Das StMLU hat dem Untersuchungsausschuß mit 
Schreiben vom 11.06. 1990 die Stellungnahme der Fa. 
Gesellschaft zur Beseitigung von Sondermüll in Bay­
ern mbH vom 29. 05. 1990 zum Problem der Aufberei­
tung von Fremdabwässern durch die CFM übermittelt. 

5.2 Zeugen 
Die 34 Zeugen wurden nach Belehrung über die straf­
rechtlichen Folgen einer eidlichen oder uneidlichen 
Falschaussage in öffentlicher Sitzung, der Zeuge Enge zu 
einem großen Teil, die Zeugen Dr. Kellner, Loch und Prof. 
Dr. Valentin zu einem geringen Teil auch in nichtöffent­
licher Sitzung in folgenden Terminen einvernommen: 
Herr Dipl.-Chem. Gerd Albracht 16.01.90 u. 
zu 1.1bis1.3, 1.5, 1.6, 1.10 13.02.90 
des Untersuchungsauftrages 
(gern. Beschluß des UA vom 05. 12. 89) 
Herr Techn. Amtsrat Böhnke 19.06. 90 
zu 2.2.5 bis 2.2.9.2, 4. 
(gern. Beschluß des UA vom 31.05.90) 
Herr Ltd. Medizinaldirektor a. D. 27. 03. 90 
Dr. med. Günther Bühlmeyer 
zu 1.1 bis 1.6, 1.8, 1.10, 4. 
(gern. Beschluß des UA vom 06. 03. 
und 27.03.90) 
Herr Ltd. MR Dr. Heinz Günter Dahme 17.05.90 
zu 2. 1 bis 2.2. 12, 3., 4. 
(gern. Beschluß des UA vom 08. 05. 90) 
Herr RD Dipl.-Ing. Manfred Enge 28. 11.89 u. 
zu 1.1.2 (gern. Beschluß des UA v. 07. 11.89) 
zu 1.1bis1.5, 1.8 bis 1.10 23.01.90 
(gern. Beschluß des UA vom 05. 12. 89) 

Herr Ltd. Gewerbedirektor 
Dipl.-Ing. Leopold Fiebinger 
zu 1.1bis1.6, 1.8bis1.10 
(gern. Beschluß des UA vom 06. 03. 90) 

Herr ORR Dr. Rolf Frederking 
zu 2.2 bis 2.3.2, 4. 
(gern. Beschluß des UA vom 31.05.90) 

Herr Dipl.-Chem. Hans Friedl 
zu 1.1bis1.6, 1.8, 1.10 
(gern. Beschluß des UA vom 01.02. 90) 

Herr MR Bartholomäus Fürmaier 
2.2 bis 2.4.7, 3., 4. 
(gern. Beschluß des UA vom 31. 05. 90) 

Herr Gewerbeoberrat Dipl.-Chem. 
Dr. Reinhard Kellner 
zu 1.1bis1.6, 1.8 bis 1.10 
(gern. Beschluß des UA vom 05. 12.89 
und 13. 02. 90) 

Herr Regierungsamtmann 
Gerhard Kuhbandner 
zu 2. und 4. 
(gern. Beschluß des UA vom 04. 04. 90) 

Herr Klaus Kunz 
zu 1.1bis1.6, 1.9, 1.10 
(gern. Beschluß des UA vom 05. 12.89) 

Herr OB a. D. Hans-Achaz v. Lindenfels 
zu den im UA aufgeworfenen Fragen 
(gern. Beschluß des UA vom 31. 05. 90) 
Herr MDirig. Hans-Joachim Loch 
zu 1.1 bis 1.6, 1.8 bis 1.10, 4. 
(gern. Beschluß des UA vom 06.03.90; 
ergänzt 27.03. 90) 

Herr Medizinaldirektor a. D. 
Dr. med. Anton Pfab 
zu 1.1bis1.6, 1.10 
(gern. Beschluß des UA vom 07. 11. 
und 05. 12. 89) 

Herr ORR Dr. Paul Pongratz 
zu 2. 1 bis 2.2. 12, 3., 4. 
(gern. Beschluß des UA vom 08.05.90) 

Herr MR Erwin Pröbstle 
zu 2. 1 bis 2.2. 12, 3., 4. 
(gern. Beschluß des UA vom 08. 05. 90) 

Herr ORR Dr. Peter Rabl 
zu 2.2 bis 2.4.7, 3., 4. 
(gern. Beschluß des UA vom 31. 05. 90) 

Herr Bauoberrat Manfred Ruttner 
zu 2.1 bis 2.2.12, 3., 4. 
(gern. Beschluß des UA vom 08. 05. 90) 

Frau Dr. med. Erika Saure 
zu 1.1bis1.6, 1.10 
(gern. Beschluß des UA vom 01.02.90) 

Herr Karl-Heinz Schalter 
zu 1. und 4. 
(gern. Beschluß des UA vom 04.04.90) 

Herr Landrat a. D. Christoph Schiller 
zu den im UA aufgeworfenen.Fragen 
(gern. Beschluß des UA vom 31.05.90) 

Herr Verwaltungsamtsrat Heinz Seidel 
zu 2.1 bis 2.2.12, 3., 4. 
(gern. Beschluß des UA vom 08.05.90) 

Herr Regierungsrat Siegfried Seidel 
zu 2. bis 4. 
(gern. Beschluß des UA vom 04. 04. 90) 

06.03.90 

19.06.90 

06.03.90 

26.06.90 

13.02.90 

24.04.90 

16.01.90 

21.06.90 

08.05.90 u. 
29.05.90 

23.01.90 

17.05.90 

29.05.90 

26.06.90 

17.05.90 

06.03.90 

08.05.90 

21.06.90 

29.05.90 

24.04.90 

Herr Chemiedirektor Dr. Hans Arno Stammer 24. 04. 90 
zu 2.1bis2.2.12, 4. 
(gern. Beschluß des UA vom 04. 04. 90) 
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Herr Ltd. Regierungsdirektor a. D. 
Dr. Ludger Steidle 
zu 2.1 bis 2.2.12, 4. 
(gern. Beschluß des UA vom 04. 04. 
und 31. 05.90) 

Herr Techn. Amtmann Franz Sticht 
zu 2.2.S bis 2.S.2, 3., 4. 
(gern. Beschluß des UA vom 31. OS. 90) 

Herr Chemiedirektor Dr. Thorkill zur Mühlen 
zu 1.1.2 (gern. Beschluß des UA 
vom 07.11. und OS. 12.89) 

Herr Oskar Tropitzsch 
zu den in UA aufgeworfenen Fragen 
(gern. Beschluß des UA vom 31.0S.90) 

Herr Prof. Dr. med. Helmut Valentin 
zu 1.1bis1.6, 1.8, 1.10, 4. 
(gern. Beschluß des UA vom 01.02.90; 
ergänzt 27.03.90) 

Herr MDirig. Prof. Dr. Josef Vogl 
zu 2.2.S bis 2.S.2. 3., 4. 
(gern. Beschluß des UA vom 31. 05. 90) 

Herr Regierungspräsident a. D. 
Wottgang Winkler 
zu den im UA aufgeworfenen Fragen 
(gern. Beschluß des UA vom 31.05.90) 

Herr Ltd. Regierungsdirektor Eberhard Wolz 
zu 2.1 bis 2.2.12, 2.S, 4. 
(gern. Beschluß des UA vom 31.0S.90) 

Herr RD Dr. Otto Wunderlich 
zu 2.2 bis 2.4.7, 3., 4. 
(gern. Beschluß des UA vom 31. OS. 90) 

24.04.90 u. 
19.06.90 

26.06.90 

23.01.90 

21.06.90 

27.03.90 

26.06.90 

21.06.90 

19.06.90 

19.06.90 

Soweit für die als Zeugen vernommenen Beamten Aussa­
gegenehmigungen erforderlich waren, lagen diese vor. 
Zunächst waren für die zur Sitzung des Untersuchungs­
ausschusses am 2ß. 11. 1969 geladenen Beamten der Ge­
werbeaufsicht und des Gewerbeärztlichen Dienstes im 
Hinblick auf den besonderen Geheimhaltungsschutz des 
§ 139b Abs. 1 Satz 3 GewO Aussagegenehmigungen nur 
unter dem Vorbehalt erteilt worden, daß die Zeugenein­
vernahme unter Ausschluß der Öffentlichkeit erfolgt. Spä­
ter wurde statt eines Vorbehalts ein Hinweis auf die 
Pflicht zur Wahrung der besonderen gesetzlichen Ge­
heimhaltungsvorschriften in die Aussagegenehmigung 
aufgenommen. Im Vertauf der Verhandlungen des Unter­
suchungsausschusses zeigte sich jedoch, daß ein Aus­
schluß der Öffentlichkeit auch bei der Einvernahme der 
Beamten der Gewerbeaufsicht und des Gewerbeärztli­
chen Dienstes zur Wahrung schützenswerter Geschätts­
und Betriebsgeheimnisse der CFM weitgehend nicht not­
wendig war. Auch die gesundheitlichen Daten ehemaliger 
Arbeitnehmer der CFM, wie z. B. die Höhe des Quecksil­
bergehalts im Blut oder im Urin einer Person, waren zu 
schützen, konnten aber in öffentlicher Sitzung erörtert 
werden mit der Einwilligung der Betroffenen bzw., wenn 
eine Einwilligung nicht vorlag, in anonymisierter Form. 

Sämtliche Zeugen blieben unbeeidigt. 

S.3 Sachverständiger 

Als Sachverständiger wurde in der öffentlichen Sitzung 
am 17.0S.1990 Prof. Dr. Henschler, Würzburg, Vorsitzen­
der der Senatskommission der Deutschen Forschungs­
gemeinschaft zur Prüfung gesundheitsschädlicher Ar­
beitsstoffe vernommen, und zwar zu den in Nr. 4 des Un­
tersuchungsauftrages enthaltenen Fragen sowie zur Be­
deutung der Aussagekraft der MAK- und BAT-Werte im 
allgemeinen und der in der CFM gemessenen Werte 
(gern. Beweisbeschluß vom 01.02. und 27.03.1990). 

S.4 Weitere Unterlagen 
Als weitere Unterlagen standen dem Untersuchungsaus­
schuß u. a. zur Verfügung: 
- die Dissertation von Albert Weiter: Vergiftungen durch 

organische Quecksilberverbindungen, 1949 (Diss. 
med. München) 

- die Videoaufzeichnungen des Landratsamtes Wunsie­
del über den Zustand der CFM bei Betriebsschließung 
(vorgeführt und erläutert in der Sitzung am 16.01.1990 
durch Herrn RA Kuhbandner, Landratsamt Wunsiedel) 

S.S Berichterstattung 
In der öffentlichen Sitzung am OS.12.1989 erstattete der 
Abgeordnete Welnhofer Bericht zum Inhalt der von StMJ 
mit Schreiben vom 03. 11. 1989 übermittelten 22 Ermitt­
lungsberichte der Kriminalpolizeiinspektion Hof. 

6. Geheimhaltungsproblematik 
Zu größeren Auseinandersetzungen führte das Verlangen 
des Bayer. Staatsministeriums für Arbeit und Sozialord­
nung (SIMAS), im Hinblick auf die in§ 139b Abs. 1Satz3 
Gewerbeordnung normierte besondere Verschwiegen­
heitspflicht der Beamten der Gewerbeaufsicht die Akten 
der Behörden der Gewerbeaufsicht und des Gewerbe­
ärztlichen Dienstes unter Geheimhaltung zu stellen. 
§ 1~9 b Abs. 1 Satz 3 Gewerbeordnung normiert, die Be­
amten der Gewerbeaufsicht "vorbehaltlich der Anzeige 
von Gesetzwidrigkeiten zur Geheimhaltung der amtlich 
zu ihrer Kenntnis gelangenden Geschäfts- und Betriebs­
verhältnisse der ihrer Besichtigung und Prüfung unterlie­
genden Anlagen zu verpflichten". 
Das SIMAS stellte sich unter Berufung auf§ 139b Abs. 1 
Satz 3 Gewerbeordnung auf den Standpunkt, Akten der 
Behörden der Gewerbeaufsicht dem Untersuchungsaus­
schuß nur zugänglich machen zu können, wenn dieser 
Geheimhaltung zusichert; auch die der besonderen Ge­
heimhaltungspflicht des § 139b Abs. 1 Satz 3 Gewerbe­
ordnung unterliegenden Beamten könnten insoweit nur 
unter Ausschluß der Öffentlichkeit vernommen werden. 
Entsprechendes gelte für die Träger des Sozialgeheim­
nisses im Sinn der § 35 Abs. 1 Sozialgesetzbuch 1. 
Nachdem der Untersuchungsausschuß nach anfänglicher 
Weigerung seitens der den Oppositionsfraktionen an­
gehörenden Ausschußmitglieder in der Sitzung am 
07.11.1989 einen entsprechenden Geheimhaltungsbe­
schluß, zu welchem gemäß Art. 9 Abs. 2 UAG eine Mehr­
heit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder des Un­
tersuchungsausschusses erforderlich ist, bezüglich der 
Akten der Gewerbeaufsicht und des Gewerbeärztlichen 
Dienstes einstimmig gefaßt hatte, kam es bei der Verneh­
mung der Zeugen aus dem Bereich der Gewerbeaufsicht 
und des Gewerbeärztlichen Dienstes zu Kontroversen 
bei der Frage, ob die Öffentlichkeit auszuschließen sei. 
Schließlich erstattete das Landtagsamt aufgrund des Be­
schlusses des UA vom OS. 12. 1989 ein Rechtsgutachten 
zur Bedeutung der Verschwiegenheitspflicht gemäß 
§ 139b Abs. 1 Satz 3 Gewerbeordnung für die Öffentlich­
keit der Verhandlungen des Untersuchungsausschusses. 
Das vom Landtagsamt erstellte Gutachten wurde in der 
Sitzung des Untersuchungsausschusses am 13.02.1990 
an die Mitglieder des Untersuchungsausschusses ver­
teilt. Zu einer Beratung des Rechtsgutachtens im Unter­
suchungsausschuß kam es allerdings nicht. Die darin be­
handelten Fragen waren deshalb für die Arbeit des Aus­
schusses nicht mehr von Bedeutung, weil die vom Aus­
schuß aus dem Bereich der Gewerbeaufsicht und des 
Gewerbeärztlichen Dienstes nach Erstellung des Gutach­
tens gehörten Zeugen in öffentlicher Sitzung vernommen 
werden konnten - unter Zurückhaltung bei Punkten, die 
unter dem Gesichtspunkt des § 139b Gewerbeordnung 
als sensibel anzusehen sind. Nur einige Zeugen wurden 
zu einigen wenigen Fragen danach noch in nichtöffent­
licher Sitzung gehört. 
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VORBEMERKUNG 

Die Chemische Fabrik Marktredwitz AG (CFM) ging aus einer 
bereits 1788 gegründeten Chemischen Fabrik hervor. Sie darf 
wohl als älteste chemische Fabrik in Deutschland bezeichnet 
werden. 

Neben anorganischen Grundchemikalien wie Schwefelsäure, 
Salpetersäure und Chlorkalk wurden seit der Gründung der 
CFM Quecksilberverbindungen hergestellt; nach den Anga­
ben der Firma produzierte die Fabrik bereits um 1800 jährlich 
etwa 10 Tonnen quecksilberhaltige Stoffe. 

Seit 1890 hat sich der Betrieb zunehmend auf Quecksilber­
präparate spezialisiert. Das Unternehmen galt in der Folgezeit 
als bedeutendste Spezialfabrik auf diesem Sektor und deckte 
einen großen Teil des Weltmarktbedarfs an Quecksilberprä­
paraten. 

Die Betriebsgebäude und die Produktionsanlagen waren zum 
Großteil völlig veraltet. Durch einen 200 Jahre langen. durch 
gesetzliche Vorschriften nicht oder unzureichend reglemen­
tierten Produktionsablauf mit Quecksilber bzw. Quecksilber­
verbindungen waren sie stark verunreinigt. Dies ist erst bei 
den Abbrucharbeiten nach der Betriebsschließung im vollen 
Umfang evident geworden. 

Im Vordergrund der Belastung und Beanspruchung der Be­
schäftigten der CFM standen Einwirkungen von Gefahrstof­
fen in Form von Stäuben und Dämpfen. Die größte gesund­
heitliche Belastung ging dabei von elementarem Quecksilber 
und seinen Verbindungen sowie den daraus in der CFM her­
gestellten Präparaten wie z.B. Schädlingsbekämpfungsmit­
teln und Holzschutzmitteln aus. Weitere Belastungen konnten 
beim Umgang mit organischen Lösemitteln, organischen 
Chlorverbindungen, Säuren und Laugen auftreten. 

Das Landratsamt Wunsiedel untersagte der CFM mit Be­
scheid vom 19.6.1985 gemäß Art. 68 Abs. 3 und Art. 81 Abs. 1 
Bayer. Wassergesetz (BayWG), Betriebsabwässer und son­
stige Abwässer in die Kösseine einzuleiten. Mit Bescheid 
vom 20.06.85 hat es gemäß Art. 68 Abs. 3 BayWG der CFM 
die Benutzung der Betriebskanäle untersagt, soweit diese 
ungereinigtes Betriebsabwasser aus der Verarbeitung von 
Quecksilber oder quecksilberhaltigen Stoffen führen. Damit 
wurde bereits faktisch eine Stillegung des Betriebes der CFM 
ausgesprochen. Das Landratsamt hat mit Bescheid vom 
27.06.85 gemäß Art. 68 Abs. 3, 81 BayWG, Art. 6 Bayer. Lan­
desstraf- und Verordnungsgesetz, Art. 2 Abs. 1 Bayer. Immis­
sionsschutzgesetz weiterhin angeordnet, die gesamte Pro­
duktion und den Betrieb des Destillationsofens sofort einzu­
stellen. Der weitere Betrieb der CFM wurde schließlich mit 
Bescheid vom 11.07.85 gemäß § 20 Abs. 3 des Bundes-Im­
missionsschutzgesetzes wegen Unzuverlässigkeit des Be­
treibers untersagt. 

MASSNAHMEN DER BEHÖRDEN IM BEREICH DES 
GESUNDHEITSSCHUTZES AM ARBEITSPLATZ 

A. Ergebnis der Beweisaufnahme 

1. Maximale Arbeltsplatzkonzentrallons-Werte 
1MAK-Werte) 

Der MAK-Wert (maximale Arbeitsplatzkonzentration) ist 
die Konzentration eines Stoffes in der Luft am Arbeits­
platz. bei der im allgE11Tieinen die Gesundheit der Arbeit­
nehmer nicht beeinträchtigt wird. 

Der MAK-Wert beträgt 

- seit 1958 für Quecksilber 0,1 mg/m' Luft und 

- seit 1966 für organische Quecksilber-Verbindungen 
(berechnet als Quecksilber) 0.01 mg/m' Luft. 

Für anorganische Quecksilber-Verbindungen ist kein 
MAK-Wert festgelegt. 

Die MAK-Werte sind historisch als 8-Stunden-Mittelwerte 
konzipiert und angewendet worden. In der Praxis 
schwankt jedoch die aktuelle Konzentration der Arbeits­
stoffe in der Atemluft häufig in erheblichem Ausmaß. 

Nach den für elementares Quecksilber in der MAK-Wer­
te-Liste getroffenen Festlegungen darf der MAK-Wert für 
Quecksilber einmal pro Schicht im laufe von 30 Minuten 
bis zum Zehnfachen überschritten werden. Dieser Spit­
zenwert kann aber nur dann als unbedenklich gelten, 
wenn gleichzeitig der Schichtmittelwert den MAK-Wert 
nicht überschreitet. 

MAK-Werte werden in der Bundesrepublik Deutschland 
durch die Senatskommission der Deutschen For­
schungsgemeinschaft zur Prüfung gesundheitsschäd­
licher Arbeitsstoffe aufgestellt und in Form der sog. 
MAK-Werte-Liste veröffentlicht, die jährlich fortgeschrie­
ben wird. Seit 1981 wird die MAK-Werte-Liste vom Aus­
schuß für gefährliche Arbeitsstoffe (seit 1986 .Ausschuß 
für Gefahrstoffe") beim Bundesarbeitsminister als techni­
sche Regel für Gefahrstoffe (TAGS 900) beschlossen 
und anschließend vom Bundesarbeitsminister im Bun­
desarbeitsblatt veröffentlicht. Diese technischen Regeln 
hat der Arbeitgeber nach der Arbeitsstoff-Verordnung 
vom 17.9.1971 (1986 durch die Gefahrstoff-Verordnung 
abgelöst) einzuhalten. 

Im internationalen Vergleich ergeben sich folgende 
Werte: 

USA: 0,05 mg/m' Luft für metallisches 
Quecksilber 

Niederlande: 0,05 mg/m' Luft für metallisches 
Quecksilber 

Schweden: 0,05 mglm' Luft für metallisches 
Quecksilber 

Schweiz: 0.05 mglm' Luft für metallisches 
Quecksilber 

Der Sachverständige Prof. Henschler erklärte auf die Fra­
ge, ob es vertretbar sei, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland im Gegensatz zu anderen Ländern ein um 
den Faktor 2 höherer MAK-Wert für Quecksilber festge­
legt sei: „Bei kritischer Würdigung aller vorliegenden Be­
funde muß man z.Zt. davon ausgehen, daß bei Durch­
schnittskonzentrationen in der Luft größer als 0, 1 mg/m3 

Gesundheitsschädigungen möglich sind; bei Konzentra­
tionen unterhalb 0, 1 mg/m3 sind keine objektivierbaren 
quecksilberbedingten Schädigungen, sondern nur sub­
jektive Beschwerden sowie biologische Veränderungen 
ohne nachgewiesenen Krankheitswert beschrieben." 

Der Sachverständige Prof. Henschler ließ erkennen, daß 
einige neue Arbeiten erschienen sind, die es berechtigt 
erscheinen lassen, den Wert zu senken. Das sei aber ein 
Prozeß, .in dem sich die Senatskommission zur Zeit be­
finde. 

Im Zeitraum 1974 bis 1985 wurden vom Landesinstitut für 
Arbeitsschutz und vom Berufsgenossenschaftlichen In­
stitut für Arbeitssicherheit (vormals Staubforschungsin­
stitut des Hauptverbandes der gewerblichen Berufsge­
nossenschaften) in der CFM insgesamt acht Meßreihen 
mit mehr als 100 Einzelmessungen durchgeführt. 

Bei den durchgeführten Messungen ist zwischen Kurz­
zeit- und Langzeitmessungen zu unterscheiden. 

Kurzzeitmessungen werden vorgenommen, um die Kon­
zentration der Arbeitsstoffe in der Atemluft bei betrieb­
lichen Vorgängen festzustellen, die sich naturgemäß nur 
über kürzere Zeiträume, zumeist nur wenige Minuten, er­
strecken, wie beispielsweise das Entleeren von Reak-
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tionsbehältern. Kurzzeitmessungen lassen daher keine 
Rückschlüsse auf die Dauerbelastung an einem Arbeits­
platz zu. 

Langzeitmessungen dauern hingegen mindestens zwei 
Stunden und erstrecken sich in der Regel über einen 
ganzen Arbeitstag. Nur sie geben ein objektives Bild 
über die tatsächliche Belastung am Arbeitsplatz. 

Die Messungen ergaben zum Teil deutliche Überschrei­
tungen des MAK-Wertes. Die Meßergebnisse sind in der 
folgenden Übersicht zusammengefaßt: 

Datum der MAK-Wert Anzahl der 
Messung Meßstellen 

14.05.1974 0,1 mg/m3 9 
bzw. 
09.9.-11.9.74 

11.11.1976 0,1 mgim' 9 
0,01 mg/m3 6 

02.02.19n 0,1 mg/m' 3 
0,01 mg/m' 3 

14.-17.2.77 0,1 mg/m' 10 
0,01 mg/m3 6 

4.12.-5.12.79 0,01 mg/m3 8 
24.6.-25.6.80 0,1 mgim' 11 

15.7.-16.7.82 0,1 mgim' 28 

Überschreitungen 
des MAK-Wertes 
Anzahl höchste 

Über-
schreitung 

8 13fach 

5 2,5fach 
6 69fach 

3 1500fach') 
7 32fach') 
6 2600fach') 

?fach 

4 36,5fach') 

14 4055fach') 

Bei der Beurteilung der Meßergebnisse sind folgende 
Gesichtspunkte zu berücksichtigen: 

Bei den in den Jahren 1974 bis 1977 durchgeführten 
Messungen wurden, wie aus der obigen Tabelle ersicht­
lich ist, Überschreitungen bis zum 2600fachen ermittelt. 
Diese Überschreitungen wurden in drei Fällen nicht 
durch Langzeitmessungen, sondern aufgrund von Kurz­
zeitmessungen bei betrieblichen Vorgängen festgestellt, 
die sich naturgeniäB nur über kürzere Zeiträume, zumeist 
wenige Minuten, erstreckten. 

Bei den am 24. und 25. Juni 1960 durchgeführten Mes­
sungen ist an vier Meßstellen eine Überschreitung wahr­
scheinlich, da bei diesen vier Meßstellen aus den vorge­
nommenen Kurzzeitmessungen mit einiger Wahrschein­
lichkeit auf die Überschreitung auch des auf 8 Stunden 
bezogenen MAK-Wertes geschlossen werden kann. 

Zu diesen Überschreitungen an vier Meßstellen ist weiter 
darauf hinzuweisen, daß es sich in zwei Fällen um Kalo­
mel (Quecksilber-1-chlorid) handelte, also um eine anor­
ganische Quecksilberverbindung. Für anorganische 
Quecksilberverbindungen aber ist - wie oben schon dar­
gelegt - bis heute kein MAK-Wert festgelegt. Kalomel ist 
außerdem nach der derzeit geltenden Gefahrstoffverord­
nung lediglich als mindergiftig eingestuft. Kalomel ist, wie 
die übrigen anorganischen Quecksilberverbindungen so­
mit nur hilfsweise am MAK-Wert für metallisches Queck­
silber bewertet und kann damit nicht - wie dies in der 
Presse immer wieder geschehen ist - mit dem giftigen 
metallischen Quecksilber gleichgesetzt werden. 

Bei den am 15. und 16. Juli 1982 durchgeführten Messun­
gen war, wie aus der Tabelle ersichtlich ist, an vierzehn 
Meßstellen eine Überschreitung wahrscheinlich, darunter 
auch eine Überschreitung bis zum 4055fachen des MAK­
Wertes. Bei diesem Spitzenwert handelte es sich jedoch 
um eine kurzzeitige Überschreitung beim Austragen des 
mindergiftigen Kalomels nach dem Mahlen. 

') Kurzzeitexposition 
2) Kurzzeitexposition beim Austragen des mindergiftigen Kalomel 

Auf die Frage, wie Überschreitungen des MAK-Wertes 
für Quecksilber im Hinblick auf eine gesundheitliche Ge­
fährdung der Beschäftigten zu werten sind, stellte der 
Zeuge Professor Dr. Henschler fest: „Generell ist es so, 
daß mit Überschreitung nur die Wahrscheinlichkeit zu­
nimmt, daß jemand Krankheitszeichen entwickelt. Oie 
Wahrscheinlichkeit steigt mit dem Ausmaß des Über­
schreitens fort, aber Rückschlüsse auf den individuellen 
Fall können nicht gezogen werden bis zu einer gewissen 
Grenze, die ich am Beispiel Blei wohl angedeutet habe. 
Ich kann die hier nicht nennen ... ". 

Daß die Überschreitungen auch zurückgegangen sind, 
zeigt die folgende Übersicht: ') 

Bereich Datum 
der Messung 

Metallorganlache Synthesen 

Raum 13 09.09.1974 
15.11.1976 
24.06.1960 
15.07.1982 

Nebenraum zu Raum 13 15.11.1976 
25.06.1980 

Abfüllraum Beize 15.11.1976 
15.07.1982 

Anorganische Synthesen 

Albus-Raum 15.11.1976 
16.07.1982 

Hahnemann-Raum 15.11.1976 
15.07.1982 

Flavus-Raum 01.03.1977 
24.06.19ß0 
16.07.1982 

Sublimatraum 01.03.1977 
24.06.1980 
16.07.1982 

Sozialanlagen 

Männer-Waschraum in 01.03.1977 
den alten Anlagen 

Männer-Schwarz-Raum 16.07.19ß2 

Ergebnis 
der Messung 

0,3 mg/m3 

0,12 mgim' 
0,06 mg/m3 

0,06 mg/m' 

0,39 mg/m' 
0,017 mgim' 

0,69 mg/m3 

0,07 mg/m 3 

0,25 mg/m' 
0,07 mg/m' 

-0,12 mg/m' 
0,05 mg/m' 

3,2 mg/m3 

0,08 mg/m 3 

0,21 mg/m' 

1,8 mg/m3 

0,34 mg/m' 
0,29 mg/m' 

0,13 mg/m' 

0,05 mg/m3 

2. Blologlache Arbeitsstoff-Toleranz-Werte (BAT-Werte) 

Kriterium für die gesundheitliche Belastung quecksil­
berexponierter Arbeitnehmer ist neben der Belastung 
der Luft am Arbeitsplatz die Konzentration von Quecksil­
ber in den Körperflüssigkeiten Urin und Blut (biologische 
Arbeitsstoff-Toleranz-Werte - BAT-Werte). Wie bei den 
MAK-Werten wird i.d.R. eine Arbeitsstoffbelastung von 
maximal 8 Stunden täglich und 40 Stunden wöchentlich 
zugrunde gelegt. 

Es ist nach Aussage des Sachverständigen Prof. 
Henschler unbestritten, daß aus Überschreitungen des 
BAT-Wertes - auch wenn sie durch Einflüsse des Ar­
beitsplatzes regelhaft erzielt werden - ein Rückschluß 
auf eine konkrete Gesundheitsgefahr nicht zulässig ist; 
ferner ist es nach Angaben der vom Ausschuß gehörten 
Zeugen und Sachverständigen nicht möglich, Blut- und 
Harnwerte anzugeben, oberhalb derer Erkrankungen 
durch Quecksilberverbindungen mit hoher Wahrschein­
lichkeit eintreten. 

1) Weitere Vergleiche sind nicht möglich. Sie wären mit großer Unsi­
cherheit behaftet, da sich zum einen die Raumbezek:hnungen im 
Laute der Jahre geändert haben (z.B. wurde der sog. Äthylraum spä­
ter als Raum 13 bezeichnet) und zum anderen In den Räumen an an­
deren Stellen oder bei anderen Tätigkeiten gemessen wurde. 
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Eine verbindliche Festlegung der BAT-Werte erfolgte 
erstmals 1982; vorher war man in der betrieblichen Pra­
xis auf die in der wissenschaftlichen Literatur vertretenen 
Werte angewiesen. Diese schwankten zwischen 50 und 
1000 Mikrogramm (- 1 Millionstel Gramm) Quecksilber 
pro Liter Urin. 
Im einzelnen haben sich die BAT-Werte wie folgt „ent­
wickelt": 

Bis 1970 wurde allgemein ein Wert von 250 Mikrogramm 
Quecksilber pro Liter Urin akzeptiert. 

Im Jahr 1971 gab der Hauptverband der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften ~Berufsgenossenschaftliche 
Grundsätze für arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersu­
chungen" bei Gefährdung durch Quecksilber heraus. 
Diese Berufsgenossenschaftlichen Grundsätze sollten 
dem Arzt „Anhaltspunkte" geben für gezielte arbeitsme­
dizinische Vorsorgeuntersuchungen, um Erkrankungen, 
die durch Quecksilber oder seine Verbindungen entste­
hen können, zu verhindern oder frühzeitig zu erkennen. 
Als tolerierbarer Wert der Quecksilber-Konzentration im 
Urin wurden weniger als 100 Mikrogramm Quecksilber 
pro Liter Urin angegeben. 
1981 wurden die arbeitsmedizinisch . zulässigen Grenz­
werte 
- für metallisches Quecksilber und Quecksilber in anor­

ganischer Bindung mit 50 Mikrogramm pro Liter Blut 
und mit 200 Mikrogramm pro Liter Urin und 

- für Quecksiiber in organischer Bindung mit 100 Mikro-
gramm pro Liter Blut 

angegeben. 
Diese Werte sind identisch mit den 1982 von der Senats­
kommission zur Prüfung gesundheitsschädlicher Ar­
beitsstoffe erstmals festgelegten biologischen Arbeits­
stofftoleranzwerten für Quecksilber. BAT-Werte werden 
von dieser Kommission seit 1979 aufgestellt und gemein­
sam mit den MAK-Werten in der sog. MAK-Werte-Liste 
veröffentlicht, die seit 1981 vom Bundesarbeitsminister 
als technische Regeln für gefährliche Arbeitsstoffe 900 
im Bundesarbeitsblatt bekanntgemacht werden. Auch 
sie sind für die Betriebe verbindlich. 
Bis 1976 führte das Landesinstitut für Arbeitsmedizin auf 
Veranlassung des staatlichen Gewerbearztes Harnrei­
henuntersuchungen bei den Beschäftigten der CFM 
durch. Nach 1976 wurden die Harnreihenuntersuchungen 
ebenso wie die seit 1979 durchgeführten Blutuntersu­
chungen auf Quecksilber durch das Institut für Arbeits­
und Sozialmedizin der Universität Erlangen/Nürnberg 
vorgenommen. 
Die Reihenuntersuchungen der Blutwerte, die nach An­
gaben der Sachverständigen aussagekräftiger sind als 
die Urinwerte, brachten folgende Ergebnisse: 

Jahr Anzahl der Anteil der Anteil der 
Analysen Analysen Analysen 

mit mehr als mit mehr als 
50 µg Queck- 100 µg Queck-
silber/l 81~t silber/I Blut 

1979 74 59% 29,5% 
1980 75 65% 25,0% 
1981 62 50% 19,0% 
1982 73 24% 7,0% 
1983 68 25% 7,0% 
1984 65 36% 18,0% 
1985 20 35% 0,0% 

Die festgestellten Höchstwerte beliefen sich 1980 auf 345 
Mikrogramm pro Liter Blut (?fache Überschreitung des 
Grenzwertes von 50 Mikrogramm Quecksilber/I Blut), 
1981 auf 203 (vierfache Überschreitung) und 1982 auf 
167,5 (3fache Überschreitung). 

3. 

Die für die Jahre 1979, 1983, 1984 und 1985 festgestellten 
Höchstwerte können den Akten. die dem Ausschuß 
übermittelt wurden, nicht entnommen werden. 

Aus obiger Tabelle ergibt sich, daß in den Jahren 1982 
und 1983 ein deutlicher Rückgang der Quecksilberwerte 
festzustellen ist. 1984 ist die Situation wieder schlechter 
geworden. Die Ursache dafür liegt im allmählichen Zerfall 
der technisch-organisatorischen Ordnung des Betriebes, 
verursacht durch die immer schwieriger gewordene wirt­
schaftliche Situation. 

Die bei den Harnreihenuntersuchungen 1974 - 1977 fest­
gestellten Höchstwerte beliefen sich 1974 auf 1230 Mi­
krogramm pro Liter Urin (6,2fache Überschreitung des 
Grenzwertes von 200 Mikrogramm Quecksilber/! Urin), 
1975 auf 1600 (8fache Überschreitung), 1976 auf 1710 
(8,6fache Überschreitung) und 1977 auf 1096 (5,5fache 
Überschreitung). 

Für die Jahre 1973 und 1978 enthalten die Akten keine 
Angaben. 

Ergebnisse arbeltsmedlzlnlscher Vorsorge­
untersuchungen 

Oie den Einwirkurigen von Quecksilber und seinen Ver­
bindungen ausgesetzten Beschäftigten der CFM wurden 
in den Jahren 1947 -1981 durch Ärzte aus Marktredwitz 
und danach durch das Werksarztzentrum Selb arbeits­
medizinisch untersucht und betreut. 

Ziel dieser auf den berufsgenossenschaftlichen Grund­
sätzen für arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen 
"G 9, Quecksilber und seine Verbindungen" basierenden 
Untersuchungen ist es, festzustellen, ob Beschäftigte 
aufgrund der durch die Einwirkung von Quecksilber und 
seiner Verbindungen erwachsenen Belastungen an ihren 
Arbeitsplätzen weiter beschäftigt werden können oder 
auf andere Arbeitsplätze umgesetzt werden müssen. 

Die Ergebnisse dieser arbeitsmedizinischen Vorsorge­
untersuchungen sind für jeden Beschäftigten in einer Ge­
sundheitskartei festzuhalten. In dieser Gesundheitskartei 
heißt es dann entweder .dauernd nicht geeignet" .• befri­
stet nicht geeignet", .bedingt geeignet" oder .geeignet". 

Der Arbeitgeber hat die Gesundheitskartei und die ärztli­
chen Bescheinigungen für jeden Arbeitnehmer bis zu 
dessen Ausscheiden aufzubewahren. Danach sind dem 
Arbeitnehmer der ihn betreffende Auszug aus der Kartei 
und die ärztlichen Bescheinigungen auszuhändigen. 

Nach Angaben der Berufsgenossenschaft Chemie waren 
aus der Gesundheitskartei für die Beschäftigten bei der 
CFM über die durchgeführten arbeitsmedizinischen Vor­
sorgeuntersuchungen folgende Ergebnisse ersichtlich: 

Gesundheitliche Bedenken 

Jahre 

Nein 
Nein (bedingt) 
Ja (befristet) 
Ja 

1977 1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 

18 89 73 71 49 49 40 36 9 
4 4 2 3 19 'E 24 6 

1 1 2 
1 

Weitere Beschäftigungsbeschränkungen aufgrund der 
Vorsorgeuntersuchungen sind dem Gewerbeaufsichts­
amt Bayreuth nach den Feststellungen des Ausschusses 
nicht bekanntgeworden. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß 
aufgrund der bestehenden ärztlichen Schweigepflicht 
dem Gewerbeaufsichtsamt lediglich die Ergebnisse der 
arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchungen bekannt 
werden, nicht aber die Untersuchungsbefunde selbst. 
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Das Gew0rbeaufsichtsamt kann also Maßnahmen auf Un­
tersuchungsbefunde nur dann stützen, wenn ihm diese 
mit Zustimmung der betroffenen Arbeitnehmer bekannt­
gemacht werden; im übrigen können Überwachung und 
Anordnung von Maßnahmen nur auf die Eintragungen in 
der Gesundheitskartei gestützt werden. 

4. Berufskrankheltengeschehen 

4.1 Berufskrankheiten mit tödlichem Au1gang 

1946 und 1947 kam es in der CFM bei Arbeiten mit 
Quecksilber-Verbindungen zu schweren Quecksilber­
vergiftungen, an deren Folgen im Oktober 1946 ein Be­
schäftigter und im Verlauf des Jahres 1947 weitere 7 Be­
schäftigte verstarben. 

Außerdem ist im Jahr 1981 ein Mitglied der Belegschaft, 
Arthur R., verstorben. Bei Arthur R. waren sehr hohe 
Überschreitungen der BAT-Werte festgestellt worden. So 
wurden beispielsweise bei der am 17. Dezember 1980 
durchgeführten Untersuchung 1840 µg Quecksilber/Liter 
Urin bzw. 345 µg Quecksilber/Liter Blut festgestellt. Des­
sen ungeachtet haben drei Gutachter (Valentin, Forth 
und Henschler) übereinstimmend festgestellt, daß es 
nicht wahrscheinlich sei, daß hier ein ursächlicher Zu­
sammenhang zwischen Quecksilbereinwirkung und To­
desfall besteht, weshalb auch der Antrag der Witwe auf 
Rente nach § 590 RVO abgelehnt wurde. 

4.2 Übrige !!erufskrankhelten 

Nach Mitteilung der Berufsgenossenschaft der chemi­
schen Industrie sind konkrete Aussagen über das Be­
rufskrankheitsgeschehen in der Zeit vor 1953 nicht mehr 
möglich. Eine Ausnahme stellen die Ereignisse der Jahre 
1946 und 1947 dar. In den Jahren 1946/47 wurden (neben 
den bereits erwähnten 8 Todesfällen) 5 berufsbedingte 
Quecksilbererkrankungen von der Berufsgenossenschaft 
als Berufskrankheiten anerkannt und durch eine Rente 
entschädigt. In der Folgezeit bis zur Schließung der CFM 
wurden 3 weitere berufsbedingte Quecksilbererkrankun­
gen als Berufskrankheiten anerkannt und durch eine 
Rente entschädigt, zwei davon jedoch nur vorüberge­
hend; in vier weiteren Fällen wurden Berufskrankheiten 
dem Grunde nach anerkannt, jedoch nicht durch eine 
Rente entschädigt. 

5. Die Mängel beim technischen, hygienischen und medi­
zinischen Arbeitsschutz 

Bauliche Ausführung und Zustand der Betriebsgebäude, 
der Produktionsanlagen und der Sozialräume entspra­
chen zu keinem Zeitpunkt den an einen quecksilberverar­
beitenden Betrieb nach dem Stand der Technik zu stel­
lenden Anforderungen. Aber auch die vom Betrieb zu 
treffenden organisatorischen Maßnahmen wie z. B. die 
Unterweisung der Beschäftigten über die von Quecksil­
ber ausgehenden Gefahren und die persönlichen Schutz­
maßnahmen waren völlig unzureichend. Der Betrieb der 
CFM war damit ein ständiger Gefahrenherd für die Be­
schäftigten. 

Die vom Ausschuß festgestellten Mängel ergeben sich 
aus den vom Gewerbeaufsichtsamt, dem gewerbeärztli­
chen Dienst und der Berufsgenossenschaft veranlaßten 
Maßnahmen. Um Wiederholungen zu vermeiden, darf auf 
die nachfolgenden Ausführungen zu Nr. 6.1 verwiesen 
werden. 

6. Maßnahmen der Behörden zur Behebung bzw. Vermin­
derung dieser Mängel 

6.1 Maßnahmen der Gewerbeaufsicht und des gewerbe­
ärztllchen Dienstes 

Die Aufgaben der Gewerbeaufsicht werden in Bayern 
vom Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung und 
- ihm unmittelbar nachgeordnet - von den neun Gewer­
beaufsichtsämtern, dem Landesinstitut für Arbeitsschutz 
und dem Landesinstitut für Arbeitsmedizin, der Dienst­
stelle der Gewerbeärzte, Wahrgenommen. 

Oie Kernbereiche der Tätigkeit der Gewerbeaufsicht lie­
gen zum einen im Arbeitsschutz, also in der Verhütung 
von Arbeitsunfällen, von Berufskrankheiten und sonsti­
gen arbeitsbedingten Erkrankungen, zum anderen in der 
Sicherheitstechnik, d.h. im Schutz der Beschäftigten und 
der Bürger vor Risike:n der Technik. 

Um ihrer Aufgabenstellung gerecht zu werden, informiert 
und berät die Gewerbeaufsicht in vielfältiger Hinsicht die 
Beschäftigten und die Verantwortlichen in den Betrieben, 
beispielsweise über sicherheitstechnische Bestimmun­
gen für Geräte, Maschinen, überwachungsbedürftige An­
lagen und Arbeitsräume sowie über Schutzmaßnahmen 
beim Umgang mit Gefahrstoffen und über neu entwickel­
te, risikoärmere Ersatzstoffe. 

Neben dieser Informations- und Beratungstätigkeit kön­
nen die Gewerbeaufsichtsämter auch staatliche Sank­
tionsmaßnahmen aussprechen, wenn es der Gesund­
heitsschutz der Beschäftigten ertordert. Sie sind ermäch­
tigt, Anordnungen zu erlassen, wenn die Vorschriften, die 
sie zu vollziehen haben, unmittelbar ein Anordnungsrecht 
begründen. Solche Befugnisnormen sind z.B. die§§ 24a, 
25, 105j, 120d, 120f, 139b, 139g der Gewerbeordnung. 
Damit haben die Gewerbeaufsichtsämter die Möglichkeit 
zur Stillegung von Anlagen; sie können ein Verbot der 
Weiterbeschäftigung aller oder bestimmter Arbeitnehmer 
aussprechen; sie können vertügen, daß bestimmte Tätig­
keiten zu unterlassen sind, sie können aber auch die 
Schließung von Neben- oder Hilfsbetrieben oder einzel­
ner Abteilungen anordnen. 

Dem Landesinstitut für Arbeitsmedizin sind die Aufgaben 
des medizinischen Arbeitsschutzes übertragen. Im ein­
zelnen nimmt es u.a. folgende Aufgaben war: 

- Beratung der Betriebe in betriebsärztlichen Belangen 
sowie Unterstützung der Betriebsärzte in arbeitsmedi­
zinischen Angelegenheiten, 

- hygienische und arbeitsmedizinische Beratung und 
Überprüfung von gewerblichen Betrieben, 

- Reihenuntersuchungen in gesundheitsgefährdenden 
Betrieben, 

- Überwachung gesundheitsgefährdeter Arbeitnehmer­
gruppen, 

- Wahrnehmung des medizinischen Arbeitsschutzes 
nach den Berufskrankheiten-Verordnungen, 

- Ermächtigung und Kontrolle der Überwachungsärzte, 

- Betreiben von Aufklärungstätigkeit auf dem Gebiet 
des medizinischen Arbeitsschutzes, um die Kenntnis­
se über berufliche Gesundheitsgefahren und deren 
Verhütung zu vergrößern. 

Die Möglichkeit, Anordnungen . durchzusetzen, hat der 
gewerbeärztliche Dienst nicht. Soweit er Anordnungen 
für geboten hält, bedarl es der Einschaltung der Gewer­
beaufsichtsämter. 

Das Gewerbeaufsichtsamt Bayreuth hat aufgrund der Er­
gebnisse der Betriebsbesichtigungen in der CFM die 
nachstehend zusammenfassend dargestellten• Maßnah­
men angeordnet. Sie sind in dem angegebenen Durch­
führungszeitraum (vgl. rechte Spalte) durchgeführt wor­
den. 
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Maßnahmen Durchführungs- Maßnahmen Durchführungs-
zeltraum zeit raum 

Durchführung von Messungen der Mai 1974 und 13 Anordnung an die Betriebsleitung, 1980. 1982 
Quecksilberdampfkonzentration in Sept. 1974 eine Betriebsanweisung zur Benut-
der Raumluft an Arbeitsplätzen durch zung persönlicher Körperschutzmittel 
das Landesinstitut für Arbeitsschutz und regelmäßigen Unterweisung der 

2 Neuerrichtung und Verbesserung von 1974-1975 
Beschäftigten über Gesundheitsge-

bestehenden Absauganlagen (Einzel-
fahcen im Betrieb zu erstellen 

anlagen) an belasteten Arbeitsplätzen 14 Bestellung eines Betriebsarztes mit 1981 
(siehe auch Nr. 9) festgelegter Einsatzzeit nach dem 

3 Verpflichtung des Betriebes zur 1974 
Arbeitssicherheitsgesetz 

regelmäßigen und ordnungsgemäßen 15 Verbesserung der arbeitshygieni- 1981-1982 
Reinigung der Arbeitsräume sehen Bedingungen durch 

- Anordnung zur Reinigung und 
4 Erneuerung von Fußböden in folgen- Sauberhaltung von Arbeitsplätzen, 

den Betriebsräumen: Arbeitsräumen, Verkehrswegen 
- Sublimatraum 1974 (Verwendung von Industriestaub-
- ~rechweinsteingebäude 1975 saugern) 
- Beizautomatenraum 1976 Verbesserung der Reinigungs-
- Präparatepackerei 1976 möglichkeit von Arbeitsräumen 
- Produktionsraum für organische 1981 durch Entfernen von abgelagertem 

Synthesen und nicht zur Produktion verwen-
- Beizmittelgebäudedurchgang 1982 detem Material und von Geräten 
- Herstellungsraum für Sublimatpil- 1982 organisatorische Regelungen zur 

len "(gefliest) ausreichenden Nutzung der 
- Waschplatz für Gebinde und 1982 Duschen 

Anlageteile - Sicherstellung der Warmwasser-
- Glasapparaturraum 1982-1983 versorgung in den Duschen 

5 Verbesserung (Umgestaltung) der 1975-1976 - Anordnung, die Arbeitnehmer auf 

alten Wasch- und Umkleideräume die Duschpflicht hinzuweisen 
- Bereitstellung von Einwegehand-

6 Errichtung neuer Wasch- und Umklei- 1977 tüchern im Betrieb und in den 
deräume in Gestalt moderner Schwarz-Weiß-Anlagen 
Schwarz-Weiß-Anlagen - Installieren neuer Mischbatterien 

für Warm- und Kaltwasser an 
7 Auftrag an Betriebsleitung und Be- 1977 Waschplätzen im Betrieb 

triebsvertretung, die Beschäftigten zu - Lagerung der Atemschutzmasken 
persönlicher Hygiene im Betrieb an- in staubdichten Schränken 
zuhalten 

16 Einrichtung eines von den übrigen 1982 
8 Durchführung weiterer Messungen Februar 1977 Betriebsbereichen abgetrennten 

der Konzentration von gefährlichen Waschplatzes zur Reinigung von Ge-
Stoffen an Arbeitsplätzen durch das binden, Anlagenteilen u.ä. 
Staubforschungsinstitut des Haupt-

17 Errichtung einer gekapselten und me- 1981-1982 verbandes der gewerblichen Berufs-
genossenschaften chanisierten Anlage zum staubfreien 

Austragen, Abfüllen und Abwiegen 
9 Planung und Errichtung von neuen 1977-1979 von Quecksilberamido-chlorid 

zentralen Absauganlagen mit Abluft- 18 Anweisung an die Betriebsleitung, die 1981-1982 reinigung 
Beschäftigten im Sublimatraum zum 

10 Anweisung zur ordnungsgemäßen 1979 Tragen von Atemschutz zu verpflich-
Kennzeichnung der von der CFM ver- ten. Es ist ferner sicherzustellen, daß 
triebenen Benzolgebinde entspre- die Retortenanlage sofort nach dem 
chend der Arbeitsstoffverordnung Befüllen mit Quecksilber gereinigt 

11 Durchführung von Messungen der Juni 1980 
wird. Nach dem Austragen von Subli-

Konzentration von Quecksilber und 
mat ist der Raum sofort zu reinigen 

seinen Verbindungen in den mit den 19 Neugestaltung des Quecksilber-La- 1981-1982 
neuen Absauganlagen ausgerüsteten gerraumes: Oie Sublimatretorte wird 

Arbeitsbereichen durch das Berufs- danach direkt aus dem Lagerraum mit 

genossenschaftliche Institut für einer Pumpe und einem entsprechen-

Arbeitssicherheit (BIA) den Rohrleitungssystem versorgt. 

12 Durchführung von Staubschutzmaß- 1980 
Ferner wurde der Lagerraum neu ge-
fliest 

nahmen bei der Abfüllung und Ver-
20 Verbesserung der Absaugeanlagen in 1982 packung von Beizmitteln, insbeson-

dere Verbesserung der vorhandenen der Präparateabfüllung und im 

Absaugeeinrichtungen und deren Raum 14 (Herstellung metallorgani-

Wartung; Anhalten der Arbeitnehmer scher Quecksilber-Verbindungen) 

zu vorsichtiger und sachgemäßer 21 Durchführung weiterer Messungen Juli 1982 
(staubschutzbewußter) Arbeitsweise; und Kontrollmessungen der Kenzan-
Anweisung zum Tragen von Atem- tration gefährlicher Stoffe an 28 Ar-
schutz beitsplätzen durch das BIA 
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22 

23 

24 

25 

26 

Maßnahmen 

Errichtung einer neuen Siebanlage im 
Mühlenraum als Ersatz für veraltete 
Holzsiebmaschinen 

Errichten einer geschlossenen 
Druckfilteranlage, welche die offenen 
Filtrationsanlagen bei der Produktion 
von metallorganischen Quecksilber-
Verbindungen ersetzt 

Errichten einer Mehrzweck-Glasappa-
ratur u.a. zur Herstellung von Queck-
silbersulfat und Queeksilberazetat. 
Ferner wurde der Aufstellungsraum 
gefliest 

Errichten einer vollautomatischen 
Kleingebindeabfüll- und Abpack-
anlage für verschiedene Quecksilber-
Verbindungen 

Errichten einer geschlossenen Hydra-
zinumfüll- und Dosieranlage für die 
Dampfkesselanlage 

Durchführungs­
zeltraum 

1982 

1982 

1982-1983 

1983 

1984 

Die Maßnahmen waren mit dem gewerbeärztlichen 
Dienst oder mit der Berufsgenossenschaft der Chemi­
schen Industrie abgestimmt, soweit sie auf der Grund­
lage gemeinsamer Betriebsbesichtigungen angeordnet 
wurden. 

6.2 Anmeldung von Besuchen der Gewerbeaufsicht 

Im Zeitraum 1974-1977 sind die Besuche bei der CFM 
häufig nicht angemeldet worden. Im Zeitraum 1978-1985 
wurden die Besuche vom Gewerbeaufsichtsamt Bay­
reuth vorher angemeldet. 

Die Zeit von der Anmeldung bis zur Betriebsbegehung 
wurde von der Betriebsleitung zum Saubermachen ge­
nützt. Während der Betriebsbegehung wurde darüber 
hinaus in den meisten Fällen die Produktion beträchtlich 
zurückgefahren. 

Die generelle vorherige Anmeldung des Besuchs der Ge­
werbeaufsicht bei dem zu besuchenden Betrieb, wie es 
im Fall der CFM praktiziert wurde, entspricht nicht § 5 
der einschlägigen Dienstanweisung aus dem Jahre 1972, 
wonach die Betriebe grundsätzlich unvermutet besichtigt 
werden sollen: die Besichtigung eines Betriebes ist nach 
dieser Bestimmung nur dann vorher anzukündigen, wenn 
die Anwesenheit des Arbeitgebers oder bestimmter Be­
triebsangehöriger für erforderlich gehalten wird. 

6.3 Gesperrte Werksbereiche 

Nach Aussagen äer Zeugen Kunz und Albracht gab es 
zumindest seit 1978 einige Räume, zu denen der Zutritt 
vorübergehend, d.h. für die Dauer der Betriebsbegehung 
durch das Gewerbeaufsichtsamt oder eine andere Be­
hörde, aufgrund einer Anweisung der Betriebsleitung 
verboten war. 

Die Zeugen Enge, Dr. Kellner und Friedl bekundeten 
demgegenüber, daß sie sich nicht an gesperrte Werks­
bereiche erinnern könnten. 

6.4 Maßnahmen der Berufsgenossenschaft Chemie 

Die Berufsgenossenschaften sind Träger der allgemei­
nen Unfallversicherung (§ 646 Abs.1 RVO). Ihre Aufga­
ben sind demzufolge ( § 537 RVO) 

- Arbeitsunfälle zu verhüten bzw. Berufskrankheiten zu 
vermeiden und 

- nach Eintritt eines Arbeitsunfalls den Verletzten, seine 
Angehörigen und seine Hinterbliebenen zu entschädi­
gen. 

Um ihre Aufgaben erfüllen zu können, erlassen die Be­
rufsge~ossenschaften Vorschriften u. a. über 

- Einrichtungen, Anordnungen und Maßnahmen, welche 
die Unternehmer zur Verhütung von Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten zu treffen haben, 

- das Verhalten, das die Versicherten zur Verhütung von 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten zu beobachten 
haben, 

- ärztliche Untersuchungen von Versicherten, die vor 
der Beschäftigung mit Arbeiten durchzuführen sind, 
deren Verrichtung mit außergewöhnlichen Unfall- oder 
Gesundheitsgefahren für sie oder Dritte verbunden ist. 

Die Berufsgenossenschaften haben durch technische 
Aufsichtsbeamte die Durchführung der Unfallverhütungs­
vorschriften zu überwachen und ihre Mitglieder zu bera­
ten. Sie können im Einzelfall Anordnungen zur Durchfüh­
rung von Unfallverhütungsvorschriften oder zur Abwen­
dung besonderer Unfall- oder Gesundheitsgefahren tref­
fen. 

Nach Mitteilung der BG Chemie wurden in der CFM in 
der Zeit von 1974-1985 

- 12 Betriebsbesichtigungen und daneben noch insge­
samt 

- 16 zusätzliche Beratungen und Besprechungen über 
technische, arbeitsmedizinische und organisatorische 
Fragen sowie Fragen im Zusammenhang mit behördli­
chen Genehmigungsverfahren 

durchgeführt. 

Bei ihren Besichtigungen und Beratungen hat die BG 
Chemie eng mit dem Gewerbeaufsichtsamt und dem Ge­
werbeärztlichen Dienst zusammengearbeitet. Ihre Anord­
nungen ergingen überwiegend in Abstimmung mit diesen 
Stellen. Im einzelnen wird auf die Maßnahmen der Berufs­
genossenschaft deshalb nicht eingegangen, weil Gegen­
stand des Untersuchungsauftrags nur das Verhalten 
bayerischer Behörden ist. 

7. Bestrebungen zur Änderung der bundesweit geltenden 
Toleranzwerte Im Zusammenhang mit der Situation In 
der CFM 

Der Zeuge Albracht hat angedeutet, daß es - wie es 
auch in Frage 1.5.2 des Untersuchungsauftrags formu­
liert ist - mit Rücksicht auf die CFM bei den mit dem Ar­
beits- und Gesundheitsschutz befaßten Institutionen 
Überlegungen gegeben habe, auf die bereits angekün­
digte Absenkung des MAK-Wertes für elementares 
Quecksilber von 0, 1 mg/m' Luft auf 0,05 mg/m' Luft zu 
verzi~hten. 

Die Beweisaufnahme hat ergeben, daß es solche Bestre­
bungen nicht gab. Im einzelnen muß folgendes festge­
stellt werden: 

Im März 1979 ging ein Schreiben der CFM an die Berufs­
genossenschaft Chemie. In diesem Schreiben äußert die 
CFM, daß die nach ihrer Kenntnis geplante Absenkung 
des MAK-Wertes für Quecksilber von 0, 1 mg/m' Luft auf 
0,05 mg/m' Luft in der Praxis nicht einhaltbar sei. 

Die Hauptverwaltung der Berufsgenossenschaft Chemie 
wandte sich daraufhin mit Schreiben vom 24.10.79 an 
den vom Ausschuß gehörten Sachverständigen Prof. 
Henschler, den Vorsitzenden der Senatskommission zur 
Prüfung gesundheitsschädlicher Arbeitsstoffe, und über­
mittelte ihm einen Abdruck dieses Schreibens der CFM. 
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Prof. Henschler erklärte hierzu vor dem Ausschuß grund­
sätzlich, daß für die Festsetzung der MAK-Werte aus­
schließlich wissenschaftlich fundierte Kriterien des Ge­
sundheitsschutzes maßgeblich seien. Wirtschaftliche Ge­
sichtspunkte spielten keine Rolle. In der Senatskommis­
sion seien keine Vertreter von Interessengruppen, son­
dern nur unabhängige Wissenschaftler. 

Für die Änderung einmal festgelegter MAK-Werte gebe 
es ein formalisiertes Verfahren, das mit dem Bundesar­
beitsminister, dem Deutschen Gewerkschaftsbund, dem 
Bundesverband der Deutschen Industrie, den Aufsichts­
beamten der Gewerbeüberwachung der Länder und eini­
gen weiteren Stellen abgestimmt sei. 

Dieses Verfahren stelle sich im einzelnen wie folgt dar: 
Jeder sei aufgerufen, am Arbeitsplatz bestehende Pro­
bleme bzw. Verbesserungsvorschläge an die Senats­
kommission heranzutragen. Alle Anregungen würden 
veröffentlicht (sogenannte gelbe Seiten der MAK-Werte­
Liste). Über das Ergebnis der Prüfung durch die Senats­
kommission werde der Anreger unterrichtet. Sei dieser 
mit dem Ergebnis der Prüfung nicht einverstanden, erhal­
te er die Möglichkeit zu einer Diskussion mit den Mitglie­
dern der Kommission. Bei dieser Diskussion müsse er 
sich allerdings durch einen Sachverständigen vertreten 
lassen. Akzeptiert würden nur Fachleute, die im Stande 
seien, das Problem auf wissenschaftlicher Grundlage zu 
diskutieren. 

Auf dieses Verfahren habe er, Prof. Henschler, in seinem 
Antwortschreiben an die Berufsgenossenschaft Chemie 
hingewiesen. Es bestehe die Möglichkeit, so Prof. 
Henschler in seinem Antwortschreiben, daß Herr Schal­
ler. Chemieingenieur am Institut für Arbeitsmedizin der 
Universität Erlangen-Nürnberg (damaliger Leiter: Prof. 
Dr. Valentin). die entsprechenden Ergebnisse seiner Stu­
dien, die der Senatskommission bisher nicht bekannt ge­
worden seien, vorlege. Einen direkten Kontakt mit dem 
betrofffenen Betrieb, der CFM, lehnte Prof. Henschler 
aus Gründen der Chancengleichheit ab. 

Der Zeuge Schaller, Mitarbeiter von Prof. Valentin und 
Mitglied der Senatskommission zur Prüfung gesund­
heitsschädlicher Arbeitsstoffe, erklärte vor dem Aus­
schuß, daß er bezüglich einer Änderung des auf 0, 1 mg/ 
m' Luft festgelegten MAK-Wertes niemals mit dem Vor­
sitzenden der Senatskommission zur Prüfung gesund­
heitsschädlicher Arbeitsstoffe, Prof. Henschler, gespro­
chen habe. Wörtlich erklärte der Zeuge: .Ich habe aber 
niemals hingewirkt bei Prof. Henschler auf eine Senkung 
oder auf eine Beibehaltung des Wertes. Ich habe in dem 
Sinne Oberhaupt keinen Kontakt mit ihm gehabt." 

Zu diesem Themenbereich hat der Ausschuß auch Prof. 
Valentin als Zeugen gehört, nachdem insbesondere auch 
in der Öffentlichkeit immer wieder die Behauptung aufge­
stellt worden ist, daß Prof. Valentin auf eine Änderung 
der Toleranzwerte im Zusammenhang mit der Situation in 
der CFM hingewirkt habe. 

Prof. Valentin ist, worauf bereits hingewiesen wurde, 
emeritierter Ordinarius der Universität Erlangen-Nürn­
berg und war über 20 Jahre lang Leiter des Arbeitsmedi­
zinischen Instituts dieser Universität. An seinem Institut 
wurden für die CFM seit 1977 Harnreihenuntersuchungen 
und die seit 1979 durchgeführten Blutuntersuchungen 
auf Quecksilber vorgenommen. Darüber hinaus war Prof. 
Valentin im Rahmen des Berufskrankheitenverfahrens als 
Gutachter für die Berufsgenossenschaft Chemie tätig. 

Prof. Valentin erklärte, daß er zu keinem Zeitpunkt ver­
sucht habe, auf die Senatskommission zur Prüfung ge­
sundheitsschädlicher Arbeitsstoffe mit dem Ziel einzuwir­
ken, einer Absenkung des geltenden MAK-Wertes entge­
genzutreten. Dies sei schon deshalb nicht'möglich gewe-

sen, weil er der MAK-Werte-Kommission niemals ange- · 
hört habe. Mitglied der Kommission sei lediglich ein Mit­
arbeiter seines Instituts, Herr Schaller, gewesen. Er 
selbst sei seit 1984 oder 85 Mitglied der BAT-Werte­
Kommission gewesen. 

Für den Ausschuß besteht keine Veranlassung, an der 
Wahrheit der von den Zeugen Henschler, Schaller und 
Valentin gemachten Aussagen zu zweifeln. 

8. Der Austausch von Informationen zwischen den für den 
Gesundheitsschutz zuständigen Bahörden 

Hierzu hebt der Ausschuß folgende Feststellungen her­
vor: 

a) Zur Zusammenarbeit des Gewerbeaufsichtsamtes 
Bayreuth mit der Berufsgenossenschaft der chemi­
schen Industrie ist festzustellen, daß in der Zeit von 
1974 bis 1·985 insgesamt 12 Betriebsbegehungen in 
der CFM gemeinsam mit der Berufsgenossenschaft 
Chemie durchgeführt wurden. Darüber hinaus fand 
zwischen den beiden Institutionen ein ständiger Infor­
mations- und Erfahrungsaustausch statt, um die Be­
triebsverhältnisse der CFM zu verbessern. An der 
Zahl der Kontak1e übt der Ausschuß keine Kritik. 

b) Die für den lmmisslons-, Brand- und Gewässerschutz 
zuständigen Behörden waren über die Situation in der 
CFM in groben Zügen unterrichtet. Dies ergibt sich 
u.a. daraus, daß im Mai 1977 eine gemeinsame Be­
triebsbesichtigung der CFM durch die Regierung von 
Oberfranken, das Landesamt für Umweltschutz und 
das Gewerbeaüfsichtsamt Bayreuth sowie im März 
1978 und im Mai 1983 jeweils eine gemeinsame Be­
triebsbesichtigung der CFM durch das Landratsamt 
Wunsiedel, das Landesamt für Umweltschutz und das 
Gewerbeaufsichtsamt Bayreuth stattgefunden haben. 

Dennoch hat der Ausschuß immer wieder feststellen 
müssen, daß wichtige Informationen nicht allen Be­
hörden zur Verfügung gestanden sind. Immer wieder 
haben Zeugen bekundet, daß sie für ihre Arbeit wich­
tige Informationen erst spät -. des öfteren auch erst 
nach Schließung des Betriebes - erhalten hatten. 

9. Die Mitwirkung das Betrlabsrates 

Das Gewerbeaufsichtsamt ist nach dem Betriebsverfas­
sungsgesetz verpflichtet, den Betriebsrat bei allen im Zu­
sammenhang mit dem Arbeitsschutz stehenden Besichti­
gungen und Fragen hinzuzuziehen. 

Der Betriebsrat der CFM hat von 1974 bis 1985 an 34 
. (von insgesamt 64), d. h. an mehr als 50 Prozent der Be­
triebsrevisionen des Gewerbeaufsichtsamtes teilgenom­
men. 

Die Vorgehensweise des Gewerbeaufsichtsamtes, den 
Betriebsrat nicht an allen Betriebsbesichtigungen zu be­
teiligen, ist rechtsfehlerhaft. Daß es bei den Betriebsbe­
gehungen, zu denen der Betriebsrat nicht beigezogen 
wurde, auch um Fragen des Arbeitsschutzes ging, ergibt 
sich schon daraus, daß das Gewerbeaufsichtsamt dem 
Betriebsrat, unter Einschaltung des Arbeitgebers, die 
Protokolle Ober die jeweilige.n Betriebsbesichtigungen 
zugeleitet hat. 

Der Ausschuß hat keine Erkenntnisse darüber, daß sei­
tens der Belegschaft Beschwerden an die Gewerbeauf­
sicht herangetragen wurden.') Auch der Betriebsrat hat 
nur selten Beschwerden vorgetragen; ;n drei Fällen, und 
zwar zweimal im Jahr 1974 und einmal 1982, hat er sich 
mit einer Beschwerde an die Gewerbeaufsicht gewandt. 

1) Siehe hierzu auch die nachfolgenden Ausführungen zu Nr.10 
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10. Die Einschaltung des Staatsministeriums für Arbeit 
und Sozlalor~nung 

Das Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung war 
über das Geschehen in der CFM wie folgt unterrichtet 
worden: 

- 1974 wurde nach Aussage des Zeugen Ministerialdiri­
gent Loch dem SIMAS im Rahmen des üblichen Vier­
teljahresberichts mitgeteilt, daß an acht von neun 
Meßstellen starke MAK-Wert-Überschreitungen fest­
gestellt worden seien und daß die an eine chemische 
Fabrik zu stellenden Anforderungen nicht erfüllt seien. 
Weiter habe das Gewerbeaufsichtsamt Bayreuth be­
richtet, daß die notwendigen Maßnahmen zur Verbes­
serung der Arbeitsplatzbedingungen veranlaßt worden 
wären. 

Ob aufgrund dieser Feststellungen etwas unternom­
men worden sei, lasse sich heute nicht mehr nachvoll­
ziehen, weil die einschlägigen Akten - entsprechend 
den maßgeblichen Bestimmungen - bereits vernichtet 
worden seien. 

- Eine weitere Unterrichtung des SIMAS erfolgte im Mai 
1977. Damals fand eine gemeinsame Besichtigung der 
CFM durch die Regierung von Oberfranken, das Lan­
desamt für Umweltschutz und das Gewerbeaufsichts­
amt Bayreuth statt. Das über diese gemeinsame Be­
triebsbegehung gefertigte Protokoll wurde dem 
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung in Ab­
lichtung übermittelt. 

In dem Protokoll wird darauf hingewiesen, daß es nicht 
möglich sei, eine eindeutige Aussage zu treffen, ob 
bei den gegenwärtigen Betriebsverhältnissen ein aus­
reichender Immissionsschutz sowohl beim normalen 
Betrieb als auch bei Betriebsstörungen gewährleistet 
sei. Zur Beurteilung dieser Frage wurde die Vorlage 
von.Plan- und Betriebsunterlagen, welche die gesamte 
im Werk durchgeführte Produktion und die Lagerhal­
tung umfassen, für erforderlich gehalten. Eine ent­
sprechende Veranlassung sei durch die Regierung 
von Oberfranken an die zuständige Genehmigungsbe­
hörde erforderlich. 

Aufgrund dieses Protokolls wurde seitens des Staats­
ministeriums für Arbeit- und Sozialordnung nichts ver­
anlaßt. 

- Im April 1978 wurde das SIMAS vom Gewerbeauf­
sichtsamt Bayreuth darüber unterrichtet, daß es mit 
Nachdruck darauf gedrängt hat, daB das immissions­
schutzrechtliche Verfahren für die zentrale Absauge­
anlage durchgeführt wird. 

- Im Mai 1981 wandte sich der Zeuge Albracht, der da­
mals noch bei der Gewerkschaft IG Chemie, Papier, 
Keramik beschäftigt war, an den ihn bekannten Dr. 
Deimer, der damals Hi~sreferent im Referat für Ge­
fahrstoffe war. Nach seinen Feststellungen wies er Dr. 
Deimer darauf hin, daß die Situation in der CFM nicht 
so sei, wie sie sein sollte. Er äußerte weiter, daß dort 
allem Anschein nach 1981 ein Belegschaftsmitglied 
durch den Umgang mit Quecksilber gestorben sei. 
Zeuge Albracht bat Dr. Deimer, sich der Angelegen­
heit anzunehmen. 

Dr. Deimer hat sich daraufhin sofort mit dem Leiter 
des Gewerbeaufsichtsamtes Bayreuth, dem Zeugen 
Fiebinger, und dem zuständigen Aufsichtsbeamten, 
den Zeugen Dr. Kellner. in Verbindung gesetzt. Der 
zuständige Aufsichtsbeamte Dr. Kellner wurde ange­
wiesen, der Sache unverzüglich nachzugehen. 

Im Rahmen dieses Telefongesprächs erklärte Dr. Kell­
ner, daß er es für das Beste hielte, wenn man - um die 
Angelegenheit aufzuklären - in der CFM eine gemein-

same Besprechung anberaumen würde, an der neben 
der Betriebsleitung, dem Betriebsrat, den Vertretern 
der Gewerbeaufsicht auch der Zeuge· Albracht und al­
le anderen zuständigen Stellen teHnehmen sollten. 

- Im Juli 1981 ist der Zeuge Albracht nochmals fern­
mündlich an Dr. Deimer herangetreten mit dem Be­
merken, daß seit ihrer letzten Unterredung (Mai 1981) 
nichts geschehen sei. Dr. Deimer setzte sich daraufhin 
wiederum sofort mit dem Zeugen Dr. Kellner telefo­
nisch in Verbindung. Dieser versicherte, da.B er ver­
sucht habe, die gemeinsame Besprechung zustande 
zu bringen, was jedoch wegen der begonnenen Ur­
laubszeit und anderer" Terminschwierigkeiten der ein­
zelnen Beteiligten nicht möglich gewesen wäre. 

Die geplante gemeinsame Besprechung fand schließ­
lich am 29. September 1981 im Gewerkschaftshaus in 
Marktredwitz statt. Es wurde ein Plan aufgestellt, um 
die Verhältnisse in de!" CFM zu verbessern. 

Kurze Zeit später haben sich bei einer Sitzung des 
Ausschusses für gefährliche Arbeitsstoffe der Zeuge 
Albracht und Dr. Deimer wieder getroffen. Bei dieser 
Gelegenheit stellte der Zeuge Albracht fest, daß die 
Gewerbeaufsicht nach seinem zweiten Anruf vom Juli 
1981 in der Angelegenheit Marktredwitz nunmehr tätig 
geworden sei. 

In der Folgezeit trafen sich die beiden Herren im Rah­
men von AusschuBsitzungen immer wieder. Be- . 
schwerden über die Verhältnisse in der CFM wurden 
dabei vom Zeugen Albracht nicht mehr vorgetragen. 

B. Bewertung dieser Ergebnisse 

1. War die Zahl der vom Gewerbeaufsichtsamt Bayreuth 
durchgeführten Revtslonen ausreichend? 

Die Zahl der gewerblichen Betriebe ist seit 1980 von 
223.000 auf 276.000 Betriebe und die Zahl der dort Be­
schäftigten von 3, 1 Millionen auf 3,3 Millionen angestie­
gen. Die Zahl der Gewerbeaufsichtsbeamten bei den Ge­
werbeaufsichtsämtern ist von 1980 bis 1989 von 461 auf 
498 gestiegen. Daraus ergibt sich, daß die Zahl der von 
einem Gewerbeaufsichtsbeamten zu betreuenden Ge­
werbePetriebe trotz der Personalmehrung in der Zeit von 
1980 bis 1989 von 484 auf 555 Betriebe, d. h. um 15% ge­
stiegen ist. 

Die Arbeitszeit des Gewerbeaufsichtsbeamten teilt sich 
auf in Innendienst und Außendienst. Für den Außen­
dienst stehen 29 % der Arbeitszeit zur Verfügung. Geht 
man nach Abzug von Urlaub, Fortbildung usw. von einer 
jährlichen Arbeitszeit von insgesamt 1.600 Stunden pro 
Gewerbeaufsichtsbeamten aus, dann entfallen auf den 
Außendienst 476 Stunden. Dem Gewerbeaufsichtsbeam­
ten stehen also für 555 Betriebe 476 Stunden zur Verfü­
gung; das bedeutet für jeden Betrieb 0,83 Stunden. Im 
statistischen Durchschnitt kann jeder Betrieb nur alle 3 
Jahre überprüft werden. Diese Angaben sind dem Über­
blick entnommen, den der Zeuge Loch dem Ausschuß 
gab. 

Von 1974 bis 1985 wurden in der CFM 64 Betriebsrevisio­
nen durch das Gewerbeaufsichtsamt Bayreuth und 9 Be­
triebsüberprüfungen durch den Gewerbeärztlichen 
Dienst durchgeführt; 5 davon gemeinsam mit dem Ge­
werbeaufsichtsamt. Die Häufigkeit der Besuche liegt da­
her im Durchschnitt bei jährlich 5 bis 6. 

Die Zahl der Besuche liegt damit weit über dem Durch­
schnitt, weil es sich bei der CFM um einen .Problembe­
trieb" gehandelt hat. Diese erhöhte Revisionstätigkeit ist 
möglich, da in anderen Betrieben Arbeitsschutzprobleme 
vielfach nur in geringem Maße auftreten. Die Zahl der Be-
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triebsrevisionen liegt bej der CFM aber auch, wie der 
Zeuge Loch dargelegt hat. über der Zahl anderer Betrie­
be mit besonderer Arbeitsschutzproblematik. 

Vor diesem Hintergrund kommt der Ausschuß zu dem 
Ergebnis, daß die CFM nicht zu selten überprüft wurde. 

2. War es richtig, daß das Gewerbeaufsichtsamt seine 
Besuche vorher angemeldet hat? 

Nach übereinstimmender Auffassung des Ausschusses 
war es falsch, daß das Gewerbeaufsichtsamt Bayreuth 
seine Besuche in der CFM der Geschäftsleitung mei­
stens vorher angezeigt hat. Im Falle vorher angemeldeter 
Besuche ist es nicht immer möglich, realistische Ergeb­
nisse zu bekommen. Für den Unternehmer ist es auf die­
se Weise leichter, das Gewerbeaufsichtsamt über Be­
triebsvorgänge und das tatsächliche Ausmaß der Gefähr­
dung im Einzelfall im unklaren zu lassen, wte dies die 
CFM auch tatsächlich getan hat. 

3. Sind die Maßnahmen rechtzeitig ergriffen worden? 

Nur stückweise und ohne jedes Gesamtkonzept sind die 
Maßnahmen, über die Jahre hin verteilt, angeordnet wor­
den. Aus dem Maßnahmenkatalog (vgl. 1511.) wird dazu 
einiges an Beispielen hervorgehoben: 

- Die Erkenntnis, daß nur glatte und fugenlose Fußbö­
den Qecksilberablagerungen und damit Gefahren für 
die Gesundheit vermeiden, ist allgemein zugänglich. 
Dennoch ist sie in den Jahren 1974-1982 nur verein­
zelt, für gerade in der Überprüfung befindliche Räume, 
umgesetzt worden. 

- Erstmals im Jahre 1977 wurde die Betriebsleitung 
nachdrücklich darauf hingewiesen, daß es ihre Aufga­
be sei, die Beschäftigten anzuhalten, mit Quecksilber 
und seinen Verbindungen sorgfältig umzugehen und 
eine Verschmutzung der Arbeitskleidung zu vermei­
den. Daß eine solche Anweisung schon Jahre vorher 
ergehen hätte müssen, dürfte außer Zweifel stehen. 
Das gleiche gilt für die ebenfalls 1977 ergangene An­
weisung an die Betriebsleitung, die Arbeitnehmer zur 
persönlichen Hygiene anzuhalten. 

- Zu beanstanden ist auch, wenn erstmals 1980 der Be­
trieb auf seine Verpflichtung hingewiesen worden ist, 
durch Betriebsanweisung festzulegen, daß die Arbeit­
nehmer an den Arbeitsplätzen mit Überschreitung der 
MAK-Werte Atemschutzgeräte zu tragen haben. 

- Die Erkenntnis, daß Warmwasser zum Duschen unbe­
dingt notwendig ist, weil sonst jede Anordnung, sich 
zu duschen, nach der Lebenserfahrung vor allem in 
der kalten Jahreszeit nicht befolgt wird, war jederzeit 
zugänglich. Dennoch wurde die Warmwasserversor­
gung in den Duschen erst in den Jahren 1981/82 aus­
reichend sichergestellt. 

- Die Notwendigkeit, die arbeitshygienischen Bedingun­
gen zu verbessern, bestand nicht erst 1981/82; ent­
sprechende Anordnungen, wie beispielsweise die Ver­
pflichtung zur Verwendung von Industriestaubsau­
gern, um die Arbeitsplätze besser säubern zu können, 
hätten schon Jahre vorher erlassen werden müssen, 
da bereits damals ein entsprechender Handlungsbe­
darf bestand. 

Das gleiche gilt für die Bereitstellung von Einweghand­
tüchern in den Sozialanlagen oder die Verpflichtung 
der Belegschaft zum Tragen von Atemschutzmasken 
bei Arbeiten im Sublimatraum. 

- Auch die Anordnung, Arbeitsräume nur am Wochen­
eride zu reinigen, da bei den übrigen Reinigungs­
arbeiten durch Aufwirbelung von Stäuben die Scliad­
stoffbelastung in den Räumen ansteigt, kam um Jahre 
zu spät, nämlich erst 1983. 

Die angeordneten Maßnahmen haben die Situation in der 
CFM nur vorübergehend und auch nur für Teilbereiche 
verbessert. Eine dauerhafte Sanierung war mit den ver­
anlaßten Einzelmaßnahmen nicht möglich. Erfolgverspre­
chend wäre nur eine Generalsanierung des gesamten 
Betriebes bzw. einiger Betriebsabteilungen gewesen. 
Einer Generalsanierung stand die Gewerbeaufsicht aber 
immer ablehnend gegenüber und begründete die Ableh­
nung damit, daß durch eine solche Maßnahme Arbeits­
plätze verlorengehen würden. 

Darlegungen dieser Art, daß der Betrieb eine Generalsa­
nierung wirtschaftlich nicht verkraftet hätte, daß 8.lso die 
Arbeitsplätze in der CFM verlorengegangen wären, hält 
der Ausschuß nicht für zwingend richtig. Der Ausschuß 
kritisiert, daß die Frage, ob eine Generalsanierung für 
den Betrieb wirtschaftlich verkraftbar gewesen wäre, nie 
ernsthaft untersucht worden ist. 

Der Einsatz öffentlicher Mittel und die schrittweise Um­
setzung eines Sanierungsplanes hätte u.U. eine Sanie­
rung am alten Standort für den Betrieb verkraftbar ge­
macht. Hinzu kommt, daß der Betrieb, wie der Zeuge Os­
kar Tropitzsch angegeben hat, zunächst jährlich 
100.000,- DM, später dann sogar 400.000,- DM jährlich 
für Investitionen ausgegeben hat. Demgegenüber sind 
die für eine Sanierung von den verschiedenen Behörden 
angegebenen Summen nicht unverhältnismäßig groß. So 
sollten sich beispielsweise die Kosten für Maßnahmen 
der Luftreinhaltung auf einen Betrag von ca. 1 Mio. DM 
belaufen. 

Ob eine Generalsanierung wirklich vom Betrieb hätte ge­
tragen werden können, kann heute nicht mehr beurteilt 
werden. Vorzuwerfen ist den Behörden, daß sie diese 
Frage nicht oder viel zu spät geprüft haben. Daß auch 
größere Sanierungsschritte nicht unbedingt wirtschaft­
lich eine Überforderung bedeutet hätten, zeigen vor 
allem die folgenden zwei Gesichtspunkte: 

- Eine rechtzeitige Inangriffnahme wäre zum einen in 
vielen Punkten billiger gewesen. Ein Beispiel: Statt der 
Umgestaltung der alten Wasch- und Umkleideräume in 
den Jahren 1975 und 1976 und der dann doch notwen­
digen Errichtung neuer Wasch- und Umkleideräume 
im Jahr 1977 wäre es billiger gewesen, gleich Neues 
zu bauen. Die Kosten für Flickwerk sind entbehrlich, 
wenn dann später doch etwas Neues geschaffen wer­
den muß. 

- Zum anderen haben die meisten der - richtigerweise 
- ab 1981 zur Verbesserung der Arbeitshygiene ange-
ordneten Maßnahmen relativ wenig gekostet. Sie hät­
ten nach der Überzeugung des Ausschusses ohne 
Gefährdung der Wirtschaftskraft des Betriebes um 
Jahre früher e~griffen werden können. 

Nach Auffassung des Ausschusses ist es also nicht er­
wiesen, daß eine Sanierung nach einem Gesamtkonzept 
den Betrieb in den Ruin getrieben hätte. Es war falsch, 
daß die Gewerbeaufsicht ohne nähere Prüfung dem Ge­
danken der Generalsanierung nie ernsthaft nähergetre­
ten ist. Nie hat sie ein Konzept zur Sanierung entwickelt. 
Bei einem der ältesten Betriebe Deutschlands, der nach­
haltig schlechte Toleranzwerte geliefert hat, hätte sich 
der Gedanke an eine Generalsanierung geradezu aufge­
drängt. 

4. Sind die Maßnahmen effizient durchgesetzt worden? 

Oie Gewerbeaufsichtsämter können Anordnungen erlas­
sen, wenn die Vorschriften, die sie zu vollziehen haben, 
unmittelbar ein Anordnungsrecht begründen. Solche Be­
fugnisnormen sind z.B. §§ 24a, 25, 105 j, 120d, 120f, 
139g Gewerbeordnung. 
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Sie können ferner Anordnungen erlassen, wenn Vor­
schriften, die sie zu vollziehen haben, auf § 139 b Abs. 1 
Gewerbeordnung verweisen. 
Gemäß § 3 Abs. 3 der Dienstanweisung für die Gewerbe­
aufsichtsämter des Freistaates Bayern vom 30.11.1972 
sollen Anordnungen erst erlassen werden, wenn die be­
ratende und aufklärende Tätigkeit erfolglos bleibt oder 
wenn sie von vornherein keinen Erfolg verspricht. 

Oie Anordnung kann mündlich oder schriftlich erlassen 
werden. Eine mündliche Anordnung ist - wenn sie 
Grundlage künftiger Vollstreckungsmaßnahmen sein soll, 
und im übrigen auf Verlangen des Arbeitgebers - schrift­
lich zu bestätigen. 

Soweit Schutzmaßnahmen nicht die Beseitigung einer 
dringenden das Leben oder die Gesundheit bedrohen­
den Gefahr bezwecken, ist für die Ausführung der Anord­
nung eine angemessene Frist zu setzen ( § 7 Abs. 2 
Satz 3 der Dienstanweisung). 

Die Befugnis, vollziehbare Anordnungen zu vollstrecken, 
ergibt sich für die Gewerbeaufsichtsämter aus Art. 30 
VwZ:VG. 

Als Zwangsmittel kommen gemäß Art. 29 VwZ:VG in Be­
tracht: 

- Zwangsgeld 

- Ersatzvornahme 

- Ersatzzwangshaft 

- unmittelbarer Zwang 

Gemäß Art. 36 Abs. 1 Satz 1 VwZ:VG müssen die 
Zwangsmittel schriftlich angedroht werden. Hierbei ist für 
die Erfüllung der Verpflichtung eine Frist zu bestimmen, 
innerhalb welcher dem Pflichtigen der Vollzug billigerwei­
se z4gemutet werden kann (Art. 36 Abs. 1 Satz 2 
VwZ:VG). 

Die Anordnung kann mit dem Verwaltungsakt verbunden 
werden, durch den die Handlung, Duldung oder Unterlas­
sung aufgegeben wird (Art. 36 Abs. 2 Satz 1 VwZ:VG). 

In der Praxis wird so verfahren, daß bereits mit dem Erst­
bescheid ein Zwangsgeld angedroht wird. Kommt der 
Adressat der Anordnung nicht nach, wird das Zwangs­
geld fällig. Gegebenenfalls wird nochmals ein Zwangs­
geld, und zwar ein höheres, angedroht und festgesetzt. 

Die auf S. 15ff. angeführten Maßnahmen der Gewerbe­
aufsicht sind im Falle der CFM nicht effizient und vor al­
lem nicht genügend rasch durchgesetzt worden. 

Der Ausschuß ist insbesondere der Auffassung, daß der 
beratenden und aufklärenden Tätigkeit eine zu große und 
der Durchsetzung notwendiger Maßnahmen eine zu ge­
ringe Bedeutung beigemessen wurde. 

Darüber hinaus ist es unverständlich, daß es immer wie­
der zu Fristverlängerungen gekommen ist. Besonders 
negativ fällt dabei ins Gewicht, daß die Fristüberschrei­
tungen einfach hingenommen wurden; nur in ganz weni­
gen Fällen kam es zu einer förmlichen Fristverlängerung. 

Was unter angemessener Frist im Sinne des § 7 Abs. 2 
Satz 3 der Dienstanweisung zu verstehen ist, ergibt sich 
nach Auffassung des Ausschusses aufgrund einer Inter­
essenabwägung. Gegeneinander abzuwägen sind die be­
trieblichen Interessen einerseits und das Interesse der 
Arbeitnehmer, vor Gefahren für die Gesundheit am Ar­
beitsplatz ausreichend geschützt zu werden, anderer­
seits. Das Interesse der Arbeitnehmer hätte es geboten, 
Überschreitungen der einmal vorgegebenen Vollzugsfrist 
nur in Ausnahmefällen hinzunehmen. Der Ausschuß ver­
mag keine Gründe zu erkennen, die - jedenfalls in den 
meisten Fällen - eine Fristverlängerung gerechtfertigt 
hätten. 

Wie großzügig Fristverlängerungen zugestanden wurden, 
zeigen vor allem zwei Beispiele: 

- Mit Schreiben vom 27.8.1974 stellte das Gewerbeauf­
sichtsamt Bayreuth fest, daß die gemessenen Queck­
silberkonzentrationen weit über dem MAK-Wert liegen 
und aus diesem Grunde der Einbau einer leistungsfä­
higen Absauganlage dringend erforderlich sei. Bis zur 
Inbetriebnahme der geforderten Absauganlage vergin­
gen aber drei Jahre. 

- Mit Schreiben vom 15.4.1975 forderte das Gewerbe­
aufsichtsamt Bayreuth die Errichtung einer sog. 
Schwarz-Weiß-Anlage. Die Inbetriebnahme der gefor­
derten Anlage erfolgte erst Ende 1977. 

Ferner fällt auf, daß die vom Gewerbeaufsichtsamt ge­
troffenen Maßnahmen niemals mit den Mitteln des Ver­
waltungszwangs durchgesetzt wurden. Dies wäre im In­
teresse der Gesundheit der betroffenen Arbeitnehmer 
notwendig gewesen. Durch die formelle Anordnung und 
Durchsetzung kürzerer Vollzugsfristen, gegebenenfalls 
unter Anwendung von Verwaltungszwangsmitteln, anstel­
le des teilweise gewährten Aufschubs für die Durchfüh­
rung einzelner Maßnahmen, wäre es möglich gewesen, 
schneller eine Verbesserung der Verhältnisse der CFM 
zu erreichen. 

Auch was den laufenden Betrieb anbelangt, wurden Maß­
nahmen nicht rechtzeitig ergriffen. Zwar sind insoweit in 
erster Linie der Gewerbeunternehmer sowie die innerbe­
trieblichen Fachkräfte und Sicherheitsingenieure gefor­
dert. Gemäß § 120 a der Gewerbeordnung ist nämlich 
der Gewerbeunternehmer verpflichtet, die Arbeitsräume, 
Betriebsvorrichtungen, Maschinen und Gerätschaften so 
einzurichten und zu unterhalten, und den Betrieb so zu 
regeln, daß die Arbeitnehmer gegen Gefahren für Leben 
und Gesundheit geschützt sind. Der Ausschuß ist der 
Auffassung, daß die Gewerbeaufsicht die Durchsetzung 
dieser Verpflichtung des Unternehmers mit Verwaltungs­
zwang erreichen hätte können. 

5. Hätten der Betrieb bzw. einzelne Betrtebstelle früher 
geschlossen werden sollen? 

Gemäß § 25 Abs. 2 Gewerbeordnung kann das Gewerbe­
aufsichtsamt, wenn der Unternehmer eine Anordnung 
nach§ 120d oder§ 120f der Gewerbeordnung nicht be­
achtet, den von der Anordnung betroffenen Betrieb bis 
zur Herstellung des der Anordnung entsprechenden Zu­
standes ganz oder teilweise untersagen. Voraussetzung 
ist jedoch, daß in der Anordnung nur Anforderungen ge­
stellt werden, die zur Beseitigung erheblicher das Leben 
oder die Gesundheit der Arbeitnehmer gefährdender 
Mißstände erforderlich sind. 

Eine Anordnung nach § 120 d oder§ 120 f GewO hat das 
Gewerbeaufsichtsamt Bayreuth nicht erlassen. Eine 
Schließung des Betriebes oder einzelner Abteilungen ge­
mäß § 25 Abs. 2 GewO wäre daher aus diesem formellen 
Grund zu keinem Zeitpunkt möglich gewesen. 

Zu den Gründen, weswegen keine formelle Anordnung 
nach §§ 120d bzw. 120f GewO erlassen wurde, hat das 
Gewerbeaufsichtsamt Bayreuth folgende Erwägungen 
angestellt: 

Nach Auffassung der Gewerbeaufsicht hat schon die er­
ste Voraussetzung für eine Stillegung des Betriebes, 
nämlich, daß der Unternehmer keine Bereitschaft zeige, 
die ihm auferlegten Maßnahmen durchzuführen, nicht 
vorgelegen. Es sei zwar keine formelle Anordnung nach 
§ 120d der Gewerbeordnung durch das Gewerbeauf­
sichtsamt Bayreuth erteilt worden; die CFM sei jedoch 
immer bemüht und bereit gewesen, wenn auch mit er­
heblich verzögerten Vollzugfristen, die von der Gewerbe­
aufsicht geforderten Auflagen zu erfüllen. 



Seite 20 Bayerischer Landtag · 11. Wahlperiode Drucksache 11 /17677 

Auch die zweite Voraussetzung für eine Stillegung nach 
§ 25 Abs. 2 der Gewerbeordnung. nämlich der Nachweis 
einer erheblichen gesundheitlichen Gefährdung der Be­
schäftigten der CFM. hat nach Auffassung des Gewerbe­
aufsichtsamtes Bayreuth trotz der außergewöhnlich ho­
hen Überschreitungen der MAK- und BAT-Werte nicht 
erbracht werden können. Hierfür wäre zumindest erfor­
derlich gewesen, daß die arbeitsmedizinischen Vorsorge­
untersuchungen im Ergebnis zu gesundheitlichen Be­
denken gegen eine weitere Beschäftigung am Arbeits­
platz geführt hätten. Von den Betriebsärzten seien je­
doch insgesamt nur in sechs Fällen gesundheitliche Be­
denken in der Gesundheitskartei der Beschäftigten ver­
merkt worden. Überschreitungen der BAT-Werte für 
Quecksilber würden als Nachweis einer erheblichen Ge­
sundheitsgefährdung alleine aber nicht ausreichen. 

Die Argumentation der Gewerbeaufsicht vermag nicht zu 
überzeugen. Aufgrund der vielfältigen Fristüberschreitun­
gen hat der Ausschuß insbesondere Zweifel hinsichtlich 
der Ernsthaftigkeit des Unternehmers, an Verbesserun­
gen mitzuwirken. Im übrigen hat das Gewerbeaufsichts­
amt die Bereitschaft des Unternehmers, erlassene for­
melle Anordnungen umzusetzen, gar nicht prüfen kön­
nen, weil es nur Auflagenschreiben, jedoch keine formel­
len Anordnungen nach den §§ 120d, 120f GewO erlas­
sen hat. 

Auch was den Nachweis einer erheblichen gesundheitli­
chen Gefährdung der Beschäftigten anbelangt, hat der 
Ausschuß Zweifel, ob insoweit die Meßlatte nicht zu hoch 
angelegt wurde. Im Hinblick auf das besondere Rechts­
gut „ Gesundheit" wäre eine kritischere Haltung des Ge­
werbeaufsichtsamtes Bayreuth durchaus angebracht ge­
wesen. Vor allem hätten wohl auch die .bedingt geeigne­
ten" Fälle stärker ins Gewicht fallen müssen. 

6. Hat der Leiter des Gewerbeaufsichtsamtes Bayreuth 
seine Pflichten voll wahrgenommen? 

Der Leiter des Gewerbeaufsichtsamtes Bayreuth, Ltd. 
Gewerbedirektor Fiebinger, war über die besondere 
Situation der CFM informiert (aus Gesprächen mit den 
Mitarbeitern sowie aus der beim Gewerbeaufsichtsamt 
eingegangenen und nach eigenem Bekunden gelesenen 
Post). Seiner eigenen Einlassung zufolge hat er sofort er­
kannt, daß „ein besonderer Gefährdungsgrad" vorliegt. 
Er hat sich nie eingehend mit den zuständigen Mitarbei­
tern seines Amtes ~n dieser Sache besprochen. Er hat 
sich voll auf ihre Sachkunde verlassen. Daß der Amtslei­
ter des Gewerbeaufsichtsamtes Bayreuth die CFM also 
als Routineangelegenheit behandelte, ist ein Verhalten, 
das der Untersuchungsausschuß nicht billigen kann. 

Dem Amtsleiter sind insbesondere folgende Versäumnis­
se vorzuhalten: 

- Das Arbeitsministerium wurde nicht ausreichend infor­
miert, obwohl es zu den Aufgaben des Amtsleiters ge­
hört, das Ministerium in Angelegenheit von besonde­
rer Bedeutung zu unterrichten. 

Wie aus den Ausführungen zu A. 10 ersichtlich ist, hat 
das Gewerbeaufsichtsamt das Staatsministerium für 
Arbeit und Sozialordnung nur dreimal informiert, und 
zwar 1974 im Rahmen des üblichen Vierteljahresbe­
richts, 1977 durch die Übersendung des Abdrucks der 
Niederschrift über eine gemeinsame Betriebsbege­
hung und 1978 durch die Mitteilung, daß das Gewer­
beaufsichtsamt beim Landratsamt Wunsiedel mit 
Nachdruck darauf drängt, daß die erforderliche immis­
sionsschutzrechtliche Genehmigung nun endlich er­
teilt wird. Ein formeller Bericht über die Situation in der 
CFM, verbunden mit Vorschlägen für das weitere Vor­
gehen, ging niemals an das Staatsministerium für Ar­
beit und Sozialordnung. 

- Der Amtsleiter war niemals in der CFM. 

Nach dem für die Gewerbeaufsichtsämter geltenden 
Organisationsplan vom 21.1.1986 gehört es zu den 
Aufgaben des Amtsleiters, Ziele und Schwerpunkte 
der Arbeit c;tes Amtes festzulegen, den Außendienst 
zu koordinieren und zu überwachen sowie bei der Be­
treuung und Überwachung der Betriebe mitzuwirken. 

Da es sich bei der CFM um einen .Problembetrieb" 
handelte, war es nicht ausreichend, wenn sich der 
Amtsleiter durch gelegentliche Gespräche mit dem zu­
ständigen Aufsichtsbeamten und dem zuständigen 
·Abteilungsleiter über die Situation in der CFM unter­
richten ließ. Erforderlich wäre vielmehr gewesen, daß 
der Amtsleiter selbst an einer Betriebsbegehung teil­
genommen hätte. Nur dann wäre es ihm möglich ge­
wesen, einen umfassenden Überblick über die Situa­
tion in der Chemischen Fabrik Marktredwitz und zur 
Behebung der dort aufgetretenen Mängel zu bekom­
men und dann den zuständigen Aufsichtsbeamten mit 
seinem fachlichen Rat zu unterstützen. 

Die Bearbeitung des Falles der CFM durch den Amtslei­
ter des Gewerbeaufsichtsamtes zeigt, daß es der Amts­
leiter an der erforderlichen Sensibilität hat fehlen lassen. 

7. Ist das Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung 
seiner Verantwortung gerecht geworden? 

Das Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung ist 
seiner Verantwortung nicht in vollem Umfang gerecht ge­
worden. 

Das Sozialministerium ist zwar, worauf bereits hingewie­
sen wurde, durch das Gewerbeaufsichtsamt Bayreuth 
nur unzureichend unterrichtet worden; insbesondere ist 
es unverständlich, warum das Thema CFM vom Gewer­
beaufsichtsamt Bayreuth nicht auf einer der jährlich etwa 
viermal stattfindenden Amtsleitertagungen angespro­
chen wurde. 

Dennoch hätte das Arbeitsministerium spätestens im Mai 
1981 hellhörig werden müssen, als sich der Zeuge Al­
bracht an die Oberste Dienstbehörde wandte und auf 
eklatante Mißstände sowie einen Todesfall in der CFM 
hinwies. Der Zeuge Albracht war nicht irgendwer, son­
dern der Leiter des Bereichs Umweltschutz beim Haupt­
vorstand der IG Chemie in Hannover und seit 1980 mit 
den Vorfällen in Marktredwitz befaßt. 

Zwar war es richtig, daß sich das Arbeitsministerium auf­
grund des Anrufs des Zeugen Albracht sofort mit dem 
Leiter- des Gewerbeaufsichtsamtes Bayreuth und dem 
zuständigen Aufsichtsbeamten fernmündlich in Verbin­
dung gesetzt und den Zeugen Dr. Kellner angewiesen 
hat, der Sache unverzüglich nachzugehen. Aber es hätte 
dem Gewerbeaufsichtsamt, nachdem es sich immerhin 
um einen Todesfall gehandelt hat, einen Termin zur Erle­
digung setzen müssen. Und es hätte das Gewerbeauf­
sichtsamt verpflichten müssen, dem Ministerium umge­
hend schriftlich über die Erledigung zu berichten. Es hät­
te sich generell intensiver um die Sache kümmern müs­
sen. 

Mit Verwunderung nimmt der Ausschuß zur Kenntnis, 
daß die vom Zeugen Dr. Kellner angekündigte Bespre­
chung aller Verantwortlichen erst am 29.9.1981 und das 
auch erst nach nochmaliger Intervention des Zeugen Al­
bracht und nach zweimaligem Anruf des Ministeriums zu­
stande gekommen ist. Sicherlich ist es nicht die Aufgabe 
des Ministeriums, Anordnungen selbst anstelle des Ge­
werbeaufsichtsamtes zu treffen. Es sollte sich aber bei 
größeren Problemen beratend einschalten. Dies ist nicht 
im ausreichenden Maß geschehen. 
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C. Maßnahmen zur Verhinderung von Mißständen, wie sie 
sich In der CFM gezeigt haben 

1. Ist mehr Personal In der Gewerbeaufsicht und Im ge­
werbeärztllchen Dienst notwendig? 

Die Zahl der Besuche, die die Gewerbeaufsicht in der 
CFM gemacht hat, hat der Ausschuß - im Gegensatz zur 
Effizienz der Besuche - für ausreichend erachtet. Di0 
generelle Forderung nach mehr Personal in der Gewer­
beaufsicht drängt sich demnach nicht als eine zwingende 
Konsequenz der Arbeit des Untersuchungsausschusses 
auf. Speziell für die vom Ausschuß unter C. 5 für notwen­
dig gehaltenen Überwachungskommissionen für MPro­
blembetriebe" nach der Störfallverordnung kann sich 
aber durchaus die Notwendigkeit, mehr Personal in der 
Gewerbeaufsicht zu haben, ergeben. Darauf wird noch 
einzugehen sein. 

Zum gewerbeärztlichen Dienst hält der Ausschuß zwei 
Forderungen für berechtigt: 

- die Forderung nach mehr Personal und 

- die Forderung nach weiterer regionaler Untergliede-
rung. 

Zur Forderung nach mehr Personal. Die Zahl der Besu­
che in der CFM durch den gewerbeärztlichen Dienst ist 
nach der Überzeugung des Ausschusses zu gering ge­
wesen. Eine häufigere Befassung von Gewerbeärzten mit 

. den sich aus der Quecksilberproduktion in der CFM er-
gebenden Gefahren hätte zu einem früheren und heftige­
ren Schrillen der Alarmglocken führen können. 

Ein weiterer Grund muß zur Erhöhung der heute vorhan­
denen 18 Gewerbearztstellen in Bayern führen: die durch 
den Fortschritt von Forschung und Technik weiter stei­
gende Zahl von in der Produktion verwendeten Gefahr­
stoffen. 

Zur Forderung nach weiterer regionaler Untergliederung. 
Im Vergleich zur Gewerbeaufsicht, die in 9 Gewerbeauf­
sichtsämtern organisiert ist, sitzt der gewerbeärztliche 
Dienst nur an zwei Orten: im Landesinstitut für Arbeits­
medizin in München als Zentrale und in der Zweigstelle 
des Instituts in Nürnberg. Bei dieser Organisation wird 
unverhältnismäßig viel Zeit für Reisen und zu wenig Zeit 
für die eigentliche Arbeit aufgewendet. Für Reisen zu 
den zwangsläufig vom Dienstort weit entfernten Betrie­
ben einerseits und zu den Gewerbeaufsichtsämtern an­
dererseits. Der wünschenswerte häufige Besuch in den 
Betrieben und der notwendige enge Kontakt zu den Ge­
werbeaufsichtsämtern kann am besten durch eine gewis­
se Dezentralisierung sichergestellt werden. Einige weite­
re Zweigstellen des Landesinstituts für Arbeitsmedizin 
sollten mittelfristig nach der Überzeugung des Aus­
schusses errichtet werden. 

2. Soll die Dienstanweisung für die Gewerbeaufsicht mit 
dem Ziel geändert werden, zumindest In .Problemfäl­
len" früher und öfters mit den Mitteln des Verwaltungs­
zwangs zu arbeiten? 

Nach den Feststellungen des Ausschusses hat sich das 
Gewerbeaufsichtsamt Bayreuth zu sehr auf Information 
und Beratung beschränkt. Auflagen sind entweder nur 
mündlich erteilt worden, oder es ist, wenn sie schriftlich 
gemacht worden sind, zu oft toleriert worden, daß die für 
die Durchführung festgesetzte Frist überschritten wor­
den ist. formelle Anordnungen und darauf gestützte Ver­
waltungszwangsmaßnahmen zur Durchsetzung der Auf­
lagen sind nahezu nie ergangen. 

Der Ausschuß hat daher mit Genugtuung zur Kenntnis 
genommen, daß die Gewerbeaufsichtsämter in den letz-

ten Jahren insbesondere in den Amtsleitertagungen an­
gewiesen worden sind, wie der Zeuge Loch eingehend 
dargelegt hat, durch den Erlaß von formellen Anordnun­
gen und den darauf gestützten Verwaltungszwang not­
wendige Auflagen rascher durchzusetzen. 

In Fortführung dieser Entwicklung sollte so verfahren 
werden, daß, bezogen auf einige Auflagen, grundsätzlich 
nur eine Beratung stattfindet, die in einem Auflageschrei­
ben ihren Niederschlag findet. Wird danach bei der er­
sten Überprüfung festgestellt, daß die Auflage in der vor­
gegebenen Frist nicht erfüllt worden ist. ist die Auflage 
unverzüglich mit einem formellen Bescheid, in der Regel 
unter Androhung von Verwaltungszwang, anzuordnen. 
Nach Überzeugung des Ausschusses ist es richtig, die 
Dienstanweisung mit ihrer starken Betonung der Bera­
tung entsprechend zu ändern. 

3. Soll die Berlchtspfllcht an das Arbeitsministerium er­
weitert werden? 

Der Zeuge Loch hat dem Ausschuß im Rahmen seiner 
Vernehmung eine ins einzelne gehende Auflistung über 
die Berichtspflichten der Gewerbeaufsichtsbehörden ge­
genüber dem Arbeitsministerium übergeben; sie stammt 
vom 20.12.1989. 

Der Ausschuß ist sich dessen bewußt, daß Berichts­
pflichten im Interesse der Verwaltungsvereinfachung 
grundsätzlich eher abgebaut als ausgeweitet werden 
sollten . 

Dennoch kommt der Ausschuß zu dem Ergebnis, daß 
eine Ergänzung der unter Nr. 2 des genannten Schrei­
bens aufgeführten .Berichte im Einzelfall" zweckmäßig 
wäre. Die Gewerbeaufsichtsämter sollten verpflichtet 
werden, bei Betrieben, die dem Anhang 1 der Störfallver­
ordnung unterliegen, dem Ministerium in regelmäßigen 
Abständen über gravierende, aufgetretene Mängel und 
die daraufhin eingeleiteten Maßnahmen zu berichten. 

4. Müssen die Vorschriften über den Austausch von Infor­
mationen zwischen den Behörden verbessert werden? 

Die Gewerbeaufsichtsämter haben nach Weisung des Ar­
beitsministeriums im Rahmen des § 139 b GewO andere 
Behörden zu informieren, wenn sie Verstöße erkennen, 
die in den Kompetenz- und Vollzugsbereich dieser Be­
hörden fallen. Voraussetzung ist, daß es sich um offen­
sichtliche, d.h. für die Gewerbeaufsicht erkennbare Ver­
stöße handelt. 

Zu Problemen hat der Informationsaustausch bislang we­
gen des § 139 b Abs. 1 Satz 3 der Gewerbeordnung ge­
führt. Nach dieser Bestimmung sind die Gewerbeauf­
sichtsbehörden zur Geheimhaltung der amtlich zu fhrer 
Kenntnis gelangenden Geschäfts- und Betriebsverhält­
nisse der ihrer Besichtigung und Prüfung unterliegenden 
Anlagen verpflichtet. Ausgenommen von der Geheimhal­
tungspflicht sind nur Gesetzwidrigkeiten. Diese Geheim­
haltungspflicht gilt auch gegenüber anderen Behörden. 

Seit 01.07.1990 besteht dieses Hindernis nicht mehr. 
Denn § 139b Abs. 1 macht von der Geheimhaltungs­
pflicht künftig eine wichtige Ausnahme: die Gewerbeauf­
sichtsbeamten dürfen die amtlich zu ihrer Kenntnis ge­
langten Informationen über Betriebsverhältnisse von Be­
trieben künftig zur Verfolgung von Gesetzwidrigkeiten 
und zur Erfüllung von gesetzlich geregelten Aufgaben 
zum Schutz der Umwelt den dafür zuständigen Behörden 
offenbaren. Eine deutliche Besserung der Zusammenar­
beit zwischen den Behörden des Arbeitsschutzes und 
des Umweltschutzes wird die Folge sein. Diese neue Be­
stimmung kann, zusammen mit der unter C. 5 vorge­
schlagenen Konsequenz, das Zusammenwirken dieser 
Behörden so verbessern, daß der lückenlose Austausch 
von lnformatione:n künftig sichergestellt werden kann. 
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Die Zusammenarbeit zwischen den Gewerbeaufsichtsbe­
hörden und den Trägern der Unfallversicherung ist in der 
allgemeinen Verwaltungsvorschrift des Bundes vom 
28.11.1977 (BAnz Nr. 225) geregelt. Sie war im Fall der 
CFM nach übereinstimmenden Zeugenaussagen pro­
blemlos. Auch der Austausch von Informationen zwi­
schen den Gewerbeaufsichtsbehörden und den Berufs­
genossenschaften ist in der allgemeinen Verwaltungsvor­
schrift ausreichend, und zwar in § 7, mit der Maßgabe 
geregelt. daß sich Unfallversicherungsträger und Gewer­
beaufsichtsbehörden gegenseitig über Vorgänge unter­
richten, die für die Tätigkeit der anderen Stelle auf dem 
Gebiet der Unfallverhütung und ersten Hilfe wichtig sind. 

5. Was Ist von Überwachungskomml881onen zu halten, In 
denen alle für einen .Problembatrieb" zuständigen Be­
hörden vertreten sind? 

Die Notwendigkeit des Austausches aller über einen Be­
trieb bei den verschiedenen Stellen gesammelten Infor­
mationen ist des öfteren von Zeugen herausgestellt wor­
den. Mehrere Aussagen hatten zum Inhalt, daß eine Stel­
le etwas gewußt habe, was auch der anderen Stelle wich­
tige Erkenntnisse für ihre Arbeit hätte bringen können. 

Der Ausschuß hält deshalb für solche Betriebe, die auf­
grund ihres Gefährdungspotentials dem Anhang 1 der 
Störfallverordnung unterliegen, 1) eine besondere Rege­
lung für die Zusammenarbeit für nötig. Es sollten auf ört­
licher Ebene für jeden einzelnen Betrieb aus allen betei­
ligten Behörden Überwachungskommissionen gebildet 
werden, die in festgelegten Zeitabständen - von 2 bis 4 
Jahren - gemeinsame Betriebsbesichtigungen durchfüh­
ren und die Anordnung notwendiger Maßnahmen gegen­
seitig abstimmen. Vom Betrieb müßten dann in Gegen­
wart aller zuständigen Behörden alle Karten auf den 
Tisch gelegt werden. Es könnten sämtliche den verschie­
denen Behörden zur Verfügung stehende Informationen 
die Grundlage von Maßnahmen bilden. Die Belange der 
Anlagensicherheit, des Arbeitsschutzes, des Brand- und 
Katastrophenschutzes, der Abfallentsorgung und des 
Umweltschutzes könnten in einer Besprechung gleich­
zeitig gewürdigt werden. Bei größeren Behörden, wie et­
wa bei den Regierungen, müßten alle in Frage kommen­
den Abteilungen vertreten sein; die Notwendigkeit, dies 
zu berücksichtigen, ergibt sich aus den Darlegungen des 
Zeugen Winkler, des früheren Regierungspräsidenten 
von Oberfranken, der eingeräumt hat, daß auch innerhalb 
der Regierung der Informationsaustausch nicht im not­
wendigen Umfang stattgefunden hat. 

Eine wichtige Frage ist die Koordination der Tätigkeit die­
ser Kommissionen. Mit ihr steht und fällt die Wirksamkeit 
ihrer Arbeit. Hier darf es keinesfalls zu Zuständigkeits­
eifersüchteleien und damit zu Reibungsverlusten kom­
men. Es bietet sich an, die Koordination derjenigen Be­
hörde zu übertragen, die im Einzelfall bezogen auf den zu 
überwachenden Betrieb, die größte Übersicht, den inten­
sivsten Kontakt und die beste Ortskenntnis hat. Zu nähe­
ren Empfehlungen in diesem Punkt sieht sich der Aus­
schuß nicht in der Lage. Oie Koordinierung der Behör­
denarbeit durch die Bildung solcher Kommissionen sollte 
in einer gemeinsamen Bekanntmachung_ aller beteiligten 
Ministerien festgelegt werden. 

Unabhängig hiervon führen nach dieser Konzeption die 
einzelnen Behörden ihre eigene Überwachungstätigkeit 
fort. Bei der Feststellung von Mängeln, die Aufgabenbe­
reiche anderer Behörden betreffen, wird die zuständige 
Behörde schnellstens informiert; es soll natürlich nicht 
bis zum nächsten gemeinsamen Besichtigungstermin 
gewartet werden. 

1) In Bayern ca. ~50-200 Betriebe, davon etwa 2/3 chemische Betriebe 

Daß die Installierung solcher Kommissionen auch mehr 
Personal vor allem für die Gewerbeaufsicht notwendig 
machen wird, ist die Überzeugung des Ausschusses. 
Diese Konsequenz muß gezogen werden. 

6. Sind die Rechtsvorschriften zur Stillegung von Betrie­
ben oder Betriebsteilen ausreichend? 

Nach den Feststellungen des Ausschusses hätte die 
CFM schon früher geschlossen werden müssen. Die da­
für notwendigen Vorschriften waren und sind ausrei­
chend. Gefehlt hat es nicht an wirksamen Vorschriften, 
sondern daran. daß das Gesetz zu zurückhaltend ange­
wendet worden ist. Dazu ist oben unter C. 2 schon Stel­
lung genommen worden. 

Unabhängig davon begrüßt es der Ausschuß, daß ab 
01.01.1988 eine weitere verbesserte Handhabe gegen 
Betriebe besteht, die zur Abwendung einer Gefahr ange­
ordnete Maßnahmen nicht innerhalb der gesetzten Frist 
ausführen. Nach § 35 Abs. 3 der Gefahrstoffverordnung 
kann die Behörde nunmehr erstens anordnen, daß der 
Arbeitgeber die Arbeit einzustellen hat, wenn dabei die 
Arbeitnehmer gefährdet werden, und zweitens können 
bei Gefahr im Verzug auch gegenüber Aufsichtsperso­
nen, also Betriebsleitern oder Meistern, solche Anord­
nungen erlassen werden. 

7. Werden die Ergebnisse der Untersuchungsbefunde von 
Vorsorgeuntersuchungen Im wünschenswerten Umfang 
als Entscheidungsgrundlage verwendet? 

Nach der Gefahrstoffverordnung haben die Gewerbeauf­
sichtsbeamten ebenso wie die Gewerbeärzte nicht die 
Befugnis, von Betriebsärzten oder ermächtigten Ärzten 
die Bekanntgabe von Untersuchungsbefunden von Ar­
beitnehmern zu verlangen. Sie können nur die nach der 
Gefahrstoffverordnung vorgeschriebene ärztliche Be­
scheinigung über das Untersuchungsergebnis einsehen, 
in der dem Arbeitgeber nur mitgeteilt wird, ob und inwie­
weit der Arbeitnehmer zum Einsat!z am jeweiligen Ar­
beitsplatz geeignet ist. 

Aus arbeitsmedizinischer Sicht ist aber nach der Über­
zeugung des Ausschusses eine Kenntnis der detaillier­
ten Untersuchungsbefunde unerläßlich. Aus der Beschei­
nigung allein, ob die Verwendung am bisherigen Arbeits­
platz vertretbar ist, ergibt sich zum Beispiel nicht, ob Be­
denken gegen eine Beschäftigung des untersuchten Ar­
beitnehmers mit Gefahrstoffen im konkreten Fall eher im 
individuellen Gesundheitszustand oder in der Situation 
des Arbeitsplatzes begründet sind. 

Wegen dieser unbefriedigenden Rechtslage hat der 
Bayerische Landtag mit Beschluß vom 30.01.1990 
(Drs. 11/14843) gebeten, zu prüfen, welche Rechtsvor­
schriften geändert werden müssen, damit sichergestellt 
wird. daß die Arbeitsschutzbehörden und der staatliche 
Gewerbearzt von Überschreitungen der Toleranzwerte 
im Körper von Beschäftigten Kenntnis erhalten können. 

Im Vollzug dieses Beschlusses hat die Staatsregierung 
im Bundesrat den Antrag gestellt. § 31 Abs. 1 der Ge­
fahrstoffverordnu1Jg entsprechend zu ändern. Sie ist im 
Bundesrat nur teilweise durchgedrungen: Den Gewerbe­
ärzten dürfen künftig die Befunde zugänglich gemacht 
werden, nicht aber den Gewerbeaufsichtsämtern. Verfas­
sungsrechtliche Bedenken, die wohl vor allem mit der 
Persönlichkeitssphäre des Beschäftigten zu tun haben, 
waren das Argument für die teilweise Ablehnung. 

Der Grund hierfür liegt in dem vom Bundesverfassungs­
gericht festgestellten Recht des einzelnen auf informatio­
nelle Selbstbestimmung und in der ärztlichen Schweige­
pflicht, der auch die Gewerbeärzte, nicht jedoch die Ge­
werbeaufsichtsbeamten unterliegen. 
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Einen erneuten Vorstoß im Bundesrat mit dem Ziel, auch 
den Gewerbeaufsichtsämtern die detaillierten Befunde 
zugänglich zu machen, hält der Untersuchungsausschuß 
für richtig. Bedenken könnten dadurch ausgeräumt wer­
den, daß die Daten anonym weitergegeben werden. Die 
Vorfälle in der CFM lassen es angezeigt erscheinen, sich 
verstärkt darum zu bemühen, daß den Gewerbeauf­
sichtsämtern wirklich alle über einen Betrieb vorhande­
nen Daten zur Verfügung gestellt werden. 

8. Soll bei nachhaltig hohen Überschreitungen von Tole­
ranzwerten bei der Frage dar Anerkennung als Berufs­
krankheit eine Umkehr der Beweislast vorgesehen wer­
den? 

Damit eine Krankheit als Berufskrankheit anerkannt wird, 
muß sie mit der versicherten Tätigkeit in einem rechtlich 
wesentlichen Ursachenzusammenhang stehen und einen 
Gesundheitsschaden wesentlich verursacht haben. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß es besonders häufig 
zu Streitigkeiten darüber kommt, ob der geforderte 
"rechtlich wesentliche Ursachenzusammenhang~ be­
steht. Der soziale Schutz der Unfallversicherung würde 
leerlaufen, wollte man in dieser Hinsicht stets absolute 
Gewißheit verlangen. Nach herrschender Meinung ge­
nügt es daher, daß tür einen solchen Kausalzusammen­
hang eine "hinreichende Wahrscheinlichkeit" angenom­
men werden kann. Damit braucht einerseits eine "an Si­
cherheit grenzende Wahrscheinlichkeit" nicht gegeben 
zu sein, während andererseits die bloße Möglichkeit nicht 
ausreicht. Läßt sich der geforderte Ursachenzusammen­
hang nicht feststellen, dann geht dies zu Lasten des An­
tragstellers. 

Der frühere Betriebsratsvorsitzende Kunz stellte Antrag 
auf Gewährung einer Rente wegen Vorliegens einer Be­
rufskrankheit. Der Antrag wurde abgelehnt, weil die sub­
jektiven Beschwerden mit dem objektiven Krankheitsbild 
einer Quecksilbererkrankung nicht übereinstimmten. 
Dies ist beim Ausschuß auf Unverständnis gestoßen, weil 
beim Zeugen Kunz zum einen überhöhte Quecksilber­
werte in Blut und Urin festgestellt worden waren. Zum 
anderen hat es in einem ärztlichen Gutachten aus dem 
Jahre 1977 geheißen: Er habe Nachtschweiß, Taubheits­
gefühl in den Armen und Beinen, häufig dumpfe bis ste­
chende Stirn- und Kopfschmerzen mit Zunahme zum 
Abend, vor allem im liegen, bisweilen Benommenhait, 
Schwanken beim Gehen, weißfleckige und bläuliche Ver­
färbung der linken Hand und des linken Fußes, bei Kälte­
einwirkung häufig trockener Mund, manchmal auch Spei­
chelfluß, metallischer Geschmack im Mund. Beim Zeugen 
Kunz waren also Symptome einer Quecksilbererkran­
kung, wie sie dem Ausschuß geschildert worden waren, 
festgestellt worden. 

Der Ausschuß zieht die wissenschaftliche Qualität des 
medizinischen Gutachtens nicht in Zweifel. Insoweit fehlt 
ihm die Sachkenntnis. 

Der Ausschuß hat aber erhebliche Zweifel, ob es mit dem 
sozialen Schutzzweck der gesetzlichen Unfallversiche­
rung noch vereinbar ist, wenn auch in Fälten, in denen die 
Toleranzwerte nachhaltig überschritten werden und dar­
über hinaus typische Symptome einer Quecksilberer­
krankung vorliegen, die Ungewißheit über den Ursachen­
zusammenhang zu Lasten des Antragstellers geht. 

Der Ausschuß hält bei Vorliegen dieser Voraussetzungen 
eine Umkehr der Beweislast durch den Gesetzgeber für 
erwägenswert. 

Eine solche Regelung wäre dem Unfallversicherungs­
recht nicht völlig fremd, wie § 589 Abs. 2 RVO zeigt. 
§ 589 betrifft in Verbindung mit § 551 Abs. 1 Satz 1 RVO 
den durch eine Berufskrankheit verursachten Tod des 
Versicherten. Weil bei einigen Berufskrankheiten die 

Feststellung der Ursächlichkeit besonders schwierig ist, 
hat der Gesetzgeber in § 589 Abs. 2 für einige Fälle, und 
zwar für verschiedene Staublungenkrankheiten, eine 
Kausalitätsvermutung normiert. War danach die Erwerbs­
fähigkeit durch eine solche Berufskrankheit um minde­
stens ·so% gemindert worden, so wird, wenn der Ver­
sicherte stirbt, vermutet, daß der Ursachenzusammen­
hang im Sinne von § 589 Abs. 1 RVO gegeben ist - es 
sei denn, dies ist offenkundig nicht der Fall. 

Nach Auffassung des Ausschusses sollte - schon weil 
diese Frage in den Beratungen des Ausschusses eine 
große Rolle gespielt und daher in der öffentlichen Dis­
kussion eine Bedeutung gewonnen hat - von der Staats­
regierung geprüft werden, ob es angezeigt ist, über den 
Bundesrat eine entsprechende Initiative zu ergreifen. Das 
Ziel dieser Initiative sollte eine gesetzliche Kausalitätsver­
mutung bei gewissen Berufskrankheiten dann sein, wenn 
erstens nachweislich die Tolerarl2werte im Blut und im 
Urin eines Arbeitnehmers über einen längeren Zeitraum 
wesentlich überschritten worden sind und zweitens nach 
ärztlichem Gu"tachten ein entsprechendes Krankheitsbild 
vorliegt. In diesem Fall sollte die verbliebene Ungewißheit 
über die Ursächlichkeit der Gefahrstoffbelastung zu La­
sten der Berufsgenossenschaft und nicht mehr zu La­
sten des Arbeitnehmers gehen. Eine entsprechende An­
regung hat übrigens auch der Zeuge Prof. Valentin gege­
ben. 

MASSNAHMEN DER FÜR DIE LUFTREINHALTUNG UND DIE 
ABFALLBESEITIGUNG ZUSTÄNDIGEN BEHÖRDEN 

A. Ergebnis dar Beweisaufnahme 

- Luftreinhaltung -

1. Die Luftbelastung mit Quecksilber In Marktredwitz 

Eine Beschwerde aus der Gegend von Schirnding hat da­
zu geführt, daß das Landesamt für Umweltschutz (lfU) 
ab 1982 mit der Untersuchung wasser- und luftgetrage­
ner Quecksilbertrachten befaßt war. Insbesondere im 
Überschwemmungsbereich der Röslau und der Kösseine 
fand man erhöhte Quecksilbergehalte in Böden und 
Pflanzen, was auf eine gewässerseitige Ursache hinge­
deutet hat. Es gab aber auch Hinweise auf luftgetragenes 
Quecksilber. 

Im März 1983 wurde aufgrund von höher belasteten 
Pflanzenproben in der Umgebung von Marktredwitz auch 
eine Überprüfung der CFM für zwec~mäßig erachtet, die 
am 16.05.83 unter Beteiligung des l..andratsamtes Wun­
siedel und des Gewerbeaufsichtsamtes Bayreuth vom 
lfU durchgeführt wurde. Dabei konnten keine relevanten 
Quecksilber-Emissionsstellen festgestellt werden, die 
nicht an die Abgasreinigungsanlagen angeschlossen wa­
ren. 

2. Die für die Quecksllberbalastung der Luft maßgeb­
lichen Grenzwerte 

Emissionsgrenzwerte für Quecksilber waren in der Tech­
nischen Anleitung (TA) Luft 1974 und - wesentlich ver­
schärft - in der aktuellen Fassung der TA Luft 1986 ent­
halten. 

Die TA Luft 1974 sah für staubförmiges Quecksilber und 
Quecksilberverbindungen einen Grenzwert von 20 mg/ 
m' vor. In der TA Luft 1986 ist für staubförmiges Queck­
silber und seine Verbindungen ein Wert von 0,2 mg/m3 

festgelegt. 

Immissionswerte für Quecksilber wurden in der TA Luft 
bislang nicht festgelegt. Ein international anerkannter 
Richtwert für die Quecksilberbelastung der Luft ist in der 
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WHO-Richtlinie 1986 aufgeführt. Als Zielwert für den 
Schutz der menschlichen Gesundheit ist dort ein Jahres­
mitte/wert von 1 µg/m' festgelegt. 
Die im Rahmen der bisher durchgeführten Messungen im 
Stadtgebiet von Marktredwitz ermittelten Immissionskon­
zentrationen lagen durchwegs unter diesem Wert, so daß 
davon ausgegangen werden kann, daß der o. g. Jahres­
mittelwert sicher eingehalten ist. 

3. Die Befugnisse der Behörden 
Die Firma CFM bestand seit Ende des 18. Jahrhunderts. 
Nach dem Inkrafttreten der Gewerbeordnung vom 
21.06.1869 im Jahr 1871 bedurften .Chemische Fabriken 
jeder Art" einer Genehmigung nach § 16 Gewerbeord­
nung. Die Gewerbeordnung blieb Rechtsgrundlage für 
die Genehmigung bis zum 31.03.74. Am 01.04.74 wurde 
sie durch das Bundes-Immissionsschutzgesetz abgelöst. 
Aus den Unterlagen ergeben sich drei gewerberechtliche 
Genehmigungen: 
- 1933: Genehmigung für die Quecksilberchloridproduk­

tion 
- 1934: Genehmigung für eine Anlage zur Herstellung 

von Kupferchlorid, die, soweit feststellbar, nicht 
ausgeführt wurde 

- 1938: Genehmigung für eine Anlage zur Herstellung 
organischer Quecksilberverbindungen 

Im übrigen läßt sich nicht mehr rekonstruieren, ob und 
welche weitere Genehmigungen zwischen 1788 und 1974 
erteilt wurden, ob von den erteilten Genehmigungen Ge­
brauch gemacht wurde und ob Anlagen unter Abwei­
chung von erteilten Genehmigungen oder ohne Geneh­
migung errichtet oder betrieben wurden. 
Nach dem Inkrafttreten des Sundesimmissionsschutzge­
setzes galten die früher erteilten Genehmigungen fort. 
Eine erneute Genehmigung war daher nicht erforderlich. 
Nur für eine wesentliche Änderung der Anlage wäre eine 
Genehmigung nach dem neuen Immissionsschutzrecht 
notwendig gewesen. 
Im Ergebnis bedeutet dies, daß die früher erteilten Ge­
nehmigungen für die CFM auch nach dem 01.04.74 fort­
galten und keine erneute Genehmigung nach dem 
BlmSchG erforderlich war. 
Oie Regierung von Oberfranken und das Landratsamt 
Wunsiedel sind davon ausgegangen, für ihr weiteres Vor­
gehen einen genehmigten Altbestand annehmen zu kön­
nen, auch wenn nicht verläßlich geklärt werden konnte, 
ob und welche Änderungen an der Anlage im Lauf der 
Zeit ohne Genehmigung vorgenommen worden sind. 
Dies lag im wesentlichen darin begründet, daß die CFM 
seit jeher ihre umfangreiche Produktionspalette als häu­
fig wechselnden Chargenbetrieb organisiert hatte. Die 
Produktionsschwerpunkte sind aber im wesentlichen im­
mer dieselben gewesen. 
Demnach standen Befugnisse nur im Rahmen der be­
trieblichen Überwachung nach § 52 BlmSchG (Aus­
kunfts- und Betretungsrechte) i. V. mit nachträglichen 
Anordnungen nach § 17 BlmSchG oder Bescheidmaßga­
ben nach § 12 BlmSchG im Rahmen beantragter Ände­
rungsgenehmigungsverfahren nach § 15 BlmSchG zur 
Verfügung. Von dieser Möglichkeit wurde dann auch im 
Änderungsgenehmigungsverfahren 1977/78 Gebrauch 
gemacht. 
Zuständig für immissionsschutzrechtliche Maßnahmen 
waren bis 1972 die damals kreisfreie Stadt Marktredwitz 
und seit 1972 das Landratsamt Wunsiedel. 

4. Maßnahmen der Behörden zur Vennlnderung der 
Quecksllberbelastung 

4.1 Die Situation bis 1977 
Den Zeugenaussagen und den vorgelegten Akten sind 
keine Anhaltspunkte auf immissionsschutzrechtliche 

Maßnahmen vor 1977 zu entnehmen. Der Zeuge Schiller 
hat vielmehr ausgesagt, daß im Zusammenhang mit der 
CFM nur der Bereich Gewässerschutz, nicht aber die 
Luftreinhaltung problematisiert gewesen sei. 

4.2 Das lmmlaslonsschutzrechtllche Verfahren Im Zusam­
menhang mit der geforderten Absauganlage 

Im Rahmen der vom Staatsministerium für Landesent­
wicklung und Umweltfragen veranlaßten sog .• Seveso­
Aktion", mit der als Folge des Chemieunfalls in Seveso 
auch die bayerischen Chemiebetriebe überprüft werden 
sollten, wurden die Umweltbehörden auf Probleme bei 
der CFM aufmerksam. Oie im Rahmen dieser Aktion am 
04.05.77 von der Regierung von Oberfranken, dem Ge­
werbeaufsichtsamt Bayreuth und dem Landesamt für 
Umweltschutz durchgeführte Ortseinsicht ließ Hand­
lungsbedarf erkennen. 

Nachdem eine eindeutige Aussage, ob bei den gegebe­
nen Betriebsverhältnissen ein ausreichender Immissions­
schutz gewährleistet ist, nicht möglich war, wurden vom 
lfU über Regierung und Landratsamt konkret bezeichne­
te Beurteilungsunterlagen angefordert. Aus den Akten 
ergibt sich, daß mehrere Vorstöße von Behördenseite 
nötig waren, um die geforderten Unterlagen zu erhalten. 
Diese wurden dann zusammen mit einem Antrag auf Än­
derungsgenehmigung für vier aus Gründen des Arbeits­
schutzes von der Gewerbeaufsicht geforderte Absaug­
anlagen mit Luftreinigung im März 1978 übermittelt. 

Die Begutachtung des Vorhabens erfolgte durch das lfU. 
Dabei wurde der Quecksilber-Emissionsgrenzwert für die 
vorgesehenen 4 Abgasreinigungsanlagen gegenüber der 
damals gültigen TA Luft 1974 erheblich verschärft. Es 
wurde für Gesamtquecksilber ein Grenzwert von 2 mg/ 
m3 vorgeschlagen, wogegen die TA Luft 74 einen Grenz­
wert von 20 mgim' vorsah. 

Die Abluftanlage gliederte sich in 4 selbständig arbeiten­
de Anlagen, wobei die Anlagen 1, II und IV als Naßwä­
scher konzipiert waren, die die Abluft aus den Produk­
tionsanlagen reinigen sollten, während die Anlage III als 
Staubfilter für den Bereich der Packerei bestimmt war. 

Nach Aktenlage wurde mit der Errichtung der 3 Abgas­
wäscher im Juli 1978 begonnen; die Inbetriebnahme er­
folgte im Juli 1979. Eine Emissionsmessung der 3 Abgas­
wäscher im April 1980 ergab, daß die im Genehmigungs­
bescheid festgelegten Emissionsgrenzwerte deutlich un­
terschritten wurden. Bei Quecksilber wurden Emissions­
werte zwischen 0,06 und 0,25 mg/m' festgestellt. 

Die im Genehmigungsbescheid vom 06.07.78 mitge­
nehmigte Abluftreinigungsanlage III (Gewebefilter) für 
den Bereich der Packerei für Kleingebinde wurde nicht 
errichtet. Als Begründung wurde von der CFM angege­
ben, daß Herstellung und Abpackung quecksUberhaltiger 
Saatbeizmittel wegen eines Verwendungsverbots in 
Deutschland nicht mehr erfolgen und für die übrigen fe­
sten Produkte eine geschlossene Abfüllmaschine aufge­
stellt werden würde. Dies hat sich jedoch als unrichtig 
herausgestellt; quecksilberhaltige Saatbeizmittel wurden 
vielmehr auch weiterhin produziert. 

Eine Verpflichtung zur Durchführung genehmigter Ände­
rungen, wie der Errichtung der Abluftreinigungsanlage III, 
ist mit einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung 
nicht verbunden. 

4.3 Anordnung zur Erhöhung der Abgaswäscher-Kamine 

Die gemeinsame Ortseinsicht von LfU, Gewerbeauf­
sichtsamt Bayreuth und LAA Wunsiedel am 16.05.83 er­
gab ausweislich des LfU-Vermerl<s vom 19.07.83, daß 
nach übereinstimmender Auffassung aller beteiligten Be­
hörden alle bedeutsamen quecksilberhaltigen Emissions­
stellen an die Abgasreinigungsanlagen angeschlossen 
waren. 
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Diese Ortseinsicht erbrachte im übrigen, daß die Lei­
tungspläne nicht der Realität entsprachen und die im Ge­
nehmigungsbescheid geforderte Erhöhung der Abgas­
wäscher-Kamine von 15 m bzw. 19,75 m auf 35 m nicht 
erfolgt war. Die CFM stellte daraufhin im Oktober 1983 
einen entsprechenden Änderungsantrag. Das LfU hat die 
Zustimmung zur Reduzierung der erforderlichen Kamin­
höhen auf 24 m unter der Voraussetzung in Aussicht ge­
stellt, daß gleichzeitig eine Reduzierung des Emissions­
grenzwertes für Gesamtquecksilber erfolgt. Hier war vom 
LfU vorgesehen, den Grenzwert über die TA Luft 1983 
hinausgehend unter Berücksichtigung eines damals dis­
kutierten Entwurfs zur Novelle der TA Luft auf 0,2 mg/m' 
abzusenken. Noch vor Abschluß der Begutachtung, die 
wegen der nötigen Klärung der Möglichkeiten einer Er­
tüchtigung für die Abgaswäscher erhebliche Zeit erfor­
derte, hatte die CFM im Januar 1985 den Antrag zurück­
gezogen. 

4.4 Vermerk der Regierung von Oberfranken vom 24.09.84 

Der Zeuge Winkler hat ausgesagt, daß auch er, veranlaßt 
durch die Bitte des damaligen Oberbürgermeisters von 
Marktredwitz, des Zeugen von Lindenfels, um Unterstüt­
zung bei der Verlagerung der CFM, seinem Amt den Auf­
trag erteilt habe, die betrieblichen Verhältnisse darzustel­
len. Der Mitarbeiter des zuständigen Sachgebiets, der 
Zeuge Dr. Frederking, habe daraufhin den bei den Akten 
befindlichen Vermerk vom 24.09.84 gefertigt. Dieser Ver­
merk enthält eine ausführliche Beschreibung und Bewer­
tung der betrieblichen Verhältnisse bei der CFM und ist 
auch vom Ausschuß eingehend untersucht und erörtert 
worden. Dies vor allem deswegen, weil es über den Inhalt 
des Vermerks in bezug auf die Belange der Luftreinhal­
tung zu Meinungsverschiedenheiten zwischen Regierung 
von Oberfranken und LfU gekommen war. 

Der Zeuge Dr. Frederking vertrat im Ausschuß wie in sei­
nem oben bezeichneten Vermerk die Auffassung, daß 
der CFM strengere immissionsschutzrechtliche Anforde­
rungen hätten aufgegeben werden können und müssen. 
Dem trat das LfU, das den Vermerk auch vom Staatsmini­
sterium für Landesentwicklung und Umweltfra'gen mit 
Schreiben vom 18.10.84 zugeleitet erhalten hatte, entge­
gen. Der Zeuge Dr. Wunderlich, LIU, trug dem Ausschuß 
im wesentlichen vor, daß das LfU mit seinen Maßgaben 
das rechtlich Durchsetzbare ausgeschöpft habe. Die 
vom LfU vorgeschlagenen Werte seien um ein Vielfaches 
unterhalb der damals gültigen Grenzwerte gelegen und 
hätten den Stand der Technik beschrieben. Wie bereits 
erwähnt, sah die TA Luft 1974 für staubförmiges Queck­
sUber und Ouecksilberverbindungen einen Grenzwert 
von 20 mg/m' vor. In der TA Luft 1986 ist für staubförmi­
ges Quecksitber und seine Verbindungen ein Wert von 
0,2 mg/m' festgelegt. 

4.5 Vorgeschlagene Verschirlung des lmmlsslons-Grenz­
wertea 

Gegenstand der Auseinandersetzung der Fachleute und 
der Untersuchungen im Ausschuß war auch die Forde­
rung des Zeugen Dr. Frederking nach einem Immissions­
grenzwert von 0,08 µg/m' für Gesamt-Quecksilber und 
metallisches Quecksilber sowie von 0,008 µg/m' für 
Quecksilberverbindungen. Der Zeuge Dr. Wunderlich, 
LfU, hat nach einer eingehenden Begründung der von 
ihm vorgeschlagenen Werte im Ausschuß darauf hinge­
wiesen, daß der 1987 bekanntgegebene Leitlinienwert 
der WHO, der auch für Innenraum-Exposition verwendet 
wird, mit 1 µg/m' für Gesamt-Quecksilber die Auffassung 
des LIU größenordnungsmäßig bestätigt hat. Dieser Wert 
sei bei den im Jahr 1982 durchgeführten Immissionsmes­
sungen unterschritten worden. 

5. Das Zuaemmenwlrken der für den Umweltschutz zu­
ständigen Behörden, Insbesondere der Austausch von 
lnformatlonen 

Nach der durch die sog .• Seveso-Aktion" des Staatsmini­
steriums für Landesentwicklung und Umweltfragen ver­
anlaßten ersten Ortseinsicht vom 4.5.77 war der regelmä­
ßige Kontakt zwischen Vollzugs-, Fach- und Aufsichtsbe­
hörden hergestellt. Die Forderung der Regierung von 
Oberfranken als Aufsichtsbehörde und des LIU als Fach­
behörde nach Unterlagen über die CFM hat das Land­
ratsamt Wunsiedel eingebunden. In das durch die Forde­
rung des Gewerbeaufsichtsamtes Bayreuth nach einer 
Absauganlage ausgelöste Änderungs-Genehmigungs­
verfahren war das LIU als Pflichtgutachter eingeschaltet. 
[)ie Mehrzahl der durchgeführten Ortseinsichten zur 
Uberwachung der Bescheidmaßgaben erfolgte gemein­
sam. Einzelne Betriebsbesichtigungen (15.3.78, 16.5.83) 
erfolgten auch zusammen mit dem Gewerbeaufsichtsamt 
Bayreuth. Der Informationsfluß von dort wurde allerdings 
von mehreren Zeugen als unergiebig bezeichnet. 

6. Zur Rolle der Aufsichtsbehörden, Insbesondere des 
Staatsmlnlstertums für Landesentwtcklung und Um­
weltlragen sowie der Regierung von Oberfranken 

Wie s?hon erwähnt, gab den Anstoß für die Aufarbeitung 
der mit der CFM verbundenen Probleme die sog. „Seve­
so-Aktion·. Diese landesweit vom Staatsministerium für 
Landesentwicklung und Umweltfragen initiierte Erhe­
bungsaktion ist von LfU, Regierung und Gewerbeauf­
sichtsamt gemeinsam durchgeführt worden. Oie Regie­
rung von Oberfranken hat als Aufsichtsbehörde vor allem 
fachlich das Genehmigungsvertahren begleitet und ist 
auch später von sich aus und ortsnah tätig geworden. 

Das Staatsministerium für Landesentwicklung und Um­
weltfragen war mit dem Einzelfall nur am Rande befaßt 
und zwar einmal aus Anlaß der Zuleitung des Vermerk; 
der Regierung von Oberfranken vom 24.9.1984 und zum 
anderen anläßlich der vom früheren Oberbürgermeister 
der Stadt Marktredwitz, dem Zeugen von Lindenfels, an­
geregten Besprechung im Umweltministerium am 3.8.84 
mit dem Ziel der Gewährung staatlicher Zuschüsse für 
die Verlagerung der CFM. 

- Abfallbeseitigung -

1. Zum Begriff des Abfalls 

Oie Arbeit des Ausschusses hat sich im wesentlichen mit 
zwei Problemkreisen befaßt: 

- Fragen der innerbetrieblichen Abfallbehandlung und 

- Fragen im Zusammenhang mit der Abfallnachweis-
Verordnung, der externen Abfallbeseitigung. 

Die Zeugeneinvernahme und der vorliegende Schriftver­
kehr erwecken den Eindruck, daß die Situation im Be­
reich der Abfallbeseitigung sehr stark von der Frage der 
Abgrenzung zwischen Wirtschaftsgut und Abfällen ge­
prägt war. Die CFM hat vehement und beständig gegen­
über der Einstufung ihrer Produktionsrückstände als Ab­
fall Verwertungsabsicht geltend gemacht. Damit scheidet 
der subjektive Abfallliegriff als Rechtsgrund für die Ein­
stufung als Abfall aus. Nach der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung zum objektiven Abfallbegriff kommt es 
darauf an, ob die Sache in ihrem konkreten Zustand das 
Wohl der Allgemeinheit, insbesondere die in § 2 Abs. 1 
AbfG genannten Schutzgüter, gefährdet und diese Ge­
fährdung nur durch eine geordnete, d.h. nach Maßgabe 
der Vorschriften des Abfallgesetzes durchzuführende 
Entsorgung der Sache behoben werden kann. 

Das Staatsministerium für Landesentwicklung und Um­
weltfragen hat in der Vollzugsbekanntmachung vom 
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12.11.75 detaillierte Hinweise zum Problemkreis "Abfall 
oder WirtschaftsgutM gegeben. 

Nach übereinstimrTiender Aussage der Zeugen Fürmaier 
und Stiehl wurde die Anwendung des Abfallbegriffs und 
damit des Abfallrechts auf Rückstände der CFM auch 
durch die unübersichtliche Vielfalt der Produktionspalet­
te erschwert, die in einem ausgeprägten Chargenbetrieb 
erzeugt wurde. 

Nach Auffassung des Ausschusses konnte die Einlas­
sung der CFM, Produktionsreste würden mit dem Ziel 
der Wiederaufarbeitung im betriebseigenen Destillations­
ofen auf dem Betriebsgeläride gelagert, durch die Behör­
de kaum widerlegt werden. Damit lagen die Vorausset­
zungen für ein abfallrechtliches Einschreiten nicht vor. 
Die Produktionsreste waren dann als Wirtschaftsgüter zu 
behandeln. 

Je nach der Antwort auf diese Frage ist auch die Zustän­
digkeit verschieden: Für die Überwachung der Entsor­
gung von Abfällen in den Fällen des § 3 Abs. 4 AbfG 
(Entsorgungspflicht beim Abfallbesitzer) ist die Kreisver­
waltungsbehörde zuständig. Im Rahmen dieser Zustän­
digkeit stehen der Kreisverwaltungsbehörde auch die 
Befugnisse des § 11 Abs. 4 AblG (Auskunfts- und Betre­
tungsrecht) zu. Ist dagegen von Wirtschaftsgütern aus­
zugehen, ist bei Gefahrstoffen im Vollzug der Gelahr­
stoff-Verordnung das Gewerbeaufsichtsamt zuständig 
und für die Lagerung wassergefährdender Stoffe die 
Große Kreisstadt. 

2. Zur Behandlung von .Abfällen" In der CFM 

Auf dem Betriebsgelände der CFM wurde eine Fülle von 
Chemikalien verbotswidrig gelagert. Dies war auch der 
Grund dafür, daß die Unternehmer und der Betriebsleiter 
wegen vorsätzlicher umweltgefährdender Abfallbeseiti­
gung vom Landgericht Hol rechtskräftig verurteilt wur­
den. 

Im einzelnen: 

Seit 1979 lagerten in verschiedenen Produktionsräumen 
und auf dem Hofgelände zahlreiche mit quecksilberhalti­
gen Produktionsrückständen gefüllte Altgebinde. Ein Teil 
der Abfälle war in die sog. Faßgalerie, zwei aus Hohl­
blocksteinen gemauerte Kammern, gebracht worden. Die 
beiden Kammern hatten ein Fassungsvermögen von 
115 m3 . Die beiden Kammern waren mit den schon er­
wähnten Reststoffen vollständig aufgefüllt. Das in die 
Kammern eingefüllte Material wies einen durchschnittli­
chen Quecksilbergehalt von 22 % auf. Das Füllgewicht 
der in die beiden Kammern eingebrachten Rückstände 
belief sich auf insgesamt ca. 300 t. 

Weitere Altrückstände sowie auch neu anfallende Pro­
duktionsrückstände waren in Eisen- und Kunststoffäs­
sern ohne jedes Ordnungsprinzip und ohne Bezeichnung 
der Gebinde gelagert. Zumindest zu Mitte des Jahres 
1985 waren zahlreiche Eisenfässer derart verrostet, daß 
bereits ein bloßes Anheben dieser Gebinde zu. deren 
Zer1all führte. Auch die Kunststoffässer wiesen z. T. er­
hebliche Beschädigungen auf. 

Außerdem wurden bewußt und gezielt in Nacht- und Ne­
belaktionen Schadstoffe auf dem Gelände der CFM ver­
graben. so beispielsweise im Sublimatraum. Albus-Raum 
und im Heizraum. Darüber hinaus befand sich metalli­
sches Quecksilber in größeren Mengen direkt auf dem 
Erdboden. Auf hölzernen Regalen wurden Gebinde mit 
chemischen Substanzen gelagert. · 

3. Zum Vollzug der Abfallnachweis-Verordnung 

Die Abfallnachweis-Verordnung dient der Feststellung 
des Verbleibs von als Abfällen eingestuften Stoffen, die 
außerhalb des Betriebsgeländes bewegt werden. Abfall-

erzeuger können aufgrund Gesetzes oder behördlicher 
Anordnung zur Führung eines Nachweisbuches und zum 
Ausfüllen der Begleitscheine verpflichtet sein. Der Nach­
weis über Art, Menge und Beseitigung von Abfällen wird 
mit Hilfe der Begleitscheine geführt. Ein Begleitschein ist 
jedoch erst auszufüllen bei Abgabe von Abfällen aus 
dem Besitz eines Abfallerzeugers. Mit dem Nachweis­
buch, d. h. der Sammlung von Begleitscheinen, er-bringt 
der Abfallerzeuger lediglich den Nachweis dafür, welche 
Abfälle nach Art und Menge er mit dem Ziel der Beseiti­
gung an einen Einsammler oder Beförderer abgegeben 
hat. Ein Nachweis, welche Abfälle in dem Betrieb angefal­
len sind, ist damit nicht verbunden. Elne derartig perfekte 
Überwachung, die zur Verwirklichung einer solchen For­
derung nötig wäre, ist nicht machbar. 

Die Kreisverwaltungsbehörde übersendet die bei ihr ein­
gegangenen Begleitscheinausfertigungen nach einer 
Vorprüfung dem LIU zur Auswertung. Das LIU sendet sie 
nach Erfassung der Daten an die Kreisverwaltungsbehör­
de zurück. Im Rahmen der Vorprüfung stellt die Kreisver­
waltungsbehörde fest. ob die Begleitscheine ordnungs­
gemäß ausgefüllt sind und ob aus ihrer Sicht Bedenken 
gegen die darin enthaltenen Angaben bestehen. Beste­
hen Bedenken, teilt die Kreisverwaltungsbehörde diese 
dem LIU mit und versucht unabhängig davon, den Sach­
verhalt durch Überprüfung im Betrieb des Abfallerzeu­
gers oder durch andere Maßnahmen aufzuklären. 
Nach Aussage des Zeugen Sticht vom Landratsamt Wun­
siedel ist dort das Abfallnachweisverfahren als reines 
Verwaltungsverfahren behandelt worden. 

4. Maßnahmen der Behörden im Zusammenhang mit der 
Abfallbeseitigung 

Mit Schreiben vom 09.11.77 hat das Landratsamt Wunsie­
del die CFM unter Fristsetzung aufgefordert. ihre Rück­
stände zu verwerten. Über evtl. Konsequenzen kann aus 
den Akten nichts entnommen werden. 

4.1 Abfallnachwelspfllcht 

Die CFM wurde mit Bescheid vom 20.04.1976 und vom 
08.06.1976 zur Führung eines Abfallnachweisbuches 
durch behördliche Anordnung verpflichtet. Sie hat gegen 
diese Bescheide Widerspruch eingelegt, und zwar im we­
sentlichen mit der Begründung, daß die Rückstände aus 
der Quecksilberaufbereitung selbst quecksilberlrei seien 
und deshalb zusammen mit Abfällen aus Haushaltungen 
beseitig werden könnten. Sie hat insoweit auf ein Gut­
achten der l-andesgewerbeanstalt Bayern vom 
06.04.1977 verwiesen. 

Die Einlassungen der CFM machten Nachproben erfor­
derlich, die wegen der zögerlichen Mitwirkung der CFM 
einige Zeit in_ Anspruch nahmen. 

In seiner fachlichen Stellungnahme vom 19.01.78 begrün­
dete das LIU die Forderung, ein Nachweisbuch zu füh­
ren, und verlangte gleichzeitig, daß die schwermetallhalti­
gen Abfälle (das waren insbesondere der Braunstein­
schlamm aus der Abwasserbehandlungsanlage und die 
Rückstände aus dem Destillationsofen) in zeitlichen Ab­
ständen von maximal 6 Monaten zur GSB zu bringen wa­
ren. Die CFM nahm daraufhin mit Schreiben vom 09.02.78 
ihre Widersprüche zurück. 

Ab 1979 bestand die Abfallnachweispflicht kraft Geset­
zes. 
Aus den vorliegenden Akten geht nicht hervor, ob die 
Abfälle aus dem Rückständeofen tatsächlich zur GSB ge­
bracht wurden. Auch die Zeugenaussagen ergaben inso­
weit keine Erkenntnisse. Aus dem Vermerk des Zeugen 
Sticht vom 03.08.1984 geht jedoch hervor, daß die ausge­
brannten Rückstände der letzten 10 Jahre mit einem 
Restgehalt an Quecksilber von ca. 1 % bei der CFM in ca. 
50 Fässern a 200 1 Inhalt zwischengelagert wurden und 
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nach entsprechender Genehmigung am 16.01.1985 zur 
Untertagedeponie in Herfa-Neurode gebracht worden 
waren. Nach dem o.g. Schreiben des LfU vom 19.01.1978 
sind dann ca. 81 t Braunsteinschlämme der GSB angelie­
fert worden. Nach 1983 fielen Braunsteinschlämme we­
gen Umstellung des Abwasserreinigungsverfahrens nicht 
mehr an. 

Aus den Unterlagen ergab sich ebenso wie aus den Zeu­
genaussagen, daß die Mengen dieser Abfälle wegen der 
unregelmäßigen Produktionsverhältnisse praktisch nicht 
eingeschätzt werden konnten. Nach Auffassung des 
Ausschusses war es für die Behörden nicht erkennbar, 
daß Schlämme oder andere Abfälle in alten Produktions­
gruben illegal gelagert worden sind. Rein äußerlich waren 
diese Lager auch nicht erkennbar, da sie mit einer star­
'ker1, bewehrten Decke versehen waren. Oie Ablagerun­
gen wurden erst im Rahmen der kriminalpolizeilichen Er­
mittlungen durch gezielte Hinweise seitens der Beleg­
schaft entdeckt. Für das Landratsamt Wunsiedel bestan­
den damit praktisch keine Möglichkeiten, die Menge der 
Abfälle zu berechnen oder zu kennen. 

4.2 Illegale Ablagerung von Fässern auf der Deponie Sand­
mühle 

Gegenstand der Untersuchungen des Ausschusses wa­
ren auch die Vorgänge um das Ordnungswidrigkeitenver­
fahren wegen der illegalen Ablagerung von 128 leeren 
Fässern auf der landkreiseigenen Deponie Sandmühle. In 
einigen dieser Behälter befanden sich noch ca. 50 bis 
100 ml Flüssigkeit, insgesamt zwischen 2,5 und 51. Un­
tersuchungen des LfU ergaben, daß es sich dabei um 
30 °/o ige Flußsäure und um Quecksilberverunreinigungen 
in einer Größenordnung von 500-1000 ml/1 gehandelt 
hatte. Das eingeleitete Bußgeldverfahren wurde einge­
stellt, weil die strafrechtliche Verantwortung nicht aufge­
klärt werden konnte. Die Anlieferung der Fässer aus dem 
Bereich der CFM steht aber fest. Über die Kosten für die 
ordnungsgemäße Beseitigung dieser Fässer zur GSB 
entstand ebenfalls ein Streit zwischen dem Landratsamt, 
das die Kosten verauslagt hatte, und der CFM, der ver­
gleichsweise geregelt wurde. 

4.3 Geschäftsbeziehungen zwischen der CFM und der Ge­
sellschatt zur Beseitigung von Sondermüll In Bayern 
(GSB) 

Der Vermerk des Landesamtes für Wasserwirtschaft 
über die Besprechung am 03.08.1984 im Staatsministe­
rium für Landesentwicklung und Umweltfragen, der von 
einem Hinweis des Oberbürgermeisters der Stadt Markt­
redwitz auf Lieferungen quecksilberhaltiger Abwässer 
durch die GSB berichtet hatte, veranlaßte den Ausschuß, 
die Staatsregierung um eine Stellungnahme hierzu zu er­
suchen. Mit Schreiben vom 11.06.1990 legte das Staats­
ministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen 
eine Äußerung der GSB zu diesen Vorgängen vor. Dar­
aus ergibt sich. daß in den Jahren 1979 bis 1984 insge­
samt 24,51 t quecksilberhaltige Flüssigkeit mit einem Ge­
samtquecksilbergehalt von insgesamt 368 kg von der 
GSB an die CFM zum Zwecke der Quecksilberrückge­
winnung geliefert worden waren. Die GSB habe keine 
Veranlassung gehabt, an der ordnungsgemäßen Aufbe­
reitung der angelieferten Stoffe in der Chemischen Fa­
brik Marktredwitz zu zweifeln. 

B. Bewertung dieser Ergebnisse 

- Luftreinhaltung -

1. Haben die Behörden rechtzeitig und angemessen ge­
handelt? 

Die Zeugenaussagen und Unterlagen ergeben, daß die 
mit dem Jahr 1977 einsetzende Tätigkeit der Umweltbe-

hörden den vorgegebenen Handlungsrahmen durchaus 
ausgeschöpft hat und insbesondere das immissions­
schutzrechtliche Genehmigungsverfahren für die vier Ab­
luftreinigungsanlagen zügig betrieben worden ist. Aus­
weislich der Akten hat es lediglich einen Zeitraum von 
5 Monaten in Anspruch genommen. 

Hervorzuheben ist, daß die rechtlichen Möglichkeiten bei 
der Festsetzung von Grenzwerten durch das LfU bis an 
die Grenze in Anspruch genommen wurden. Das Bemü­
hen um einen strengen und anspruchsvollen Standard für 
die CFM war bei allen Immissionsschutzbehörden, insbe­
sondere auch bei der Regierung von Oberfranken, nach 
Auffassung des Ausschusses unverkennbar. 

2. Ist der Austausch von Informationen zwischen den ver­
schiedenen für die Luftreinhaltung zuständigen Behör­
den gut gewesen? 

Die für die Luftreinhaltung zuständigen Fach- und Voll­
zugsbehörden hatten untereinander kurze Informations­
wege eingerichtet. Der Zeuge Stiehl hat z.B. ausgesagt, 
daß er als Umweltschutzingenieur des Landratsamtes 
ohne weiteres unmittelbar, auch telefonisch auf den bei 
der Regierung in Bayreuth oder beim LfU in München an­
gesiedelten Sachverstand zurückgreifen konnte. Auch 
aus den Akten ergibt sich, daß ein reger Meinungsaus­
tausch stattgefunden hat. 

Positiv zu vermerken ist, daß die Mitarbeiter des LfU über 
ihre eigene Zuständigkeit hinaus Hinweise gegeben ha­
ben. So hat beispielsweise der Zeuge Dr. Rabl, der im 
Rahmen der Seveso-Aktion bei der CFM einen Besuch 
gemacht hat, anschließend dem für die Abfallbeseitigung 
zuständigen Mitarbeiter des LfU vorgeschlagen, dort 
auch einmal nach dem Rechten zu sehen. Darüber hin­
aus hat der Zeuge Dr. Rabl Hinweise auch an das Lan­
desamt für Bodenkultur und Pflanzenbau, das Amt für 
Landwirtschaft Wunsiedel sowie an das Landesuntersu­
chungsamt für das Gesundheitswesen Nordbayern gege­
ben. 

3. Ist der Unternehmer seiner Verantwortung für die Luft­
reinhaltung gerecht geworden? 

Die Zeugenaussagen haben erbracht, daß die CFM prak­
tisch alle mit Investitionsbedarf verbundenen Anforde­
rungen wenn überhaupt, dann nur sehr zögerlich umge­
setzt hat und allein das beständige Hinwirken auf die Um­
setzung erheblichen Verwaltungsaufwand verursacht hat. 
Sie hat dabei sehr hinhaltend taktiert. Gleichzeitig hat sie 
in Detallpunkten eigenmächtig Änderungen an der Anla­
ge vorgenommen und z.B., wie die Zeugen Dr. Freder­
king und TA Stiehl ausgesagt haben, die für die Kontrolle 
der Abluftreinigungseinrichtungen wichtigen Rohrleitun­
gen anders als im Plan eingetragen verlegt. 

Außerdem hat sie bewußt durch unkorrekte Praktiken 
Schadstoffe in die Luft abgegeben, beispielsweise da­
durch, daß sie zeitweise die Abluft nicht über die dafür 
vorgesehenen Wäscher geleitet hat. 

4. Sind die für die Luttrelnhaltung zuständigen Aufsichts­
behörden, Insbesondere Regierung und Staatsministe­
rium für Landesentwicklung und Umweltfragen Ihrer 
Verantwortung gerecht geworden? 

Wie der Zeuge Winkler nach Auffassung des Ausschus­
ses zutreffend ausgeführt hat, sind bei Koordinierung der 
verschiedenen Abteilungen der Regierung Versäumnisse 
zu verzeichnen gewesen. Er hat beklagt, daß in regelmä­
ßigen Abständen zwar Abteilungsleiterbesprechungen 
stattgefunden haben, es hierbei aber nie zu einem Ab­
gleich der Interessen der verschiedenen Abteilungen, 
wie etwa zwischen der Wirtschaftsabteilung und der für 
den Umweltschutz zuständigen Abteilung, gekommen 
sei. 
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Das Staatsministerium für Landesentwicklung und Um­
weltfragen ist erst relativ spät mit dem Einzelfall selbst 
befaßt worden und hat auf eine umgehende fach­
liche Klärung der vorgetragenen Belange hingewirkt. 
Der Ausschuß übt keine Kritik an dem Vergehen des 
Staatsministeriums für Landesentwicklung und Umwelt­
fragen. 

- Abfallbeseitigung -

1. Haben die Behörden rechtzeitig und angemessen ge­
handelt? 

Die Einlassung der CFM, die bei ihr angefallenen queck­
silberhaltigen Produktions- und sonstigen Rückstände 
seien Wirtschaftsgut, konnte mit den vorhandenen Mit­
teln ohne Durchführung weiterer Untersuchungen nicht 
widerlegt werden. Möglich wäre jedoch gewesen, wie es 
auch in der einschlägigen Bekanntmachung des Staats­
ministeriums für Landesentwicklung und Umweltfragen 
als Möglichkeit des Vorgehens beschrieben wird, der 
CFM eine Frist für die Wiederaufarbeitung derjenigen 
Stoffe zu setzen, die sie als Wirtschaftsgut bezeichnete. 
Gleichzeitig hätte man anordnen können, daß bei frucht­
losem Verstreichen der Frist die angefallenen Produk­
tions- und sonstigen Rückstände als Abfall behandelt 
werden. Einen solchen Versuch hat das Landratsamt ein­
mal mit Schreiben vom 09.11.77 unternommen, allerdings 
nichts getan, um die widerstrebende Firma zur Befol­
gung dieser Anordnung zu zwingen. Hier kritisiert der 
Ausschuß ebenso wie im Fall der Gewerbeaufsicht, daß 
zu wenig von den Möglichkeiten des Verwaltungszwangs 
Gebrauch gemacht worden ist. 

Nicht richtig war auch, daß das Abfallnachweisverfahren 
nur verwaltungsmäßig abgewickelt worden ist. Damit 
konnte der vollständige Informationswert der Begleit­
scheine nicht genutzt werden. Allerdings war der einzige 
Umweltingenieur am Landratsamt Wunsiedel, dessen 
Aufgabe die Abwicklung des Abfallnachweisverfahrens 
gewesen wäre, rein zeitlich überfordert. Will man von 
einer rein verwaltungsmäßigen Abwicklung des Abfall­
nachweisverfahrens wegkommen, ist nach Auffassung 
des Ausschusses eine Aufstockung des Personals un­
verzichtbar. 

2. Ist der Unternehmer seiner Verantwortung für die Be­
seitigung des Abfalls gerecht geworden? 

Wie oben erwähnt, haben die CFM und ihre verantwortli­
chen Organe gerade im Bereich der Abfallbeseitigung 
massiv getäuscht. Dies war Gegenstand des Strafverfah­
rens gegen die Unternehmensleitung. Manche illegalen 
Abfallbeseitigungen auf dem Betriebsgelände konnten 
erst mit kriminalistischen Methoden aufgedeckt werden. 
Gerade im Bereich der Abfallentsorgung aber ist das 
Verantwortungsbewu8tsein des Unternehmers ganz be­
sonders gefordert. 

Die CFM hat durch unlautere Praktiken Umweltschäden 
angerichtet, die auch durch eine sehr intensive behördli­
che Überwachung nach Auffassung des Ausschusses 
nicht hätten verhindert werden können, weil ihre Aufdek­
kung kriminalistische Methoden nötig gemacht hätte und 
hat. So ist die Kontamination des Bodens auf dem Be­
triebsgelände nicht nur auf veraltete Produktionsmetho­
den und -anlagen aus früherer Zeit und auf ein technisch 
mangelhaftes Kanalsystem zurückzuführen, sondern 
auch darauf, daß die CFM bewußt und gezielt in Nacht­
und Nebelaktionen Schadstoffe auf dem Gelände vergra­
ben hat. 

3. Ist das Umweltministerium seiner Verantwortung ge­
recht geworden? 

Das Staatsministerium für Landesentwicklung und Um­
weltfragen war mit dem Vollzug des Abfallrechts in Sa­
chen CFM nicht befaßt. 

Allgemein ist jedoch folgendes festzustellen: 

Das Staatsministerium für Landesentwicklung und Um­
weltfragen hat durch den Erlaß einer Vielzahl von Verwal­
tungsvorschriften die notwendigen Vollzugshilfen zur 
Verfügung gestellt. 

Am Verhalten des Umweltministeriums übt der Aus­
schuß, auch was die Abfallbeseitigung betrifft, keine Kri­
tik. 

C. Maßnahmen zur Verhinderung von Mißständen, wie sie 
sich bei der CFM gezeigt haben 

Der Ausschuß hält, nach den in den Beratungen gewon­
nenen Erkenntnissen, die Durchführung bzw. Prüfung fol­
gender Verbesserungsvorschläge für geboten. 

1. Sind die für den Umweltschutz zuständigen Behörden 
ausreichend mit Personal ausgestattet? 

Fast durchgängig haben die gehörten Zeugen die knap­
pe Personalausstattung der für den Umweltschutz zu­
ständigen Behörden mit Fachleuten beklagt. 

Das Staatsministerium für Landesentwicklung und Um­
weltfragen hat sich zwar in der Vergangenheit erfolgreich 
darum bemüht, mehr Fachpersonal zu gewinnen. Diese 
Bemühungen haben dazu geführt, daß an 71 staatlichen 
Landratsämtern derzeit 151 Stellen (Ende 1980: 74 Stel­
len) für Umweltschutzingenieure ausgebracht sind, das 
sind im Durchschnitt zwei Umweltschutzingenieure pro 
Landratsamt. 

Der Zeuge Prof. Vogl hat darauf hingewiesen, daß die 
Gewinnung von qualifiziertem Fachpersonal wegen der 
Konkurrenz für die öffentlichen Arbeitgeber auf dem Ar­
beitsmarkt und der als unattraktiv empfundenen Kondi­
tionen schwierig sei. Hinzu kommt nach Aussage des 
Zeugen Sticht, daß sich die Fachhochschulabsolventen 
erst einem Vorbereitungsdienst mit vergleichsweise 
schlechter Bezahlung unterziehen müßten. 

Um die Besetzung der offenen Stellen zu verbessern, 
sind in letzter Zeit eine Reihe von Maßnahmen durchge­
führt worden. So erhalten beispielsweise technische Be­
amtenanwärter seit 1.10.1989 einen Anwärtersonderzu­
schlag in Höhe von monatlich 417,- DM. Außerdem wur­
de mit Wirkung vom 1.1.1989 die Absenkung der Ein­
gangsbesoldung von A 10 nach A 9 rückgängig gemacht, 
wodurch sich das Bruttogehalt um monatlich 266, - DM 
erhöht. Der Ausschuß hofft, daß der Bundesinnenmini­
ster alsbald von der Möglichkeit des § 72 des Bundesbe­
soldungsgesetzes in der Fassung des 5. Gesetzes zur 
Änderung besoldungsrechtlicher Vorschriften Gebrauch 
macht und mit Zustimmung des Bundesrates die im Ge­
setz vorgesehene Rechtsverordnung erläßt, mit der die 
Gewährung von Sonderzuschlägen für Berufe, die Nach­
wuchsprobleme haben, möglich ist. Hierdurch würde 
sich das Bruttogehalt um einen Betrag bis zu 500,- DM 
monatlich erhöhen. 

Unzureichend erscheint die Ausstattung des letztlich die 
Entscheidungsverantwortung tragenden Landratsamtes 
Wunsiedel mit nur einem Umweltschutzingenieur. Aber 
auch die Zuweisung von zwei Umweltschutzingenieuren 
an ein Landratsamt - seit Anfang d.J. ist beispielsweise 
am Landratsamt Wunsiedel ein zweiter Umweltingenieur 
tätig - dürfte den gewachsenen Erwartungen der Öffent­
lichkeit an das Leistungsvermögen der örtlichen Umwelt­
behörde noch nicht entsprechen, insbesondere wenn 

• 
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man längere Fehl- und Ausfallzeiten berücksichtigt, wie 
Erziehungsurlaub und weitergehende Beurlaubungsmög­
lichkeiten im öffentlichen Dienst. Da die Zahl der auszu­
bildenden Anwärter auf den Bedarf nach dem Stellenplan 
abgestellt ist, kann nicht flexibel genug auf solche außer­
planmäßigen Lücken reagiert werden. 
Der Ausschuß ist daher der Auffassung, daß die Staats­
regierung prüfen sollte, ob zumindest bei Landratsäm­
tern, in deren Zuständigkeitsbereich sich mehrere „Pro­
blembetriebe~ befinden, die Besetzung mit jeweils drei 
Umweltschutzingenieuren notwendig ist. 

2. Soll beim Landesamt für Umweltfragen eine .Eingreif­
Reserve" für .Problembetriebe" eingerichtet werden? 
Der Zeuge Prof. Vogl hat die Absicht des Umweltministe­
riums mitgeteilt, beim LfU eine Überwachungsgruppe 
aus Fachleuten der verschiedenen naturwissenschaftli­
chen Fächer aufzubauen, deren Aufgabe es sei, den Be­
trieb hochkomplexer Chemieanlagen zu überwachen und 
die Kreisverwaltungsbehörden und Regierungen bei 
ihren Überwachungsaufgaben fachlich zu unterstützen. 
Der Bereich der Chemieanlagen mit ihrer enormen Viel­
falt stellt sicher besondere fachliche Anforderungen. Sol­
che Anlagen treten darüber hinaus im Bezirk einer Um­
weltbehörde nicht so häufig auf, als daß genügend Erfah­
rungen gesammelt werden könnten. Dies legt die Einrich­
tung einer solchen ftTask Force" (mit bis zu 9 Wissen­
schaftlern) nahe. 

3. Soll die Pflicht zur frühzeitigen Prüfung einer General­
sanierung von Problembetrleben vorgeschrieben wer­
den? 
Bei der Bearbeitung von Genehmigungsanträgen nach 
dem Bundesimmissionsschutzgesetz sollte - wenn auf 
Dauer keine befriedigenden Emissionsverhältnisse zu er­
warten sind - nach Auffassung des Ausschusses früh­
zeitig geprüft werden müssen, ob eine Sanierung am al­
ten Standort oder die Neuerrichtung der Anlage an 
einem neuen Standort zweckmäßiger ist. Zu diesem 
ZWeck ist es von besonderer Wichtigkeit, daß sich die 
beteiligten Behörden Kenntnis darüber verschaffen, wel­
cher Gesamtinvestitionsaufwand für die Sanierung einer 
Anlage voraussichtlich notwendig werden wird. 
Wenn diese Prüfung ergibt, daß einer Sanierung am vor­
handenen Standort der Vorzug zu geben ist, dann sollte 
der Genehmigungsbescheid im Sinne eines konsequen­
ten Vollzugs mit einer Frist zur Verwirklichung und einer 
damit gekoppelten, aufschiebend bedingten Betriebsun­
tersagung verbunden sein, für den Fall, daß das Vorha­
ben nicht zügig verwirklicht wird. 

4. Soll bei Anträgen des Unternehmers auf Genehmigung 
von Vorhaben, an deren rascher Verwirklichung ein 
öffentliches Interesse besteht, eine Pflicht zur Verwirk­
lichung vorgeschrieben werden? 
Verschiedentlich hat die CFM Anträge auf Genehmigung 
von Vorhaben, die sie auf Veranlassung der Behörden 
gestellt hatte, nach längerer Prüfung durch die Behörden 
wieder zurückgezogen (vgl. beispielsweise oben Nr. A. 
1.4c). Dadurch ist viel Zeit verstrichen, die zur Herstel­
lung eines ordnungsgemäßen Zustandes nicht genutzt 
werden konnte. Der Ausschuß schlägt auch hier eine 
Verbesserung vor. 
Da mit der Genehmigung eines Vprhabens noch nicht die 
Pflicht zu seiner Verwirklichung verbunden ist, sollte bej 
beantragten Anlagenänderungen, an deren rascher Ver­
wirklichung ein öffentliches Interesse besteht, unter ge­
wissen, noch näher zu bestimmenden Voraussetzungen 
die Umsetzung. zur Pflicht gemacht werden können. 
Nach Auffassung des Ausschusses kann man die Durch­
führung von wichtigen Umweltschutzmaßnahmen nicht in 
dem bisher möglichen Ausmaß der Dispositionsfreiheit 
des Unternehmers überlassen. 

MASSNAHMEN DER FÜR DEN GEWÄSSERSCHUTZ ZU­
STÄNDIGEN BEHÖRDEN 

A. Ergebnis der Beweisaufnahme 

1. Die Befugnisse der für den Gewässerschutz zuständi­
gen Behörden 

1.1 Stadt Marktredwitz 

Der zunächst kreisfreien Stadt Marktredwitz oblag bis 
30.06.72 für den Stadtbereich als unterer Wasser­
rechtsbehörde u.a. der Vollzug der Wassergesetze und 
die Gewässeraufsicht. 

Nach Wegfall der Kreisfreiheit verblieben der Großen 
Kreisstadt Marktredwitz die Aufgaben als untere Was­
serrechtsbehörde in einigen wenigen Verfahren, z.B. 
bei der Abwassereinleitung aus häuslichen Klein-Klär­
anlagen und beim Befördern, Lagern, Abfüllen und Um­
schlagen wassergefährdender Stoffe - sowie die auf 
diese Aufgaben bezogene Überwachung. 

Ferner ist die Stadt zuständig für die Sicherstellung der 
kommunalen Abwasserbeseitigung als Aufgabe des 
eigenen Wirkungskreises. Die Rechtsverhältnisse beim 
Anschluß sowie bei der Benutzung der Entwässerungs­
anlagen werden durch gemeindliche Satzung geregelt 
bzw. durch Anschlußbescheid auf deren Grundlage. 

1.2 Landratsamt Wunsiedel i. Fichtelgebirge 

Das Landratsamt ist als untere Wasserrechtsbehörde 
federführend zuständig für den Vollzug der Wasserge­
setze und für die Gewässeraufsicht im Landkreis Wun­
siedel i. Fichtelgebirge, ausgenommen in den Fällen, in 
denen die Städte Marktredwitz und Selb hier als Große 
Kreisstädte eigene Zuständigkeiten besitzen. In dieser 
Funktion hat das Landratsamt eigenverantwortlich die 
notwendigen hoheitlichen Maßnahmen zu treffen. 

Insbesondere ist das Landratsamt zum Erlaß von Einlei­
tungserlaubnisbescheiden und - im Rahmen der Ge­
wässeraufsicht - zum Erlaß von Anordnungen zustän­
dig. Was Gegenstand solcher Anordnungen sein kann, 
wird im Gesetz nicht näher bestimmt; es wird - als be­
sonders gravierendes Beispiel - lediglich die Beseiti­
gung rechtswidriger Anlagen erwähnt. Unerlaubte bzw. 
von der Erlaubnis nach Art und Umfang nicht gedeckte 
Einleitungen müssen je nach Einzelfall abgestufte Re­
aktionen auslösen. Als Extremfall kommt die Untersa­
gung der Einleitung, nicht aber die Schließung eines 
Betriebes in Frage, wenn auch die Einleitungsuntersa­
gung letztere zur Folge haben kann. 

1.3 Wasserwirtschaftsamt Bayreuth 

Das Wasserwirtschaftsamt ist allgemeiner amtlicher 
Sachverständiger im wasserrechtlichen Verfahren und 
ihm obliegt die technische Beaufsichtigung der Gewäs­
ser. Bis 31.07.72 ist für die Stadt Marktredwitz das Was­
serwirtschaftsa.mt Hof zuständig gewesen. 

1.4 Landesamt für Wasserwirtschaft 

Das Landesamt für Wasserwirtschaft wirkt unbescha­
det der Zuständigkeit der Wasserwirtschaftsämter als 
amtlicher Sachverständiger in wasserrechtlichen Ver­
fahren mit In Verfahren für das Einbringen und Einlei­
ten von Stoffen in oberirdische Gewässer ist es als 
Sachverständiger zu hören, wenn schwierig zu behan­
delndes Abwasser aus Industrie- und GeWerbebetrie­
ben eingeleitet oder eine schwierige oder neuartige 
Verfahrenstechnik angewendet werden soll. 

1.5 Landesanstalt für Wasserforschung 

Oie dem Staatsministerium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen ·nachgeordnete Landesanstalt für Was-
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serforschung wirkte bis 31.05.84 auf Anforderung der 
zuständigen Wasserrechtsbehörde als amtlicher Sach­
verständiger in Wasserrechtsverfahren mit, wenn über 
Abwässer industrieller Herkunft entschieden wurde, So-
weit es sich nicht um bereits bekannte oder erprobte 
Verfahren zur Abwasserbeseitigung oder -reinigung 
handelte. Heute wirkt sie auf Anforderung in Wasser­
rechtsverfahren mit, wenn zur Ermittlung des Sachver­
halts neue Ergebnisse der praxisbezogenen Grundla- 2. 
genforschung erforderlich sind. 

Der Vorgänger der Landesanstalt für Wasserforschung, 
die Bayer. Biologische Versuchsanstalt, war bis 1969 
zusammen mit dem damaligen Landesamt für Wasser­
versorgung und Gewässerschutz amtlicher Sachver­
ständiger für industrielle Abwasseranlagen, danach 
amtlicher Sachverständiger zu besonderen chemisch­
biologischen Fragen. In diesem Zusammenhang wirkte 
sie bei der Entwicklung der Abwasseranlage der CFM 
mit. 

1.6 Regierung von Oberfranken 

Der Regierung obliegt die Aufsicht über den Vollzug 
der Wassergesetze durch die unteren Vollzugsbehör­
den, insbesondere auch die Entscheidung in Wider­
spruchsverfahren gegen Bescheide der unteren Was­
serrechtsbehörden. 

Originäre Vollzugszuständigkeiten im Bereich des Was­
serrechts hat die Regierung nicht. 

Vorlagepfllchten des Landratsamtes an die Regierung 
sind in den vom Staatsministerium des Innern zum 
Bayer. Wassergesetz erlassenen Verwaltungsvorschrif-

also beispielsweise bei Abwassereinleitungen, die sich 
auf außerbayerische Gebiete auswirken. Nach der bis 
1981 maßgeblichen Fassung der Verwaltungsvorschrif­
ten zum Bayer. Wassergesetz mußte dem Staatsmini­
sterium des Innern vorgelegt werden, wenn es sich um 
Fälle von "allgemeiner, insbesondere überörtlicher Be­
deutung" handelte. 

Maßnahmen der_ Behörden zur Verminderung der 
Quecksilberbelastung 

Vorbemerkung: Die Verhältnisse bis 1971 

Die CFM liegt am Südostrand des Stadtkerns von 
Marktredwitz und grenzt mit einer Seite des Betriebs­
geb'äudes direkt an das Flüßchen Kösseine, ein Gewäs­
ser 2. Ordnung, an. 

Bis 1939 wurden die Betriebsabwässer der CFM ver­
mutlich unbehandelt in die Kösseine eingeleitet, ab 
1939 wurden sie über Braunkohlefilter gereinigt (Rei­
nigungsgrad 50-70%). 1958 und 1965 forderte die 
Stadt Marktredwitz die CFM auf, für die Abwassereinlei­
tung eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen. 
Die entsprechenden Anträge erwiesen sich aber als 
nicht genehmigungsfähig, weil die ihnen zugrundelie­
genden abwassertechnischen Maßnahmen nicht aus­
reichend waren. Da zu dieser Zeit ein aus der Sicht des 
Gewässerschutzes hinreichend wirksames Reinigungs­
verfahren für die Abwässer der CFM nicht bekannt war, 
wurde ab etwa Mitte der 60er Jahre in Zusammenarbeit 
mit der Bayer. Biologischen Versuchsanstalt und ver­
schiedenen Firmen ein solches Verfahren schrittweise 
entwickelt. Dies führte 1969 zur Installierung einer Re­
duktionsfällung als 2. Reinigungsstufe, wodurch ein Ge­
samtreinigungsgrad von 95-980/o erreicht wurde. 

ten geregelt. Hiernach besteht Vorlagepflicht gegen­
über der Regierung einmal bei nicht selbst beilegbaren 
Meinungsverschiedenheiten der nachgeordneten Be­
hörden. Darüber hinaus besteht Vorlagepflicht bei Ab­
wassereinleitungen über 50.000 Einwohner-Gleichwer­
ten, ferner im Fall von Abwasser industrieller Herkunft, 
wenn strengere Anforderungen als die Mindestanforde­
rung nach § 7 a WHG gestellt oder wenn für die Reini­
gung der Abwasser schwierige oder neuartige Verfah­
renstechniken angewendet werderl sollen. 

2.1 Anordnungen der Behörden im Zusammenhang mit 
der Abwasserbeseitigung 

In der bis 1981 maßgeblichen Fassung der Verwal­
tungsvorschriften bestand - neben dem Fall der Mei­
nungsverschiedenheiten - die -Vorlagepflicht bei Ab­
wassereinleitungen bei mehr als 10.000 anschließbaren 
Einwohnern, ferner im Fall von Abwasser industrieller 
Herkunft, es sei denn, es handelte sich um bereits be­
kannte und erprobte Verfahren zur Abwasserbeseiti­
gung oder -reinigung. 

Bis 31.12.78 nahm die Regierung im Rahmen der tech­
nischen Beaufsichtigung der Gewässer die Gewässer­
güteaufsicht im Regierungsbezirk Oberfranken wahr, 
die die biologische und chemische Untersuchung der 
Gewässer und die Überwachung der Abwassereinlei­
tungen in naturwissenschaftlicher hlinsicht umfaßte. 

Am 01.01.79 ging diese Aufgabe für den Bereich der 
Stadt Bayreuth und der Landkreise Bayreuth, Kulmbach 
und Wunsiedel i. Fichtelgebirge weitgehend auf das 
Wasserwirtschaftsamt Bayreuth über. Der Regierung 
obliegt seither die Aufsicht über die technische Gewäs­
seraufsicht; ferner ist sie zuständig für die Erhebung 
des biologischen Zustandsbildes der Gewässer. 

1.7 Staatsministerium des Innern 

Dem Staatsministerium des Innern obliegt die Oberauf­
siqht über den Vollzug der Wassergesetze und über die 
technische Gewässeraufsicht. 

Eine Vorlagepflicht an das Staatsministerium des Innern 
ist nur bei überregionaler Bedeutung gegeben, 

Vorbemerkung: 

Die EG-Richtlinie 84/156/EWG vom 8.3.1984, die durch 
Bekanntmachung des Staatsministeriums des Innern 
vom 19.5.1985 in das bayerische Recht übernommen 
wurde, legt für Betriebe wie die CFM für Quecksilber im 
gereinigten Abwasser als Monatsmittelwert bzw. Mo­
natsfracht folgende Grenzwerte fest: 

ab 1.7.1986 0,1 mg/I') und0,1 g/kgverwendetes 
Quecksilber 

ab 1.7.1989 0,05 mg/I und 0.05 g/kg verwendetes 
Quecksilber 

Vor dieser Festlegung war, wie der Zeuge Dr. Stammer 
eingehend dargelegt hat, kein Wert vorgeschrieben. 
Um zu den Werten zu kommen, haben die Behörden al­
le technisch verfügbaren Möglichkeiten eingesetzt, um 
die Emission von Schadstoffen so gering wie möglich 
zu halten, auch wenn der Vorfluter eine höhere als die 
daraus resultierende Belastung vertragen hätte. 

2.1.1 Einleitung in die Kösselne 

Da auch das zweistufige Reinigungsverfahren im Hin­
blick auf den Gewässerschutz noch nicht ausreichend 
war, wurden die Untersuchungen und Entwicklungsar­
beiten der Bayer. Biologischen Versuchsanstalt fortge­
führt. Von wesentlicher Bedeutung war in diesem Zu­
sammenhang die Verfügbarkeit eines hochempfindli­
chen Nachweisvertahrens für Quecksilber im µg/1-Be­
reich in Form eines Atomabsorptionsspektralphotome-

1 ) 1 mg - 1000 µg 
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ters, die bei der Bayer. Biologischen Versuchsanstalt 
ab etwa 1971 gegeben war, bei den Wasserwirtschafts­
behörden erst ab etwa 1974. Vorher waren Quecksil­
berkonzentrationen unter 1 mg/I mit den allgemein ver­
fügbaren Untersuchungsmethoden nicht meßbar. 

Am 01.07.74 stellte die CFM neuerlich einen Antrag auf 
wasserrechtliche Erlaubnis, dem nunmehr ein dreistufi­
ges Abwasserbehandlungsverfahren zugrunde lag. 
Nach Begutachtung durch das Landesamt für Wasser­
wirtschaft und die Bayer. Biologische Versuchsanstalt 
wurde dem Antrag mit Bescheid des Landratsamtes 
Wunsiedel vom 24.10.74 stattgegeben. Für die Einhal­
tung der gesetzten Auflagen (u.a. Abwasserabfluß max. 
0,25 !/Sekunde, 0,83 m'/Stunde, 20 m'/Tag und 100 m'/ 
Woche sowie max. zulässige Quecksilberkonzentration 
im gereinigten Abwasser 0,05 mg/I) wurde eine Frist bis 
31.01.75 gesetzt. Nach Widerspruch· der Firma vom 
05.11.74 wurde mit Nachtragsbescheid vom 14.11.74 
die Frist bis 01.06.75 verlängert, aber auferlegt, die Auf­
tragsvergabe für die 3. Stufe der Abwasseranlage bis 
15.12.74 nachzuweisen. Ein neuerlicher Widerspruch 
der Firma vom 26.11.74 wurde von der Regierung von 
Oberfranken mit Widerspruchsbescheid vom 05.02.75 
zurückgewiesen. Am 03.07.75 ging die neue Abwasser­
reinigungsanlage der CFM dann in Betrieb, die nach 
den vom Zeugen Dr. Steidle dem Ausschuß übergebe­
nen Unterlagen einen Wirkungsgrad von 99,6-99,9°/c 
erreichte. Die wasserrechtliche Erlaubnis war - wegen 
des schon damals geplanten Anschlusses an die öf­
fentliche Kanalisation - bis 31.12.78 befristet. 

Am 27.07.78 stellte die CFM einen Antrag auf Verlänge­
rung der befristeten wasserrechtlichen Erlaubnis über 
den 31.12.78 hinaus bis längstens 31.12.81. Zugleich 
beantragte sie höhere Grenzwerte für den Abwasserab­
fluß und für die max. zulässigen Quecksilberkonzentra­
tionen, weil sich der bisherige Grenzwert als in der be­
trieblichen Praxis nicht sicher einhaltbar herausgestellt 
habe. Nach Begutachtung durch das Landesamt für 
Wasserwirtschaft erteilte das Landratsamt Wunsiedel 
am 22.12.78 eine weitere, bis zum Anschluß an die städ­
tische Kanalisation oder längstens 31.12.79 befristete 
Erlaubnis, in der verschiedene Grenzwerte gegenüber 
1974 angehoben worden waren (Abwasserabfluß max. 
0,351/Sekunde, 30 m'/Tag, 125 m'/Woche sowie 
Quecksilberkonzentration 0, 15 mg/I im Jahresmittel 
bzw. in 80% der Fälle und 0,4 mg/I als Spitzenwert, der 
nicht überschritten werden darf). In der Fassung eines 
Nachtragsbescheids vom 22.01.79 wurde diese Erlaub­
nis schließlich bestandskräftig. Nachdem bis Jahresen­
de 1979 ein Anschluß an die städtische Kanalisation 
nicht zustande kam, verlängerte das Landratsamt die 
Erlaubnis mit Bescheid vom 18.12.79 bis 30.06.80. 

Da auch in den Folgejahren der Anschluß an die städti­
sche Kanalisation nicht realisiert werden konnte, weil 
die Stadt Marktredwitz - wie der Zeuge von Lindenfels 
aussagte - u. a. ihre Bedenken wegen der Kontamina­
tion des Klärschlamms, der landwirtschaftlich weiterver­
wertet werden sollte, lange Zeit nicht beseitigt sah, 
wurde die Erlaubnis zur Abwassereinleitung in die Kös­
seine mit den Bescheiden vom 25.06.80, 22.12.80, 
24.06.81, 22.12.81, 30.06.82 und 28.12.82 jeweils um 
1/2 Jahr verlängert. Zusätzlich wurde in diesen Beschei­
den die Installierung eines 3. Ionenaustauschers ge­
fordert, der von der CFM am 23.01.81 in Betrieb genom­
men wurde. Dieser Ionenaustauscher sollte nicht der 
zusätzlichen Reinigung dienen, sondern die Einhaltung 
der Reinigungsleistung bzw. des Ablaufgrenzwertes für 
den Fall gewährleisten, daß die anderen Ionenaustau­
scher wegen Erschöpfung ihrer Kapazitäten nicht mehr 
wirksam sind. 

2.1.2 Einleitung in die städtische Kanalisation 

Bereits im Wasserrechtsbescheid vom 24.10.74 war als 
Ziel festgehalten, baldmöglichst eine Einleitung der Be­
triebsabwässer in die städtische Kanalisation anzustre­
ben, um in der biologischen Kläranlage der Stadt auch 
die organische Verschmutzung des Betriebsabwassers 
weitgehend abzubauen und eine zusätzliche Quecksil­
berelimination aus dem Abwasser über die physika­
lisch-chemische Vorreinigung hinaus zu erzielen. Im 
März 1978 stellte die CFM erstmals und nach der Klä­
rung grundsätzlicher damit zusammenhängender Pro­
bleme im April 1981 endgültig einen entsprechenden 
Antrag bei der Stadt, dem der Stadtrat am 24.11.81 im 
Grundsatz zustimmte. Im Mai 1982 nahm das Wasser­
wirtschaftsamt Bayreuth zu dem Antrag gutachtlich 
Stellung, am 16.06.83 erteilte die Stadt die satzungs­
rechtliche Genehmigung und ab 05.07.83 leitete die 
CFM ihre Betriebsabwässer dann in die städtische Ka­
nalisation ein. 

2.2 Überwachung der Einhaltung dieser Anordnungen 

2.2.1 Überwachung von Kösseine und Röslau 

Wegen der Quecksilbereinleitungen mit dem Abwasser 
aus der CFM wurden die Vorfluter Kösseine und Röslau 
im Rahmen eines speziellen Quecksilber-Meßpro­
gramms überwacht. Bis 1978 wurden von der Gewäs­
sergüteaufsicht der Regierung einmal jährlich, ab 1979 
vom Wasserwirtschaftsamt Bayreuth zwei- bis viermal 
jährlich Wasser-, Wasserpflanzen- und Sedimentproben 
von sieben Entnahmestellen in Kösseine und Röslau 
auf ihren Quecksilbergehalt untersucht. Von August 75 
bis Mai 85 fanden insgesamt 21 derartige Untersuchun­
gen statt. Im Rahmen von Forschungsvorhaben führte 
auch die Landesanstalt für Wasserforschung Untersu­
chungen über die Quecksilberbelastung von Kösseine 
und Röslau durch. 

Unabhängig davon wurden ab 1982 die Röslau und die 
Eger an der Hauptmeßstelle Fischern vom Wasserwirt­
schaftsamt Bayreuth in 14tägigem Abstand auf eine 
Reihe von Parametern, darunter auch Quecksilber, 
untersucht. 

Nach der Feststellung extrem hoher Werte in der Kös­
seine am 06.12.84 führte das Wasserwirtschaftsamt 
Bayreuth vom 26.02.85 bis 04.04.85 eine Langzeitunter­
suchung der Kösseine mit insgesamt 148 Wasserpro­
ben durch. 

Die ersten Quecksilberuntersuchungen in den Jahren 
1971 und 1972 ergaben eine deutliche Quecksilberbela­
stung mit Konzentrationswerten bis 450 µg/I in der 
Kösseine und bis 350 µg/I in der Röslau. 

Nach Inbetriebnahme der dreistufigen CFM-Abwasser­
reinigungsanlage Mitte 1975 verbesserte sich die Was­
serbeschaffenheit in der Kösseine deutlich. Von Okto­
ber 1975 bis Ende 1979 betrug die mittlere Quecksilber­
konzentration im Wasser etwa 3 µg/1 (zum Vergleich: 
bis 30.09.86 belief sich der Grenzwert für Quecksilber 
im Trinkwasser auf 4 µg/I; seit 01.10.86 beträgt er 
1 µg/I). 

Wegen technischer Probleme bei der Abwasserreini­
gung trat 1980 eine Verschlechterung ein. So wurde 1:1.m 
13.3.1980 eine Quecksilberkonzentration von 5,2 µg/I 
und am 17.9.1980 eine solche von 5,9 µg/1 festgestellt. 
Aufgrund der eingetretenen Verschlechterung fand am 
14.5.1980 eine gemeinsame Besprechung statt. Hieran 
haben das Wasserwirtschaftsamt Bayreuth, die Regie­
rung von Oberfranken, die CFM und als amtlicher Sach­
verständiger das Landesamt für Wasserwirtschaft teil­
genommen. Nach dieser Besprechung wandte sich das 
Landesamt für Wasserwirtschaft mit Schreiben vom 
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27 .5.80 an das Landratsamt Wunsiedel; das Landrats­
amt Wunsiedel wurde aufgefordert, bei der CFM die 
Einrichtung eines 3. Ionenaustauschers durchzusetzen. 
Eine entsprechende Auflage nahm das Landratsamt in 
seinen Verlängerungsbescheid vom 25.6.80 auf. 

Nach Inbetriebnahme des 3. Ionenaustauschers im Ja­
nuar 1981 bei der CFM besserten sich die Verhältnisse 
wieder; ab 1982 lag die mittlere Quecksilberkonzentra­
tion in der Kösseine bei etwa 1 µg/1. Eine nochmalige 
Verbesserung trat nach dem Anschluß der CFM an die 
Kanalisation ein; die Quecksilberkonzentrationen in der 
Kösseine sanken auf unter 1 µg/I. 

Am 06.12.84 wurde in einer Wasserprobe aus der Kös­
seine unterhalb der CFM eine Quecksilberkonzentra­
tion von 113 µg/I gefunden. Dieser Befund stand in 
Übereinstimmung mit Untersuchungsergebnissen der 
Landesanstalt für Wasserforschung, die ebenfalls einen 
Anstieg der Quecksilberbelastung in der Kösseine ab 
etwa Herbst 1984 erkennen ließen. Die erwähnte Lang­
zeituntersuchung von Ende Februar bis Anfang April 85 
ergab dann eine periodische Belastung des Kösseine­
wassers mit Quecksilber im Abstand von 3-4 Tagen 
und Konzentrationen bis zu 5 µg/I. 

Seit der Stillegung der CFM Mitte 1985 ging die Queck­
silberbelastung von Kösseine und Röslau wieder deut­
lich zurück auf Werte unter 1 µg/1. 

2.2.2 Die Überwachung der Abwassereinleitung auf dem 
Gelände der CFM 

Die Abwassereinleitung der CFM wurde ab de111 Erlaß 
des ersten Wasserrechtsbescheids 1974 bzw. der Inbe­
triebnahme der dreistufigen Reinigungsanlage Mitte 
1975 zunächst von der Regierung von Oberfranken und 
ab 1979 vom Wasserwirtschaftsamt Bayreuth intensiv 
überwacht. 

Das Wasserwirtschaftsamt Bayreuth hat von 1979 bis 
1985 36 Überwachungen mit Probennahme durchge­
führt. Bel 20 Überwachungen war der Grenzwert von 
0, 15 mg/1, bei 9 Überwachungen zumindest der Maxi­
malwert von 0,4 mg/I eingehalten, bei 7 Überwachun­
gen lag die Quecksilberkonzentration im abgeleiteten 
Abwasser über 0,4 mg/I. 

1978 und 1979 ergab die amtliche Überwachung eine 
weitgehende Einhaltung des maximal zulässigen 
Quecksilberkonzentrationswertes im Abwasser von 
0,4 mg/I. Von November 1979 bis Mai 1980 wurden da­
gegen gravierende Grenzwertüberschreitungen mit Ab­
laufkonzentrationen von 40 mg/1 (14.11.79), 70 mg/I 
(11.02.80), 23,5 mg/I (18.03.80) und bis zu 48,8 mg/I 
(28.04.-01.05.80) bzw. einer weitgehenden Ausschöp­
fung der max. zulässigen Jahresquecksilberfracht be­
reits in wenigen Tagen nachgewiesen. Ursächlich für 
diese gravierenden Grenzwertüberschreitungen waren 
einmal die wechselnde Qualität des vorhandenen Io­
nenaustauschers. Darüber hinaus war der Ionenaustau­
scher unsachgemäß betrieben worden. 

Ab Mitte 1980 und insbesondere nach Inbetriebnahme 
des 3. Ionenaustauschers Anfang 1981 wurden dann, 
wie sich aus den Überwachungsbefunden des Wasser­
wirtschaftsamtes ergibt, kaum noch Grenzwertüber­
schreitungen festgestellt. 

2.2.3 Untersuchungen Im Zusammenhang mit der Klär­
schlammbelastung und der neuerlichen Belastung 
der Kösselne 

Nach Anschluß der CFM an die städtische Kanalisation 
(5.7.83) stieg Anfang 1984 überraschend die Quecksil­
berkonzentration im Klärschlamm deutlich an. Zur Klä­
rung der Ursachen führte das Wasserwirtschaftsamt 

Bayreuth umfangreiche Untersuchungen durch, die 
sich nicht nur auf das Betriebsabwasser der CFM, son­
dern u.a. auch auf das häusliche Abwasser, das Hofab­
wasser, den Zulauf zur Kläranlage und den Klär­
schla_mm erstreckten. 

In diesem Zusammenhang und vor allem im Zusammen­
hang mit dem Ende 1984 festgestellten Anstieg der 
Quecksilberkonzentration in der Kösseine nahm das 

,.Wasserwirtschaftsamt Bayreuth weitere umfangreiche 
Untersuchungen bei der CFM vor, so etwa von Dachflä­
chenwässern, Dachrinnensedimenten und Kühlwäs­
sern. Im Rahmen dieser Arbeiten wurde schließlich -
die Wahrnehmung war nur möglich bei abgesenktem 
Wasserspiegel der Kösseine und gleichzeitigem größe­
ren Abwasseranfall in der CFM - am 18.06.85 die lange 
vermutete Abwasseraustrittsstelle am Ufer der Kössei­
ne gefunden, deren Entdeckung dann jene Folge von 
Feststellungen einleitete, die schließlich zur Stillegung 
der CFM führten. 

2.3 Maßnahmen im sonstigen Zusammenhang 

2.3.1 Fischuntersuchungen, Fischfangverbot 

Im Juli 1972 wies das Staatsministerium des Innern die 
Regierung von Oberfranken an, im Hinblick auf die Ab­
wassereinleitung der CFM eine vorsorgliche Untersu­
chung von Fischen aus der Kösseine und Röslau zu 
veranlassen. Diese ergab, daß eine Belastung mit 
Quecksilber gegeben war, was noch im Oktober zu 
einer Untersagung des Fanges von Fischen in der Kös­
seine und Röslau zur Verwertung als Lebensmittel führ­
te. Die Fischuntersuchungen wurden von da an regel­
mäßig weitergeführt. Aufgrund der Verbesserungen bei 
der Abwasserreinigung in der CFM ab 1975 und dem 
damit verbundenen Rückgang der Quecksllberimmis­
sionen konnte das 1972 ausgesprochene Verbot im De­
zember 1982 und im September 1984 für die unteren 
Teilstrecken der Röslau wieder aufgehoben werden. 
Der nur langsame Rückgang des Quecksilbergehalts im 
Fischfleisch wird von der Fischereifachberatung auf das 
.Altquecksilber" zurückgeführt, das sich in den fast 200 
Jahren seit Bestehen der CFM im Schlamm angerei-
chert hat. ' 

2.3.2 Unterrichtung der tschechischen Behörden 

Die Behörden der CSFR wurden von bayerischer Seite 
in der 5. Sitz~ng der „Bayerisch-tschechoslowakischen 
technischen Kommission zur Behandlung wasserwirt­
schaftlicher Fragen und Maßnahmen an Grenzgewäs­
sern" vom 04.06. bis 09.06.73 erstmals über die Queck­
silberbelastung in der Kösseine und Röslau - die Rös­
lau mündet bei Schirnding in die Eger - informiert. In 
den Folgejahren wurden regelmäßig Daten über die 
Quecksilberbelastung in den Gewässern Kösseine, 
Röslau, Eger und im Stausee Skalka (CSFR) ausge­
tauscht. Eine 1985 von tschechischer Seite angekün­
digte Aufrechnung der wegen unzulässiger Quecksil­
bergehalte der Fische im Stausee Skalka, der fälschlich 
oft auch als Trinkwasserspeicher bezeichnet wird, ent­
standenen wirtschaftlichen Schäden wurde letztlich 
nicht vorgelegt. 

3. Zur Rolle des Staatsministeriums des Innern 

DaS Staatsministerium des Innern selbst führt zwar kei­
ne Wasserrechtsverfahren durch. Die Entwürfe der 
Wasserrechtsbescheide für die CFM waren aber des­
halb vom Landratsamt Wunsiedel auf dem Dienstweg 
über die Regierung von Oberfranken dem Staatsmini­
sterium des Innern gemäß den Verwaltungsvorschriften 
zum Bayer. Wassergesetz vorzulegen, weil die Ab­
wassereinleitung der CFM grenzüberschreitende Wir­
kung haben konnte (vgl. oben). Die Zustimmung zum 
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4. 

4.1 

ersten Bescheid (1974) wurde über die Regierung von 
Oberfranken am 20.9.1974, die Zustimmung zur Verlän­
gerung der Frist für die Erfüllung der Auflagen bis 
1.6.75 über die Regierung von Oberfranken am 31.10.74 
erteilt. 

Außerdem hat am 20.09.74 das Staatsministerium des 
Innern die Regierung von Oberfranken angewiesen, für 
den unverzüglichen Erlaß des Wasserrechtsbescheides 
besorgt zu sein und knappeste Fristen für die Erfüllung 
der Auflagen durch die CFM zu setzen. 

Die Zustimmung zum zweiten Bescheid (1978) und zu 
nachfolgenden Verlängerungsbescheiden - jeweils mit 
dem Drängen auf baldigstmöglichen Anschluß an die 
städtische Kanalisation - wurde über die Regierung 
von Oberfranken am 06.02.79, am 19.12.79, am 
16.06.80, am 22.10.80 und am 28.10.81 gegeben. Die 
Regierung von Oberfranken stimmte weiteren Verlän­
gerungsbescheiden - möglicherweise nach fernmündli­
cher Abstimmung mit dem Staatsministerium des In­
nern, was aber aus den Akten nicht bzw. nicht eindeu­
tig hervorgeht - am 03.06.81 fernmündlich, am 28.05.82 
und am 17.12.82 zu. 

Ein weiteres Tätigwerden des Staatsministeriums des 
Innern war deshalb nicht mehr veranlaßt, weil im Jahr 
1983 die CFM endlich an die städtische Kanalisation an­
geschlossen worden ist. 

Das Verhalten der Chemischen Fabrik Marktredwitz 

Bescheldswldrlges Verhalten 

Wie die Auswertung der Eigenüberwachungsergebnis­
se und die amtliche Überwachung im Rahmen der tech­
nischen Gewässeraufsicht ergab, wurden die für die 
Beschaffenheit des gereinigten Abwassers in den Was­
serrechtsbescheiden gesetzten Grenzwerte nicht im­
mer eingehalten, ja zum Teil gelegentlich erheblich 
überschritten. Von der CFM wurden diese Überschrei­
tungen überwiegend auf eine schlechte Qualität des 
eingesetzten lonenaustauscherharzes zurückgeführt. 
Nach späterer Erkenntnis war jedoch häufig eine Über­
lastung bzw. eine unsachgemäße Betriebsweise der Io­
nenaustauscher die Ursache für die ungenügenden Ab­
laufwerte. Um Abhilfe zu schaffen, wurde vom Landes­
amt für Wasserwirtschaft, worauf bereits hingewiesen 
wurde, die Einrichtung eines 3. Ionenaustauschers bei 
der CFM gefordert. 

Auch bei Betrieb und Wartung der Abwasserreini­
gungsanlage wurden von der technischen Gewässer­
aufsicht Mängel festgestellt, so etwa bei einer Ortsein­
sicht Ende April 1980, bei der z.B. mangelhafte Meß­
elektroden, unsachgemäße Lagerung von quecksilber­
haltigen Schlämmen, nicht bescheidsgemäßer Betrieb 
des Fischtests (zu hohe Abwasserverdünnung) u.a. m. 
moniert werden mußten. 

Maßgebliche Anzeigepflichten, wie etwa die Auflage 
„Änderungen gegenüber den Antragsunterlagen be­
züglich „. des Abwasseranfalles oder der Art des Ab­
wassers sind unverzüglich dem Wasserwirtschaftsamt 
und dem Landesamt anzuzeigen'", wurden nicht beach­
tet. Deshalb war beispielsweise das Vorhandensein von 
Chlorkohlenwasserstoffen, die bestimmte Rohrleitun­
gen zu durchdringen vermögen und Dichtungsmateria­
lien angreifen, im Abwasser den Behörden bis zur 
Schließung der CFM nicht bekannt. 

Bei der Auswertung der Eigenüberwachungsergebnis­
se stellte das Wasserwirtschaftsamt Bayreuth Anfang 
1982 fest, daß die CFM wiederholt weniger Abwasser­
untersuchungen durchgeführt hatte, als ihr durch den 
Wasserrechtsbescheid auferlegt waren, ohne dies mit 

den Wasserbehörden abzustimmen und letztlich eine 
entsprechende Bescheidsänderung zu beantragen. Die 
CFM rechtfertigte das im wesentlichen mit Kostengrün­
den (keine Probenahme in der Nacht, zeit- und kosten­
autwendige Analysen). 

4.2 Ungenehmigte Abwassereinleitungen 

_Bei Untersuchungen des Wasserwirtschaftsamtes Bay­
reuth im Zusammenhang mit der Ursachensuche für die 
1984 wieder angestiegenen Quecksilberkonzentratio­
nen in der Kösseine wurde festgestellt, daß die CFM 
quecksilberbelastete Dachflächen- und Kühlwässer in 
die Kösseine einleitete, ohne dafür eine wasserrechtli­
che Erlaubnis zu besitzen. Die Firma machte in diesem 
Zusammenhang „alte Rechte" geltend, deren Bestehen 
sie aber nicht nachweisen konnte. 

Spätestens seit 12.06.85 war der CFM bekannt, daß aus 
der linksseitigen Uferböschung der Kösseine quecksil­
berhaltiges Abwasser in den Vorfluter gelangte. Auch 
hier unterließ es die CFM, unverzüglich die zuständigen 
Behörden zu unterrichten, die dann am 18.6.1985 von 
sich aus diese Abwasseraustrittsstelle nach umfangrei­
chen Untersuchungen entdeckten. 

B. Bewertung dieser Ergebnisse 

1. Haben die für den Gewässerschutz zuständigen Behör­
den rechtzeitig und angemessen gehandelt? 

1.1 Im Zusammenhang mit dar Abwasserbeseitigung 

Die zuständigen Behörden sind ihrer Verantwortung 
nicht immer voll gerecht geworden. Im einzelnen stellt 
der Ausschuß folgendes fest: 

a) Der Anschluß der CFM an die städtische Kanalisation 
hätte viel früher erfolgen müssen und auch können. 

Die Frage des Anschlusses der CFM an die städtische 
Kanalisation wurde erstmals im Dezember 1971 erör­
tert. Damals wurden von der Regierung von Oberfran­
ken vergleichende Überlegungen zur Auswirkung 
einer Einleitung der CFM-Abwässer in die Kösseine 
und in die Kläranlage Marktredwitz angestellt. 

Im September 1974 schlug das Landesamt für Was­
serwirtschaft dem Landratsamt Wunsiedel folgende 
Auflage hinsichtlich der Befristung der Erlaubnis vor: 
~Sobald die noch laufenden Untersuchungen erge­
ben, daß ein Einleiten in die städtische Kläranlage 
möglich ist, ohne daß es in dieser zu einer schädli­
chen Quecksilberanreicherung kommt, so ist die Ab­
wassereinleitung in die Kösseine umgehend einzustel­
len". Diese Auflage wurde sinngemäß in den Wasser­
rechtsbescheid vom 24.10.1974 aufgenommen. 

Mit Schreiben vom 30.11.1976 drängte das Landesamt 
für Wasserwirtschaft das Landratsamt Wunsiedel, bei 
der Stadt Marktredwitz auf weitere Schritte in Rich­
tung eines Anschlusses der CFM hinzuwirken. Vom 
Staatsministerium des Innern wurde im Zusammen­
hang mit den Zustimmungen zu den Verlängerungs­
bescheiden des Landratsamtes Wunsiedel für die Ab­
wassereinleitung in die Kösseine ab 1979 immer wie­
der auf den baldigstmöglichen Anschluß an die Kanali­
sation gedrängt. 

Trotz des jahrelangen Drängens der Wasserwirt­
schaftsbehörden auf eine baldige Klärung der noch 
offenen Probleme hat die Stadt Marktredwitz, wie ihr 
früherer Oberbürgermeister von Lindenfels im Aus­
schuß einräumte, den Anschluß der CFM an die städti­
sche Kanalisation immer wieder hinausgeschoben, 
weil sie wegen möglicher Auswirkungen auf die biolo­
gische Reinigungsstufe der Kläranlage und möglicher 
Auswirkungen auf die landwirtschaftliche Verwertbar-
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keit des Klärschlamms besorgt gewesen sei. Erst 
nach einer Expertenanhörung im Bauausschuß des 
Stadtrats am 8.10.1981, an der auch Vertreter des 
Landesamtes für Wasserwirtschaft, der Landesanstalt 
für Bodenkultur und Pflanzenbau sowie der Regie­
rung von Oberfranken teilgenommen haben, gab der 
Stadtrat schließlich seine Bedenken auf und stimmte 
dem Kanalanschluß zu. 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß die am 8.10.81 
stattgefundene Expertenanhörung viel früher hätte 
durchgeführt werden müssen. 

b) Positiv zu vermerken ist, daß das dem Bescheid des 
Landratsamtes Wunsiedel vom 24.10.1974 zugrunde­
liegende dreistufige Abwasserbehandlungsverfahren, 
wie die Zeugen Dr. Steidle und Auttner vor dem Aus­
schuß erklärten, speziell für die CFM unter maßgeb­
licher Mitwirkung der Bayer. Biologischen Versuchs­
anstalt mit Versuchsanlagen im Labormaßstab und im 
halbtechnischen Maßstab entwickelt wurde. Es ent­
spricht noch heute dem Stand der Technik; es han­
delt sich also nach wie vor um das modernste Verfah­
ren, das praxisreif ist. 

Das gleiche gilt für den mit gleichem Bescheid festge­
setzten Quecksilbergrenzwert von 0,05 mg/1, der 
ebenfalls noch heute voll dem Stand der Technik ent­
spricht. Er ist, wie sich aus einer vom Vertreter des 
Staatsministeriums des Innern dem Ausschuß über­
gebenen Unterlage ergibt, als Einzelwert für jede ge­
zogene Stichprobe letztlich sogar strenger als der 
durch die EG-Richtlinie 84/156/EWG vom 8.3.1984 
(also 10 Jahre später) mit Gültigkeit ab 1.7.89 (also 
15 Jahre später) eingeführte Monatsmittelwert von 
0,05 mg/1. 

c) Positiv zu vermerken ist auch, daß der vom Landes­
amt für Wasserwirtschaft 1980 vorgeschlagene und 
vom Landratsamt Wunsiedel mit Bescheid vom 
25.06.80 durchgesetzte 3. Ionenaustauscher zu einer 
Verbesserung der Ablaufwerte und der Betriebssi­
cherheit beigetragen hat. Zur Funktionsweise des 
3. Ionenaustauschers wird auf die obigen Ausführun­
gen zu A. 1.2.1 verwiesen. 

d) Auch der Bescheid des Jahres 1978, in dem einige 
Werte heraufgesetzt worden sind, verdient letztlich 
keine Kritik. Zwar wurde der Konzentrationsgrenzwert 
für Quecksilber von 0,05 auf 0, 15 mg/I (im Jahresmit­
tel bzw. in 80% der Fälle) und auf 0,4 mg/I (als Spit­
zenwert, der nicht überschritten werden darf) ange­
hoben, doch wurde die zulässige Jahresabwasser­
menge nicht erhöht (5200 m'/a wie bereits ab 1974) 
und zudem die z.ulässige Jahresfracht für die 
Quecksilberableitung mit dem Abwasser auf 780 g 
begrenzt. 

Wie die Zeugen Dr. Steidle und Dr. Stammer ausge­
führt haben, waren nach dem damaligen Kenntnis­
stand der Fachwelt weder bei einem Grenzwert von 
0,05 mg/I noch bei einem Grenzwert von 0,15 mg/I 
nachteilige Auswirkungen der bescheidsgemäßen 
Quecksilbereinleitungen mit dem Abwasser auf die 
Kösseine zu befürchten. 

1.2 Im Zusammenhang mit der Gewässerüberwachung 

a) Auf die oben dargestellte eigenmächtige Reduzierung 
der Eigenüberwachung hat das Landratsamt Wunsie­
del nicht angemessen reagiert. Es hat lediglich eine 
Stellungnahme der CFM angefordert und außerdem 
darauf hingewiesen, daß eine Ordnungswidrigkeit vor­
liegt Es hat aber davon abgesehen, ein Bußgeld we­
gen dieser Ordnungswidrigkeit festzusetzen. Außer­
dem ist nichts geschehen, um die Eigenüberwachung 
wieder in ihrem vollen Umfang durchzusetzen. 

b) Auch die Vorgänge, die im Zusammenhang mit der 
Aufarbeitung von quecksilberhaltigen Abwässern der 
GSB durch die CFM stehen, geben letztlich keinen 
Anlaß zu Kritik an staatlichen Behörden. Zwar hat die 
Stadt Marktredwitz ihre Kenntnis von diesem Vorgang 
den anderen Behörden zu spät mitgeteilt, aber diese 
haben, soweit sie zuständig waren, umgehend ge­
handelt. Außerdem war bei Fragen der Einleitung in 
das städtische Kanalnetz die Stadt selbst in erster 
Linie gefordert. 

Zum Vorgang im einzelnen: 

Bei einer Besprechung im StMLU am 03.08.84, an der 
auch Vertreter des Landesamtes für Wasserwirtschaft 
teilnahmen, machte der Oberbürgermeister der Stadt 
Marktredwitz mit detaillierten Angaben zu Menge und 
Herkunft darauf aufmerksam, daß die CFM quecksil­
berhaltige Abwässer anderer Firmen aufarbeitet. 

Das Landesamt für Wasserwirtschaft empfahl nach der 
Besprechung am 03.08.84 der Stadt Marktredwitz, ein 
Verfahren zur Änderung des Einleitungsbescheides vom 
16.06.83 einzuleiten, in dem geprüft wird, ob die Fremd­
abwasser-Aufarbeitung genehmigungsfähig ist. 

Die Zustimmung zu einer Bescheidsänderung hielt das 
Landesamt für Wasserwirtschaft nur für möglich, wenn 
die vorgelegten Unterlagen ergeben, daß nachteilige 
Auswirkungen auf die Abwasserbehandlung der CFM 
hierdurch nicht zu befürchten sind. 

Ob und auf welche Weise die Stadt Marktredwitz auf die­
ses Schreiben des Landesamtes für Wasserwirtschaft 
reagiert hat, vermochte der Ausschuß nicht festzustellen. 
Das Thema "Zulässigkeit der Bearbeitung von quecksil­
berbelastetem Abwasser von Fremdfirmen" war aller­
dings Tagesordnungspunkt einer Behördenbesprechung 
am 18.06.85, zu der die Stadt Marktredwitz eingeladen 
hatte. Ob es infolge dieser Besprechung zu weiteren 
Maßnahmen gekommen ist, konnte ebenfalls nicht mehr 
festgestellt werden. Diese Frage kann aber offen bleiben, 
da es kurze Zeit nach dieser Besprechung ohnehin zur 
Schließung der CFM gekommen ist. 

Zusammenfassend kommt der Ausschuß zu folgender 
Bewertung: Die Wasserwirtschaftsbehörden haben über 
lange Zeit - wie heute erkennbar zu lange Zeit - die 
CFM für einen letztlich zuverlässigen Betrieb und ihre 
Vertreter für aufrichtige Gesprächspartner gehalten. Dies 
führte dazu, daß bei auftretenden Problemen (z.B. 
Grenzwertüberschreitungen) in erster Linie gemeinsam 
mit der CFM naeh technischen Lösungen gesucht wurde 
und rechtliche Schritte, die das Landratsamt Wunsiedel 
allerdings selbständig von sich aus hätte unternehmen 
können, unterblieben. Zwar wurden die anfänglich meist 
dem Unternehmer angekündigten Überwachungen 
schon ab Anfang der 80er Jahre weitgehend unangemel­
det durchgeführt - außer bei Gewässeruntersuchungen, 
die nur bei laufender Abwassereinleitung sinnvoll waren - , 
aber erst 1984 wuchs das Mißtrauen gegen die Firma so 
sehr an, daß im Grunde nicht mehr nur überwacht, son­
dern bereits "ermittelt" wurde. Diese „Ermittlungen" lie­
ferten dann 1985 die erforderlichen Beweise für ein straf­
rechtlich relevantes Verhalten der CFM. 

Auffällig ist, daß das Landratsamt Wunsiedel auf einige 
angezeigte Grenzwertüberschreitungen sehr nioderat 
reagiert hat. So etwa 1980, als die Firma nach massiven 
Grenzwertüberschreitungen lediglich „darauf hingewie­
sen wurde", daß dies eigentlich eine Ordnungswidrigkeit 
sei, die mit Geldbuße bis zu 100.000,- DM geahndet 
werden könne oder 1982, worauf bereits hingewiesen 
wurde, als sich das Landratsamt Wunsiedel im Zusam­
menhang mit der angezeigten unzureichenden Eigen-
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Überwachung parallel zur Anforderung einer Stellung­
nahme den oben zitierten nHinweis gestattete". 

Letztlich konnte der Ausschuß diesen Komplex aber 
nicht näher aufklären, weil der von 1975 bis 1985 zustän­
dige Abteilungsleiter am Landratsamt Wunsiedel, RD 
a. D. Boehm. Anfang 1990 verstorben ist. Es muß deshalb 
auch im Dunkeln bleiben. ob tatsächlich - wie Landrat 
a. 0. Schiller ausführte - nur seine MRegierungsräte" 
Kenntnis von so wesentlichen Vorgängen hatten. 

2. Ist das Innenministerium seiner Verantwortung gerecht 
geworden? 

a) Eine besondere Rolle bei der Frage der Verantwor­
tung des Innenministeriums spielen die beiden auch 
in der Presse ausführlich behandelten Besprechungs­
termine vom 3.8.1984 und vom 25.10.1984. 

Wasserwirtschaftliche Fragen konnten am 03.08.84 
nicht ausdiskutiert werden. Aus diesem Grunde wur­
de vereinbart, zu einem späteren Zeitpunkt ein Fach­
gespräch unter Leitung der Obersten Baubehörde mit 
dem Bayer. Landesamt für Wasserwirtschaft, dem 
Wasserwirtschaftsamt Bayreuth, der Stadt Marktred­
witz und der CFM zu führen. 

Diese Besprechung fand dann am 25.10.84 in der 
Obersten Baubehörde statt. Grundlage der Beratun­
gen waren die vom Wasserwirtschaftsamt Bayreuth 
durchgeführten Überwachungen. Diese hatten, wie in 
der Besprechung festgestellt wurde, gezeigt, daß 

- die für den Ablauf der Vorbehandlung festgesetz­
ten Quecksilber-Grenzwerte nicht immer eingehal­
ten wurden, 

- im häuslichen Abwasser verhältnismäßig hohe 
Quecksilberwerte auftraten, 

- mit dem Niederschlagswasser von den Hof- bzw. 
Dachflächen hohe Quecksilbermengen in die städ­
tische Kanalisation bzw. direkt in die Kösseine ein­
geleitet wurden. mit der Folge. daß der Klär­
schlamm aus der städtischen Kläranlage nicht 
mehr wie bisher landwirtschaftlich verwertet wer­
den konnte. 

Die CFM wurde von der Obersten Baubehörde u.a. 
darauf hingewiesen, daß 

- die im Bescheid der Stadt Marktredwitz festge­
setzten Einleitungsbedingungen einzuhalten sind, 

- eine Vorbehandlung des in die Kanalisation einge­
leiteten Niederschlagswassers von den Hofflächen 
notwendig wird und · 

- Quecksilber-Emissionen, insbesondere auch in 
dem direkt in die Kösseine abgeleiteten Kühl- und 
Niederschlagswasser, soweit als möglich, zu ver­
ringern sind. 

Hierzu wurden der CFM von der Obersten Baubehör­
de verschiedene technische Möglichkeiten aufgezeigt 
(zusätzliches Abwasserauffangbecken nach Vorbe­
handlung mit Quecksilber-Kontrolle. erneute Behand­
lung bei Grenzwertüberschreitung). 

Wie sich aus einem vom Vertreter des Staatsministe­
riums des Innern dem Ausschuß übergebenen Tisch­
vorlage ergibt, schlug das Landesamt für Wasserwirt­
schaft aufgrund der Ergebnisse dieser Besprechung 
mit Schreiben vom 05.11.84 der Stadt Marktredwitz 
vor, den Einleitungsbescheid vom 16.06.83 zu ändern 
und den Bau von zwei Sammelbecken zwischen Ab­
lauf bzw. Neutralisationsanlage und Einleitung in die 
öffentliche Kanalisation zu fordern. Damit sollte si­
chergestellt werden, daß nur solche Abwasserchar-

gen in die öffentliche Kanalisation eingeleitet werden, 
die die Anforderungen des Einleitungsbescheides 
insbesondere bezüglich Quecksilber einhalten. 

Der Ausschuß sieht keinen Anlaß, das Verhalten des 
Staatsministeriums des Innern, soweit es sich um die 
am 25.10.84 besprochenen Vorgänge handelt. zu kriti­
sieren. Das Staatsministerium des Innern hat sich 
zielgerichtet und ohne nennenswerte Verzögerung 
eingeschaltet und das Nötige von den Vollzugsbehör­
den verlangt. 

b) Kritik verdient nach Auffassung des Ausschusses die 
Tatsache. daß alle Wasserproben an das Zentrallabor 
des Landesamtes für Wasserwirtschaft nach Mün­
chen gesandt werden mußten und es aus diesem 
Grunde oft Wochen, ja sogar Monate dauerte, bis die 
Ergebnisse der Untersuchungen vorlagen. Der Ver­
sand nach München war ertorderlich, weil das Was­
serwirtschaftsamt Bayreuth nicht über die notwendi­
gen technischen Geräte vertügte, die notwendig ge­
wesen wären, um entsprechende Analysen im µg/1-
Bereich vorzunehmen. Der Ausschuß nimmt mit Ge­
nugtuung zur Kenntnis, daß zwischenzeitlich in jedem 
Regierungsbezirk mindestens ein Wasserwirtschafts­
amt über die ertorderlichen technischen Geräte ver­
fügt, um spezielle Analytikaufgaben wahrnehmen zu 
können. 

3. Ist der Unternehmer seiner Verantwortung für den Ge­
wässerschutz gerecht geworden? 

Die Unternehmer sind ebenso wie der Betriebsleiter vom 
Landgericht Hof rechtskräftig wegen fahrlässiger bzw. 
vorsätzlicher Verunreinigung eines Gewässers verurteilt 
worden. Die CFM hat auch die Wasserwirtschaftsbehör­
den- zumindest in einzelnen Fällen bewußt getäuscht 
bzw. von der Firma bekannten Vor1ällen keine Mitteilung 
an die zuständigen Behörden gemacht. 

Ein derartiges Verhalten läßt .sich nach Auffassung des 
Ausschusses nur durch Zufall oder - bei entsprechen­
dem Verdacht - durch praktisch lückenlose, vom Ver­
dächtigen nicht bemerkbare Überwachung nachweisen. 
Eine derartige Überwachung ist aber - wenn überhaupt 
- der technischen Gewässeraufsicht nur in Ausnahme­
fällen und allenfalls für kurze Zeit möglich und letztlich 
eine Auf_gabe der Strafvertolgungsbehörden. Diese wur­
den vom Landratsamt Wunsiedel dann auch eingeschal­
tet, als sich der Verdacht unerlaubter Abwassereinleitung 
am 18.06.85 konkretisierte. 

Wie der Zeuge Böhnke überzeugend ausführte, ist es für 
einen mit krimineller Absicht vorgehenden Betrieb im 
Rahmen der behördlich angeordneten und von der tech­
nischen Gewässeraufsicht nur stichprobenweise ·über­
prüfbaren Eigenüberwachung unschwer möglich, Abwas­
serproben - z.B. durch Verdünnung oder Entnahme zu 
.richtigen& Zeitpunkten - zu manipulieren und so die Be­
hörden hinters Licht zu führen. 

Nicht ausgeschlossen werden kann auch, daß die CFM 
Beginn und Ende des lonenaustauscherbetriebs biswei­
len zeitlich so gelegt hat, daß eine amtliche Überwa­
chung zu .kritischen~ Zeitpunkten kaum zu erwarten war. 

c. Maßnahmen zur Verhinderung von Mißständen, wie sie 
sich In der CFM gezeigt haben 

Die Zeugen Dr. Steidle, Dr. Pongratz und Ruttner führten 
bei ihrer Vernehmung eine Reihe von Vorschlägen an, die 
ihres Erachtens dazu beitragen könnten, Vortälle wie bei 
der CFM in Zukunft zu verhindern. Bei der Vernehmung 
des Zeugen Dr. Dahme zeigte sich, daß in den Jahren 
seit der Schließung der CFM vom Gesetz- bzw. Verord­
nungsge~er einige dieser Gedanken bereits aufgegriffen 
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und bei Novellierungen einschlägiger Gesetze, Verord­
nungen und Verwaltungsvorschriften berücksichtigt wor­
den sind. 

1. Sind Verbesserungen der gesetzlichen Anforderungen 
an die Abwassereinleitungen erforderlich? 

1.1 Einleitungen In Gewässer 

Emissionsbezogene gesetzliche Anforderungen an das 
Einleiten von Abwasser wurden erst 1976 mit der 4. No­
velle zum Wasserhaushaltsgesetz (WHG) eingeführt. Der 
damals in das WHG neu eingefügte § 7a bestimmte, daß 
eine Erlaubnis für das Einleiten von Abwasser nur erteilt 
werden darf, wenn Menge und Schädlichkeit des Abwas­
sers so gering gehalten werden, wie dies bei Anwendung 
der jeweils in Betracht kommenden Verfahren nach den 
allgemein anerkannten Regeln- der Technik möglich ist. 
Mit Zahlenwerten konkretisiert wurde diese Bestimmung 
in den Abwasserverwaltungsvorschriften, die nach dem 
Fortschritt der Technik jeweils fortgeschrieben werden. 
Allgemein anerkannte Regeln der Technik sind auf wis­
senschaftlicher Grundlage oder fachlicher Erkenntnis be­
ruhende Regeln, die in der praktischen Anwendung eine 
Erprobung gefunden haben und Gedankengut der auf 
dem betreffenden Fachgebiet tätigen Personen gewor­
den sind. 

Mit der 5. Novelle zum WHG wurde 1986 der§ 7a dahin­
gehend verschärft, daß die Anforderungen an das Einlei­
ten von Abwasser dem Stand der Technik entsprechen 
müssen, wenn Abwässer bestimmter Herkunft gefähr­
liche Stoffe1

) enthalten. 

Der Stand der Technik wird durch den Entwicklungs­
stand der fortschrittlichen Verfahren bestimmt. auch 
wenn diese sich noch nicht bei den technischen Prakti­
kern durchgesetzt haben. Es genügt. wenn die Eignung 
eines fortschrittlichen Verfahrens für die Praxis als ge­
sichert anzusehen ist, selbst wenn für die betriebliche 
Anwendung Verfahrensumstrukturierungen, Probeläufe, 
Pilotprojekte und dergleichen erforderlich werden. Je­
doch ist auch für den Stand der Technik erforderlich, daß 
vergleichbare Verfahren, Einrichtungen und Betriebsab­
läufe bereits mit Erfolg in einem Betrieb erprobt worden 
sind. 

Der Ausschuß begrüßt, daß der Gesetzgeber mit der 
Festlegung auf den Stand der Technik einen großen 
Schritt zur Verschärfung der Vorschriften getan hat. 
Nach der Umsetzung in konkrete Werte durch Verwal­
tungsvorschriften ist eine fortschrittliche, dem neuesten 
Forschungsstand entsprechende Grundlage für das Ver­
waltungshandeln gegeben. 

1.2 Einleitungen In öffentliche Abwasserenlagen 

Mit der Verordnung über die Genehmigungspflicht für 
das Einleiten wassergefährdender Stoffe in Sammelkana­
lisationen und ihre Überwachung, die am 31.10.85 in Kraft 
trat, hat das Staatsministerium des Innern eine besonde­
re staatliche Genehmigungspflicht parallel zur kommuna­
len.-satzungsrechtlichen Genehmigungspflicht für die ln­
direkteinleitung bestimmter Schw9rmetalle (darunter 
auch Quecksilber) und Halogenkohlenwasserstoffe ein­
geführt. 

Kurz darauf hat auch der Bundesgesetzgeber mit der 
5. WHG-Novelle durch Hinzufügung von § 7 a Abs. 3 
WHG eine Kontrolle der lndirekteinleiter vorgeschrie-

') Gefährliche Stoffe sind Stoffe oder Stoffgruppen. die wegen der Be­
sorgnis einer Giftigkeit, Langlebigkeit, Anreicherungsfähigkeit oder 
einer krebserzeugenden, fruchtschädigenden oder erbgutverän­
dernden Wirkung als gefährlich zu bewerten sind. Zu diesen Stoffen 
gehört z.B. auch Quecksilber. 

ben. Die neue Regelung verpflichtet die Länder, ihre lndi­
rekteinlelterverordnungen an die vom Bund erlassene 
Allgemeine Abwasserverwaltungsvorschrift anzupassen. 
Dies bedeutet, daß für lndirekteinleitungen von gefährli­
chen Stoffen nicht mehr die allgemein anerkannten Re­
geln der Technik ausreichend sind, sondern auch inso­
weit die schärfere Regelung nStand der Technik" maß­
geblich ist. 

2. Ist mehr Personal bei den lür die technische Gewässer­
aufslcht zuständigen Behörden erforderlich? 

Eine wirksame Überwachung' setzt voraus, daß in be­
stimmten Fällen die Untersuchungen über einen längeren 
Zeitraum (Mehrtagesuntersuchungen, kontinuierliche 
Probenahmen usw.) hinweg durchgeführt werden. Derar­
tige Überwachungsmaßnahmen erfordern allerdings -
insbesondere wenn sie sich auch in die Nachtzeit, auf 
Wochenenden und auf Feiertage erstrecken - erheblich 
mehr Personal. 

ln welchem Umfang das Personal aufgestockt werden 
müßte, vermag der Ausschuß nicht zu beurteilen. Der 
Ausschuß verweist jedoch auf den Beschluß des Bayeri­
schen Landtags vom 19. Juli 1989 (Drs. 11/12594), mit 
dem die Staatsregierung gebeten wird, u.a. die techni­
sche Gewässeraufsicht in Bayern weiter auszubauen und 
dafür die Personalausstattung weiter zu verbessern. Der 
im Vollzug dieses Landtagsbeschlusses ergehende Be­
richt der Staatsregierung wird auch Aufschluß über not­
wendige Personalmehrungen geben. 

3. Ist bei den für die technische Gewässeraulslcht zu­
ständigen Behörden modernes technisches Gerät In 
ausreichendem Umfang verfügbar? 

Um einen ausrei6henden Schutz der Gewässer gewähr­
leisten zu können, ist es einmal erforderlich, daß die 
Wasserwirtschaftsämter über eine Grundausstattung an 
modernem technischen Gerät für die Emissions- und Im­
missionsüberwachung vertügen. ZUl\l anderen muß eine 
zusätzliche Ausrüstung vorhanden sein, damit im Be­
darfsfall bei „Problembetrieben" die erforderlichen Unter­
suchungen durchgeführt werden können, ohne die übri­
gen Überwachungsaufgaben vernachlässigen zu müs­
sen. 

Schließlich ist erforderlich, daß die Analysenergebnisse 
ausreichend schnell zur Vertügung stehen. Denn nur 
dann ist gewährleistet, daß rechtzeitig Konsequenzen, 
z.B. hinsichtlich ergänzender Untersuchungen oder 
Nachforschungen, gezogen werden können. 

Dies setzt voraus, daß die hochempfindlichen, instrumen­
tell-analytischen Untersuchungsmöglichkeiten nicht alle 
beim Landesamt für Wasserwirtschaft in München kon­
zentriert sind. Aus diesem Grunde ist es erforderlich, die 
Labors der 24 Wasserwirtschaftsämter nicht nur für die 
Basisanalytik, sondern auch im erforderlichem Umfang 
für die Spezialanalytik auszurüsten. Dazu ist es nach Auf­
fassung des Ausschusses zweckmäßig, sog. Schwer­
punktlabors für bestimmte analytische Aufgaben zu bil­
den. Damit wäre gewährleistet, daß alle Wasserwirt­
schaftsämter einen kurzen, raschen Zugriff auf modern­
ste, hochempfindliche Analyseverfahren haben und hier­
bei nicht ausschließlich auf das Zentrallabor des Landes­
amtes für Wasserwirtschaft angewiesen sind. 

Der Ausschuß ist sich darüber im klaren, daß eine solche 
verbesserte technische Ausstattung auch mehr qualifi­
ziertes Personal erforderlich macht. 

Auch insoweit verweist der Ausschuß auf den Beschluß 
des Bayerischen Landtags vom 19. Juli 1989 (Drs. 
11/12594). mit dem die Staatsregierung auch aufgefor­
dert wird, die Sachausstattung der technischen Gewäs­
seraufsicht zu verbessern. 
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Der Ausschuß nimmt mit Genugtuung zur Kenntnis, daß 
in den vergangenen Jahren der technische Standard der 
Wasserwirtschaftsämter kontinuierlich verbessert wurde 
und in jedem RegierUngsbezirk heute zumindest ein 
Wasserwirtschaftsamt über eine technische Ausrüstung 
verfügt, die über den Durchschnitt hinausgeht. Dennoch 
ist, wie oben ausgeführt, eine weitere Verbesserung drin­
gend nötig. 

4. Sind die Maßnahmen der Eigenüberwachung der Was­
serqualität durch den Unternehmer zuvertässlg? 

Der CFM wurden im Rahmen der Eigenüberwachung u. a. 
folgende Auflagen gemacht: 

- Regelmäßig, mindestens jedoch wöchentlich einmal 
Bestimmung des Quecksilbergehalts in je einer Was­
serprobe von 5 Stellen der Abwasserbehandlungsanla­
ge 

- Zweimal täglich Bestimmung des Gesamtquecksilber­
gehalts in einer Wasserprobe vom Ablauf der Neutrali­
sationsanlage 

- laufende selbstschreibende Registrierung des pH­
Wertes und des Abwasserdurchflusses vom Ablauf der 
Neutralisationsanlage 

- Führung eines Betriebstagebuches mit einer Reihe 
festgelegter Eintragungen 

- Aufbewahrungspflichten für Betriebstagebuch und 
Schreibstreifen (mindestens 5 Jahre) 

- Erstellung von Halbjahresberichten zum 30.06. und 
31.12. mit Vorlagepflicht beim Landratsamt Wunsiedel 

Die Eigenüberwachung durch den Unternehmer ist nur 
dann wirklich erfolgversprechend, wenn einmal Manipula­
tionen durch den Unternehmer ausgeschlossen sind und 
zum anderen, die Eigenüberwachung auch auf die inner­
betrieblichen Kanäle ausgedehnt wird. 

4.1 Gibt es genügend Schutz vor Manipulationen durch 
den Unternehmer? 

Manipulationen sind nach Auffassung des Ausschusses 
weitestgehend ausgeschlossen, wenn - worauf die Zeu­
gen Dr. Dahme und Ruttner hingewiesen haben - in ver­
stärktem Maße Sachverständige in die Eigenüberwa­
chung eingebunden werden, zumindest dann. wenn ge­
fährliche Stoffe im Sinne des § 7 a WHG im Abwasser 
eines Betriebes entha.lten sind. Hierbei sollte jedoch 
nach Meinung des Ausschusses nur auf öffentlich be­
stellte und vereidigte Sachverständige zurückgegriffen 
werden. Dies hätte einmal den Vorteil, daß bei von der 
Regierung oder der Industrie- und Handelskammer be­
stellten Sachverständigen im Bestellungsver1ahren die 
fachliche Qualifikation schon geprüft wurde. Außerdem 
kann bei Bekanntwerden von Unregelmäßigkeiten die Be­
stellung widerrufen werden. 

Der Ausschuß ist sich darüber im klaren, daß auch durch 
diese Maßnahme kriminelles Handeln von Betreibern 
nicht ganz ausgeschlossen werden kann. 

4.2 Ist eine Verbesserung der Kontrollmöglichkeiten des 
lnnerbetrtebllchen Kanalsystems ertorderllch? 

Zum Schutz des Grundwassers vor einer Verunreinigung, 
insbesondere durch noch nicht gereinigte Abwässer, ist 
es ertorderlich, daß nicht nur die Abwasserreinigungsan­
lagen und das daraus ablaufende Abwasser, sondern 
auch die innerbetrieblichen Kanäle, über die das Abwas­
ser zur Reinigungsanlage gelangt, überwacht werden. 
Der Ausschuß nimmt mit Genugtuung zur Kenntnis, daß 
- worauf der Zeuge Ruttner hingewiesen hat - das 
Staatsministerium des Innern diesen Gedanken bereits 
aufgegriffen hat. In dem mit Schreiben vom 18.10.1989 

eingeführten neuen Bescheidsmuster für Einleitbeschei­
de sind erstmals auch Auflagen zur Kontrolle des Kanal­
netzes im Rahmen der Eigenüberwachung enthalten. die 
Art und Häufigkeit der erforderlichen Überwachungsmaß­
nahmen im einzelnen regeln (z.B. Sichtprüfungen mittels 
Fernsehuntersuchungen oder Begehung, Druckprüfun­
gen). 

In diesem Zusammenhang weist der Ausschuß darauf 
hin, daß auch die 1986 ertolgte Novellierung des 
§ 19 i WHG zu einer Verbesserung der Eigenüberwa­
chung beigetragen hat. Gemäß § 19i WHG können nun­
mehr den Betreibern von Anlagen zum Umgang mit was­
sergefährdenden Stoffen Maßnahmen zur Beobachtung 
der Gewässer und des Bodens auferlegt werden, soweit 
dies zur frühzeitigen Erkennung von Verunreinigungen, 
die von solchen Anlagen ausgehen können, erforderlich 
ist. Damit ist insbesondere die Möglichkeit gegeben, die 
Einrichtung von Grundwasserbeschaffenheitsmeßstellen 
zur vorsorglichen Überwachung des Grundwassers bei 
einschlägigen Betrieben durchzusetzen. 

SCHLUSSBEMERKUNG 

Ein wichtiger Ausschnitt der Aufgaben der vollstreckenden 
Gewalt ist im Rahmen dieses Untersuchungsausschusses 
vom Parlament eingehend untersucht worden. Die Untersu­
chung hat ganz verschiedene Verhaltensweisen der beteilig­
ten Behörden gezeigt: 

- einerseits erfreuliche Eigeninitiative von Beamten, Kreat~vi­
tät bei der Lösung bisher ungelöster technischer Proble­
me zum Beispiel, und auch Verantwortungsgefühl für sol­
che Bereiche, die mit der eigenen Zuständigkeit nichts zu 
tun haben; 

- andererseits und hauptsächlich aber auch gravierende 
Mängel, Mängel im Verhalten einzelner Bediensteter. Män­
gel in der Organisation der Arbeit in einer Behörde und 
auch Mängel in der Ausstattung, mit Personal ebenso wie 
mit technischem Gerät. 

Der Unternehmer 

Der Ausschuß hatte es mit Unternehmern zu tun, die die Ver­
antwortung für die Gesundheit ihrer Mitarbeiter und für die 
Umwelt sehr häufig vernachlässigt haben und die außerdem, 
teilweise mit einem beträchtlichen Einsatz an krimineller 
Energie, nahezu sämtliche beteiligten Behörden getäuscht 
haben. Ein Teil dieser Aktivitäten hat zu den vom Landgericht 
Hof verhängten Strafen geführt. 

Die erste Strafkammer des Landgerichts Hof hat in dem 
Strafver1ahren gegen Dr. Rolf T„ Oskar T. und Willi Johann K. 
aufgrund der Hauptverhandlung in der öffentlichen Sitzung 
vom 8.11.1988 bis 10.2.1989 für Recht erkannt: 

Der Angeklagte Dr. Rolf T. ist schuldig 

- des vorsätzlichen unerlaubten Betreibens einer Anlage, 

- der vorsätzlichen umweltgefährdenden Abfallbeseitigung 
in zwei Fällen, 

- der fahrlässigen umweltgefährdenden Abfallbeseitigung in 
drei Fällen, ln einem Fall in Tateinheit mit fahrlässiger Ver­
unreinigung eines Gewässers. 

Er wird hierwegen zu einer Gesamtgeldstrafe von 550 Tages­
sätzen zu je 200, - DM verurteilt. 

Der Angeklagte Oskar T. ist schuldig 

- des vorsätzlichen unerlaubten Betreibens einer Anlage, 

- der vorsätzlichen umweltgefährdenden Abfallbeseitigung 
in zwei Fällen, 
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- der fahrlässigen umweltgefährdenden Abfallbeseitigung in 
vier Fällen, in zwei Fällen in Tateinheit mit fahrlässiger Ver­
unreinigung eines Gewässers. 

Er wird hierwegen zu einer Gesamtgeldstrafe von 400 Tages­
sätzen zu je 200,- DM verurteilt. 

Der Angeklagte Willi K. ist schuldig der vorsätzlichen Verun­
reinigung eines Gewässers in Tateinheit mit vorsätzlicher um­
weltgefährdender Abfallbeseitigung. 

Er wird hierwegen zu einer Geldstrafe von 150 Tagessätzen 
zu je 70,- DM verurteilt. -

freigesprochen wurden die Angeklagten wegen des Straftat­
bestandes des § 326 Abs. 1 StGB (in der Form des Ablas­
sens von Abfällen außerhalb einer dafür zugelassenen Anlage 
bzw. in der Form des Lagerns oder Behandelns von Abfäl­
len); die Verwirklichung dieses Tatbestandes konnte den An­
geklagten nicht nachgewiesen werden. 

Das gegen den Angeklagten Oskar T. eingeleitete Verfahren 
nach § 326 Abs. 1 StGB (in der Form des Ablagerns) mußte 
eingestellt werden, da die Tat zwischenzeitlich verjährt war 
(§ 78 Abs. 3 Nr. 4 StGB). 

Die Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Hof hat umfang­
reiche Ermittlungen gegen Dr. Rolf T., Oskar T. und Willi Jo­
hann K. durchgeführt. Aus der staatsanwaltlichen Abschluß­
verfügung ergibt sich, daß das Ermittlungsverfahren in einer 
Reihe von Punkten eingestellt worden ist. Hierbei handelt es 
sich im wesentlichen um folgende Tatbestände: 

- Unsachgemäße Ablagerung stark quecksilberhaltiger Ab­
fälle bei der Stillegung eines Äthertanks. Das Verfahren 
wurde wegen Verjährung eingestellt. 

- Überschreitung der beschränkten wasserrechtlichen Er­
laubnis und der zulässigen Quecksilberbelastung im Ab­
lauf der Kösseine. Das Verfahren wurde wegen Verjährung 
eingestellt. 

- Luftverunreinigung und umweltgefährdende Abfallbeseiti­
gung. Das Verfahren wurde, da kein ausreichender Tatver­
dacht gegeben war, gemäß § 170 Abs. 2 StPO eingestellt 
(Nachweis, daß Bodenbelastungen auf dem Gelände der 
CFM und in der Umgebung auf unerlaubten Emissionen 
der Beschuldigten beruhen, war nicht möglich, weil konti­
nuierliche Messungen sowohl der Emissionen wie auch 
der Immissionen vor 1985 nicht durchgeführt wurden; Ein­
leitung von ungereinigten Hofabwässern in die städtische 
Kanalisation konnten die Beschuldigten aufgrund eines 
Bescheides der Stadt Marktredwitz als erlaubt ansehen). 

- Fortgesetztes Geschehen der Gewässerverunreinigung 
(Mit Ablauf des 30.6.1983 endete die befristete Erlaubnis 
zur Einleitung von jeglichen Abwässern in die Kösseine. 
Gleichwohl leitete die CFM ihre quecksilberbelasteten 
Dachabwässer in die Kösseine ein). Die Einstellung des 
Verfahrens beruht auf § 154 StPO (unwesentliche Neben­
straftat). 

- Vergehen der fahrlässigen Tötung (Am 5.5.1981 verstarb 
der ehemalige Chemiearbeiter der CFM Artur R. im Alter 
von 55 Jahren, nachdem bei betriebsärztlichen Untersu­
chungen erheblich überhöhte Quecksilberwerte im Blut 
und Urin festgestellt worden waren). Einstellung des Ver­
fahrens wegen Verjährung. 

- Vergehen der fahrlässigen Körperverletzung wegen über­
höhter Quecksilberbelastung. Insoweit wurde das Verfah­
ren gemäß§ 154 Abs._1 StPO eingestellt. 

Heute fällt - rückwirkend - das Urteil leicht, daß die Behör­
den vieles hätten anders und besser machen sollen und kön­
nen. Ein gerechtes Urteil über das Verhalten der Behörden 
kann man aber nur finden, wenn man das damals bestimmen­
de Umfeld in die Betrachtung einbezieht. 

Die Sorge um die Arbeitsplätze 

Nicht nur die vielfältigen Lügen und Täuschungshandlungen 
der Unternehmer ebenso wie ihre grundsätzlich zögerliche 
Haltung, wenn es um Investitionen gegangen ist, haben den 
Behörden die Arbeit erschwert. Bestimmend war damals der 
absolute Vorrang der Arbeitsplatzerhaltung in dieser wirt­
schaftlich schwachen Region. Diese Haltung war bei allen, 
die damals Verantwortung getragen haben, vorherrschend. 

Hier erbrachten vor allem die Zeugenaussagen Erkenntnisse. 
Übereinstimmend hoben der frühere Regierungspräsident 
Winkler, der frühere Landrat Schiller und der frühere Ober­
bürgermeister von Lindenfels die schweren wirtschaftlichen 
Probleme ihrer Region und die herausragende Bedeutung 
von Arbeitsplätzen in dieser Region hervor. Der Zeuge Win­
kler z.B. hat ausgeführt, für ihn sei die wichtigste i>,bteilung 
der Regierung die Wirtschaftsabteilung gewesen. Uber den 
Landkreis Wunsiedel war zu erfahren, daß er derjenige Land­
kreis in Bayern sei, der den stärksten Bevölkerungsschwund 
zu verzeichnen gehabt habe. Der Zeuge Schiller hat ausge­
sagt, es sei sein vorwiegendes Interesse als Landrat gewe­
sen, die Firma in Ordnung zu bringen, um sie als Arbeitgeber 
zu erhalten. 

Besonders beeindruckt hat den Ausschuß in diesem Zusam­
menhang der Hinweis des früheren Oberbürgermeisters von 
Marktredwitz, daß der Stadt allein im Zeitraum 1978 bis 1985 
700 Arbeitsplätze, vor allem durch Konkurse, verlorengegan­
gen seien. Noch 1984 hat der Zeuge von Lindenfels in einem 
Schreiben an das Umweltministerium erklärt: "Im Hinblick auf 
die außerordentlich schwierige Situation am Arbeitsmarkt in 
Marktredwitz kann die Stadt auf die durch das Unternehmen 
bereitgestellten rund 80 Arbeitsplätze keinesfalls verzichten.· 

Auch der Zeuge Kunz, Betriebsratsvorsitzender von 1974 bis 
1978, der sich stark für die Verbesserung des Arbeitsschut­
zes eingesetzt hat, ist letztlich an der ablehnenden Haltung 
aller Beteiligten, vor allem auch seiner eigenen Arbeitskolle­
gen, mit seinen Bemühungen gescheitert. Er hat eindrucks­
voll bekundet, daß die ganz große Mehrheit der Mitarbeiter 
der CFM die Arbeitsplätze nicht durch .überzogene" Arbeits­
schutzmaßnahmen gefährdet sehen wollte. Deswegen hat er 
dann auch verärgert das Amt des Betriebsratsvorsitzenden 
niedergelegt. Und deshalb ist er auch aus der Gewerkschaft 
ausgetreten, weil er sich auch von ihr in seinen Bemühungen 
nicht genügend unterstützt fühlte. 

Keine Beschwerden aus der Bevölkerung 

Mit dem gerade Gesagten hängt auch die hohe Akzeptanz 
der CFM in der Bevölkerung von Marktredwitz zusammen. Al­
le Zeugen haben übereinstimmend bekundet, es habe keiner­
lei Beschwerden über den Betrieb der Fabrik gegeben. Der 
Zeuge von Lindenfels hat darauf hingewiesen, daß die .Che­
mische'" so etwas wie eine Institution gewesen sei. Nachdem 
sie über Generationen das Bild der Stadt geprägt hat, ist sie 
wohl als Bestand unreflektiert akzeptiert worden. Geruchsbe­
lästigungen seien mit dem Bemerkerl „Die Chemische stinkt 
mal wieder" hingenommen worden. Der Zeuge von Lindenfels 
hat weiter ausgesagt, daß in den bis zu 13 Bürgerversamm­
lungen pro Jahr, die er als Oberbürgermeister gehalten habe, 
Probleme mit der CFM nie ein Thema gewesen seien. 

Nach den Erkenntnissen des Ausschusses haben sich auch 
einzelne Belegschaftsmitglieder ·nie über die CFM beschwert. 
Über entsprechende Vorstöße des Betriebsrats ist oben, bei 
den Feststellungen über die Gewerbeaufsicht, das Nötige 
dargestellt. Hervorzuheben ist noch, daß auch nach der 
Schließung der CFM die Maßnahmen des Landratsamts in der 
Bevölkerung als übertrieben betrachtet worden sind. Der 
Zeuge Schiller hat berichtet, er sei wegen der Schließung hef­
tig kritisiert worden. 
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Verlagerung der CFM 

Ein weiterer Faktor ist bei der Bewertung der Vorfälle bedeut­
sam, nämlich die verschiedentlich erörterte Absicht zu verla­
gern, also an einem anderen Ort neu aufzubauen. Die Aussa­
ge des früheren Oberbürgermeisters von Lindenfels hat erge­
ben, daß jedenfalls ab 1972 konkret seitens der Stadt über 
die Absiedlung der CFM nachgedacht wurde. Entsprechende 
Beschlüsse hat der Stadtrat 1972 und 1978 gefaßt. 1978 sei 
zudem ein Flächennutzungsplan beschlossen worden, der 
eine andere Nutzung des Firmengeländes vorgesehen habe. 
Aus den Akten ergibt sich, daß an eine Nutzung als Parkplatz 
gedacht war. 

Der Zeuge Oskar Tropitzsch hat dies bestätigt und ergän­
zend ausgesagt, daß bereits konkrete Ersatzflächen im Ge­
spräch gewesen und auch vorbereitende Grundstücksge­
schäfte schon getätigt worden seien. Die Stadt habe sich 
dann aber sehr zögerlich verhalten. Er habe nie verläßlich ein­
schätzen können, wann es zu einer Verlagerung kommen 
würde. Die Absicht als solche habe für ihn aber festgestan­
den. Deswegen habe eine grundlegende Sanierung des Be­
triebs am alten Standort kaufmännisch außer Betracht blei­
ben müssen. 

Der Untersuchungsausschuß kann nicht feststellen, ob es 
tatsächlich derartig starke Verlagerungsabsichten gegeben 
hat. Bei einigen Verantwortlichen war die Absicht der Verla­
gerung aber in der Tat ein wichtiger Faktor. Offenkundig aber 
nicht bei allen. In dem Zusammenhang fällt auf, daß die im 
Hinblick auf eine Verlagerung der CFM angestellten Überle­
gungen den Beamten der Gewerbeaufsicht vermutlich nicht 

bekannt waren. Jedenfalls hat keiner der aus diesem Bereich 
gehörten Zeugen erkennen lassen, daß solche Erwägungen 
das Handeln der GeW1:1rbeaufsicht nennenswert beeinflußt 
hätten. Auch dieser Umstand unterstreicht eindrucksvoll die 
Notwendigkeit eines besseren Austausches von Informatio­
nen aller zuständigen Behörden bei „Problembetrieben~. 

Der Untersuchungsausschuß hat sich um weitgehende Auf­
klärung des äußerst verwickelten Sachverhalts bemüht: aus 
Zeitmangel konnte er nicht alle Tatsachen ermitteln. Der Aus­
schuß hält dies aber auch' nicht für entscheidend. Wichtiger 
ist, aus den Vorfällen um die CFM für die Zukunft Konsequen­
zen zu ziehen. Der Ausschuß schlägt deshalb eine Fülle von 
Maßnahmen vor, die ein „zweites Marktredwitz~ künftig ver­
hindern sollen. Auf diese Verbesserungsvorschläge legt der 
Ausschuß das entscheidende Gewicht. 

Es erfüllt den Ausschuß mit Genugtuung, daß die beteiligten 
Ministerien zur Erreichung dieses Ziels schon eine Reihe von 
Maßnahmen ergriffen bzw. konkret geplant haben - in nicht 
unerheblichem Umfang ausdrücklich als Konsequenzen aus 
den Vorfällen in der CFM. Es wird die Aufgabe des am 14. Ok­
tober 1990 neu zu wählenden Parlaments sein, die Staatsre­
gierung in derartigen Bemühungen zu unterstützen und ggf. 
auch eigene weitere Vorstöße zu unternehmen. 

München, den 18.07.1990 

Dr. Paul Wilhelm 
Vorsitzender des Untersuchungsausschusses 
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Minderheitenbericht 
der Abgeordneten Heiko Schultz, Bernd Herfng (SPD) und 
Edith Memmel (DIE GRÜNEN) 

Vorbemerkung 

1. Oie Ausschußminderheit, bestehend aus den Abgeordne­
ten stv. Vorsitzenden Heiko Schultz (SPD), Bernd Hering 
(SPD) und Edith Memme! (DIE GRÜNEN) legt diesen Min­
derheitenbericht vor, weil nach ihrer Auffassung 

a) die ganze Brisanz der Arbeits- und Umweltschutzpro­
bleme der .Zeitbombe" CFM im Schlußbericht nicht 
hinreichend deutlich geworden ist, 

b) die Rolle des Arbeitsschutzes auch in der modernen 
Arbeitswelt am Beispiel der CFM wesentlich deutlicher 
herauszustellen ist, · 

c) der Verantwortungsbereich von Gewerbeaufsicht, Be­
rufsgenossenschaft Chemie und Landesinstitut für Ar­
beits- und Sozialmedizin wesentlich stärker herauszu­
stellen ist, 

d) die Bewertung der Mittel und Oberbehörden, auch in 
bezug auf ihre mangelhafte Arbeitskoordination, we­
sentlich deutlicher zu akzentuieren ist, 

e) über die Vorschläge des Schlußberichts hinaus wich­
tige weitere Forderungen und Anregungen aus der Ar­
beit des Untersuchungsausschusses darzulegen sind 
und 

f) einige wichtige Sachverhaltsdarstellungen im Schluß­
bericht, etwa bezogen auf die ArDeit des Betriebsrates 
in der CFM, von der Ausschußminderheit nicht mitge­
tragen werden können. 

2. Eine Darstellung des .Falles CFM", die den engen Zusam­
menhang zwischen Arbeits- und Lebensumwelt (Luft, 
Wasser, Erde) in „Gefahren am Arbeitsplatz", „Gewässer­
schutz", .Luftreinhaltung", .Abfallbeseitigung" zerreißt, 
muß schief bleiben. Wenn im folgenden die schematische 
Gliederung aus dem Untersuchungsauftrag des Aus­
schusses trotzdem als Gerüst für die Darstellung benutzt 
wird, ist das nur eine „Krücke·, um die wesentlichen Er­
gebnisse der Ausschußarbeit aus Sicht der Abgeordneten 
Hering, Memmel und des stellvertretenden Vorsitzenden 
Schultz vorzustellen. Die Hinweise auf in der Arbeit der 
Aufsichtsbehörden unter den Tisch gefallene oder doch zu 
wenig beachtete Querverbindungen zwischen diesen Pro­
blembereichen sind deshalb besonders wichtig. Sie sind 
die Grundlagen für die zentralen politischen - und eben 
gerade nicht nur verwaltungstechnischen - Folgerungen 
und Forderungen, zu denen die Mitglieder der Opposi­
tionsfraktionen kommen. 

In einem Anhang stellt die Abgeordnete Memme! (DIE 
GRÜNEN) in einigen Thesen. heraus, wo ihre Wertungen 
und Forderungen den Rahmen des von ihr und den beiden 
SPD-Fraktionsmitgliedern im Ausschuß gemeinsam getra­
genen Minderheitenberichts zu sprengen scheinen. 

1. DleCFM 

1. a) Geschichte und Bedeutung der CFM 

Die CFM wurde 1938 als Rechtsnachfolgerin einer 
schon seit 1788 bestehenden chemischen Fabrik in 
Marktredwitz gegründet. Sie galt als die älteste chemi­
sche Fabrik in der Bundesrepublik Deutschland. Ihre 
Herstellungspalette erfaßte die Herstellung anorgani­
scher Grundchemikalien wie Schwefelsäure, Salpeter­
säure und Chlorkalk und die Herstellung organischer 

und anorganischer Quecksilberpräparate, wobe·i auch 
Produkte von anderen Firmen bezogen und als solche 
oder vermischt mit anderen Stoffen erneut in den Ver­
kehr gebracht wurden. 

Die Quecksilberpräparate wurden zumeist chargenwei­
se hergestellt. 

Anorganische Quecksilberverbindungen wurden durch 
Umsetzung der Ausgangsstoffe in offenen oder ge­
schlossenen Rührwerksbehältern in wässriger Lösung 
oder durch trockenes Vermischen der Ausgangspro­
dukte und anschließende Erwärmung der Mischung ge­
wonnen. 

Organische Quecksilberverbindungen wurden in Qe­
schlossenen Apparaturen in organischen Lösemitteln 
hergestellt. 

Die festen Produkte wurden in sog. Trockenschränken 
getrocknet, gemahlen und verpackt. 

Eine Gesamtaufstellung der Produktionsliste wurde 
dem Ausschuß im Verlaufe der Beweisaufnahme vorge­
legt. 

Nach Aufdeckung der Einleitung massiv quecksilber­
verunreinigter Abwässer in den Vorfluter der Stadt 
Marktredwitz. die Kösseine, wurde der Betrieb der 
CFM ab Mitte 1985 stillgelegt. 

Die Maßnahmen zur Stillegung der CFM begannen am 
18.06.85. An diesem Tag wurde vom Wasserwirt­
schaftsamt Bayreuth zufällig eine Stelle in der Uferbö­
schung der Kösseine entdeckt, aus der Abwasser aus 
dem Betriebsgelände in die Kösseine floß. Obwohl in 
diesem Bereich praktisch keine Quecksilberkonzentra­
tion vorkommen dart, ergaben die Untersuchungen 
einer entnommenen Wasserprobe eine Konzentration 
an anorganischem Quecksilber von 168 mg Hg/I und an 
anorganischem Quecksilber von 37 mg/I. Eine Schlamm­
und Wasserprobe vom 19.06.85 ergab zusätzlich eine 
Konzentration an Quecksilber in der Trockensubstanz 
von 3770 mg/kg TS. Gleichzeitig erfolgte am 19.06.85 
der erste Bescheid des Landratsamtes Wunsiedl, der 
der CFM das Einleiten von Abwässern in die Kösseine 
untersagte. Weitere Bescheide des Landratsamtes 
Wunsiedl führten später zur endgültigen Stillegung der 
CFM. Ein später eingeleitetes Konkursverf8hren gegen 
die Firma CFM wurde eingestellt. Inzwischen ist die Fir­
ma erloschen. 

Die seit 1985 laufenden Aufräum- und Abbrucharbeiten 
haben bisher ca. 50 Mio. DM Kosten verursacht. Sie 
sind noch nicht abgeschlossen. Die endgültigen Ko­
sten sind noch nicht abzusehen. 

Gegen die Verantwortlichen der CFM hat die Staatsan­
waltschaft beim Landgericht Hof Ermittlungen eingelei­
tet, die - wie im Schlußbericht der CSU zutreffend dar­
gestellt - teils eingestellt wurden und teilweise zur An­
klage und zur Verurteilung durch das Landgericht Hof 
geführt haben. 

Ein weiteres von der Staatsanwaltschaft Hof eingeleite­
tes Verfahren gegen Behördenverantwortliche im Zu­
sammenhang mit Umweltdelikten durch die ehemalige 
Firma CFM wurde von der Staatsanwaltschaft am 
10.11.89 eingestellt. 

b) Die CFM beschäftigte in der für den Ausschuß maßgeb­
lichen Untersuchungszeit ca. 60-70 Arbeitnehmer. Die­
se Zahl sank Anfang 1985 durch Entlassungen auf ca. 
40 Arbeitnehmer. Die CFM nahm damit und aufgrund 
ihrer wirtschaftlichen Bedeutung für die Stadt Markt­
redwitz und als Umland eine nicht unbedeutende Stel­
lung ein. 
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2. Der Zustand und die Arbeitsbedingungen In der CFM 

Zum Zustand der CFM und zu den Arbeitsbedingungen 
der in dieser Firma Beschäftigten ergaben sich in der Be­
weisaufnahme folgende Erkenntnise: 

a) .Die Fabrikation erfolgt durchwegs in Betriebsgebäu­
den älteren Datums, die weder von der Bauausführung 
(z. T. Ziegelböden mit Fugen zwischen den einzelnen 
Steinen, Vertiefungen, mit Holzbohlen abgedeckte Gru­
ben, Rohr- und Sammelkanäle für Abwasser und dergl.) 
noch vom baulichen Zustand (Risse auch in Betonbö­
den, Putzschäden usw.) den Anforderungen entspre­
chen", so der Zwischenbericht des bayerischen Lan­
desinstituts für Arbeitsschutz vom 02.08.1974. 

b) Nach einer Betriebsbegehung der CFM am 04.05.77 hat 
der damalige Regierungsrat Dr. Rabl vom LFU den Zu­
stand der CFM in einem Vermerk vom 12.05.77 wie 
folgt beschrieben: 

„Bei einer Betriebsbegehung aus Anlaß einer Überprü­
fungsaktion hinsichtlich des Arbeits- und lmmissiOns­
schutzes in der o. g. Firma am 04.05.77 wurde festge­
stellt, daß in stillgelegten oder unbrauchbar geworde­
nen Anlageteilen sowie in mehreren baufälligen Lager­
schuppen größere Mengen unbrauchbär gewordener 
Chemikalien in teilweise stark beschädigten Gebinden 
lagern. Oie Lager werden nach Aussage des Betriebes 
derzeit aufgelöst. Über die Natur der Stoffe sowie die 
Art ihrer Beseitigung wurde von seiten der Betriebslei­
tung keine Angaben gemacht. Da der Betrieb fast aus­
schließlich Quecksilber- und Antimonverbindungen so­
wie Pflanzenschutzmittel produziert, ist nicht auszu­
schließen, daß sich auch toxische Stoffe darunter befin­
den. 

Oie Firma betreibt einen OestillatiOnsofen für quecksil­
berhaltige Produktionsrückstände, welcher während 
der Betriebsbegehung in Betrieb war. Dieser Ofen wies 
zumindest an der Beschickungstür starke Undichtigkei­
ten auf. Über die Wirkungsweise, den Wirkungsgrad 
des Ofens sowie den Schwermetallgehalt der Destilla­
tioiisrückstände wurden Einzelheiten nicht in Erfahrung 
gebracht. 

Da sich die Betriebsanlagen teilweise in ziemlich ver­
wahrlostem Zustand befinden und das Betriebsperso­
nal dem Anschein nach nicht überall die gebotene 
Sorgfalt aufbringt, erscheint eine Überprüfung der Fir­
ma Chemische Fabrik Marktredwitz hinsichtlich der Be­
seitigung produktionsspezifischer und anderer als Son­
dermüll zu behandelnder Abfall geraten.· 

c) Der Zeuge Gerd Albracht hat dem Ausschuß bei seiner 
Einvernahme ein Schreiben des Betriebsrates vom 
05.05.81 an die Geschäftsleitung der CFM zur Kenntnis 
gebracht, in dem es u. a. hieß: 

.Aufgrund des Gefahrenpotentials bestimmter Queck­
silberverbindungen sowohl für Arbeitnehmer als auch 
für die Bevölkerung (Trinwasser etc.) ist die Lagerung 
quecksilberhaltiger Rückstände und Präparate im 
freien in Eisenfässern und Blechkübeln zu beanstan­
den. Durch die die jahrelange Lagerung sind diese Kü­
bel zum Teil so zerfressen, daß Quecksilber und giftige 
Rückstände organischer und anorganischer Natur frei 
werden und auch weiterhin auslaufen können. 

Mitglieder des Betriebsrates sowie einzelne Kollegen 
bestätigen, daß vor ca. 3 Jahren quecksilberhaltige 
Braunsteinschlämme, rund 20 m3 , mit Quecksilberantei­
len von ca. 0,5-5%1 im Flavusraum in einer Grube, in 
der einmal ein Rührkessel gestanden hat, eingefüllt und 
mit einer Betonschicht abgedeckt wurden. Weiterhin ist 
zu beanstanden, daß quecksilberhaltige Schlämme in 
einem Hohlraum unter dem jetzigen Heizungskessel 
sowie in einem alten nicht mehr benutzten Kanalisa-

• 

tionsschacht der chemischen Fabrik in erheblichen 
Mengen abgelagert wurden. 

Außerdem wurde nach Inbetriebnahme der neuen Ab­
wasserreinigungsanlage im Jahre 75 bis heute mehr­
mals ungereinigtes Abwasser mit den entsprechenden 
giftigen Produktionsrückständen aus der alten Abwas­
serreinigungsanlage unbehand.elt in den Vorfluter abge­
leitet. 

Von besonderer Bedeutung für die Arbeitnehmer im 
Betrieb sind die nach wie vor erheblichen Gesundheits­
gefahren durch die Einwirkung gefährlicher Stoffe wie 
Benzol." 

d) Schließlich erstellte das bayerische Landesamt für Um­
weltschutz am 08.08.85 nach dem von ihm am 24. und 
26.06.85 durchgeführten Ortseinsichten bei der CFM 
folgenden Vermerk: 

„Oie Chemische Fabrik Marktredwitz stellte seit nahezu 
200 Jahren giftige Quecksilberverbindungen organi­
scher und anorganischer Natur her. Darüber hinaus fer­
tigt sie aus quecksilberhaltigen Produkten zahlreiche 
Zubereitungen an hochtoxischen Fungiziden, Herbizi­
den, Pestiziden und Insektiziden. Diese Zubereitungen 
werden in handelsüblichen Verpackungen vertrieben. 

Im Hinblick auf diese Produktionspalette, die einen be­
sonders sorgfältigen Umgang mit Stoffen erwarten läßt, 
waren die vorgefundenen Bestände besorgniserre­
gend: 

- Auf dem Hofgelände befand sich im nichtüberdach­
ten Bereich auf einer an die Abwasserkanalisation 
angeschlossenen Betumendecke unter ungeordnet 
abgestellten Fässern ein Kunststoffkanister mit Ar­
sensäure (quecksilberhaltig, ca. 10 1 Fassungsver­
mögen). Daneben stand ein ca. 30 1 fassender, un­
verschlossener und zur Hälfte aufgerissener Kunst­
stoffbehälter, der bis zur Mitte mit einer unbekann­
ten und auch vom Betriebsleiter nicht identifizier­
baren Flüssigkeit gefüllt war. 

- In einem Hallenbereich waren ein Abfülltisch sowie 
der umgebende Fußboden mit einem roten Pulver 
bestreut. Auf Befragen wurde nach der ersten Aus­
kunft, es handle sich lediglich um einen Farbstoff, 
festgestellt, daß an dieser Stelle Quecksilber, Saat­
beizmittel für Holland abgefüllt wurden. Oie Firma 
hatte am 16.04.83 angegeben, daß die Produktion 
von Hg-haltigen Saatbeizen eingestellt worden sei. 

- In den Betriebsräumen standen zwischen Gerümpel, 
Dreck und Staub viele Altgebinde aus Plastik, Metall 
usw., die nur teilweise mit Aufschriften versehen wa­
ren. festgestellt wurden u. a. Phenylquecksilberge­

. binde, Arsensäure verunreinigt mit Quecksilber, Sal­
petersäure, Essigsäure und vielen anderen Sub­
stanzen. 

- Bezüglich der Abwasserverhältnisse konnte folgen­
des festgestellt werden: 

In den alten Betriebshallen befinden sich in jedem 
Raum zumeist mehrere Bodenabläufe und Schächte, 
deren Zuordnung, wenn überhaupt nur schwer nach­
vollziehbar sein dürfte. In den meisten Senken und 
Schächten befand sich Schmutzwasser .... 

- Alle Anlagen befanden sich in einem technisch äu­
ßerst ungewarteten Zustand. Oie Hg-Destillations­
kammer und ihre Umgebung sind kontamin~rt mit 
metallischem Quecksilber. In der Kammer werden 
Kunststoffsäcke, Kunststoffbehälter, Blechemballa­
gen mit organischen und anorganischen Inhaltsstof­
fen etc. zur Rückgewinnung von Hg auf 400° erhitzt. 
Oie entstehenden Schwelgase gelangen über einen 
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Eisenrohrkühler ohne jegliche Temperatur- oder 
Kühlwassermengensteuerung in den Abgaswä­
scher II. Nach dem Kühler besteht über ein T-Stück 
die Möglichkeit, noch abgeschiedenes metallisches 
Quecksilber zurückzugewinnen. Unterhalb des T­
Stückes Sind am Fußboden erhebliche Megen von 
metallischem Quecksilber in Staub und Dreck vorge­
funden worden. 

- Zahlreiche Fässer und Gebinde, die in diesem Ofen 
behandelt werden sollten, sind in einem überdach­
ten Seitengang an der Grundstücksgrenze abge­
stellt. ... Bei der Art der Materialien kann nicht mehr 
von einer Wiederaufbereitung von quecksilberhalti­
gen Rückständen gesprochen werden. Hier handelt 
es sich um eine unerlaubte Verschwelung von Abfäl­
len undeffinierbarer Zusammensetzung. 

- Auf Empfehlung des LFU wurde am 26.06.85 der 
weitere Betrieb dieses Destillationsofens vom Land­
ratsamt untersagt, da nach den Erkenntnissen und 
Aussagen der Bediensteten der Ofen als Abfallbe­
seitigungsanlage zweckentfremdet worden ist.• 

Diese Zustandsbeschreibungen sind beispielhaft für den 
von verschiedenen Zeugen in der Beweisaufnahme ge­
schilderten Eindruck von den Betriebsverhältnissen in der 
CFM und ziehen sich wie ein roter Faden durch die ge­
samte vom Untersuchungsausschuß untersuchte Zeit 
(1974-1985). 

3. Die Belastungen der Arbeitnehmer 

a) Meßreihen und Untersuchungsergebnisse 

aa) Als Kriterien für die gesundheitliche Belastung 
quecksilberexponierter Arbeitnehmer gelten für die 
kollektive Belastung die von der Senatskommis­
sion zur Prüfung gesundheitsschädlicher Arbeits­
stoffe der deutschen Forschung - seit 1969 unter 
Vorsitz von Prof. Dr. Henschler - festgesetzten 
MAK (maximale Arbeitsplatzkonzentration) - Wer­
te und für die individuelle Belastung, die von der 
gleichen Kommission festgesetzten BAT-(biologi­
sche Arbeitsstofftoleranz-)Werte. 

Zwischen ihnen besteht - wie von Prof. Dr. 
Henschler bei seiner Einvernahme ausgesagt -
eine .nachvollziehbare Beziehung" dergestalt, daß 
bei Aufnahme von 0, 1 mg pro m' Quecksilber­
dampf in der Luft über eine 8-Stunden-Schicht am 
Ende dieser Schicht im Blut bzw. im Urin ein be­
stimmter Wert zu erwarten ist. Dabei geben die 
BAT-Werte genauer wieder, wieviel der einzelne 
tatsächlich aufgenommen hat. 

MAK- und BAT-Werte sind vorbeugend festgesetz­
te Kriterien. Prof. Dr. Henschler: .Wenn ~ über­
schritten werden, ist die Gefahr ge11eben, daß 
Krankheitszeichen auftreten." Mit der Uberschrei­
tung der Werte nimmt die Wahrscheinlichkeit zu. 
daß jemand Krankheitszeichen entwickelt. .Die 
Wahrscheinlichkeit steigt mit dem Ausmaß des 
Überschreitens, aber Rückschlüsse auf den indivi­
duellen Fall können nicht gezogen werden bis zu 
einer gewissen Grenze." Wegen der mangelnden 
Datenlage sei, so Prof. Dr. Henschler, der MAK­
Wert als wenig verläßlich zu bezeichnen und bedür­
fe dringend der Überprüfung. Angesichts des Wir­
kungscharakters von Quecksilber auf das empfind­
lichste Organ des Menschen, das Nervensystem, 
müsse der MAK-Wert noch besser begründet wer­
den. 

bb) Von 1974-1982 wurden in der CFM vom Landesin­
stitut für Arbeitsschutz und vom berufsgenossen-

schaftlichen Institut für Arbeitssicherheit insge­
samt 8 Meßreihen mit mehr als 100 Einzelmessun­
gen durchgeführt, deren Werte im Schlußbericht 
aufgeführt worden sind. ' 

Der relativierenden Beurteilung im Schlußbericht 
kann nicht gefolgt werden, da selbst kurzzeitige 
Überschreitungen die extrem schlechten Arbeits­
bedingungen in der CFM deutlich machen, und die 
Aufstellung zeigt, daß von 1974-1982 teilweise an 
100% der Meßstellen die MAK-Werte zum Teil er­
heblich überschritten waren und selbst 1982 bei 14 
von 28 Meßstellen der MAK-Wert zum Teil extrem 
überstiegen wurde. 

.Das relativierende Urteil im Schlußbericht trägt 
auch aus einem weiteren Grund nicht: bei Schad­
stoffmessungen in der Raumluft wird erst seit 1986 
nach der .Technischen Regel Gefahrstoffe" 
(TRGS 402) zwischen Kurz- und Langzeitmessun­
gen unterschieden. In der tatsächlichen Meßpraxis 
gab es diesen Unterschied auch schon davor. Es 
gab aber keine präzisen methodischen Vorschrif­
ten für die Bewertung des Gewichts von Kurz- und 
Langzeit-Expositionen bei der Bestimmung des 
Schicht-Mittelwerts. Zumindest die Messungen 
des berufsgenossenschaftlichen Instituts für Ar­
beitssicherheit (BIA) bei der CFM waren Stunden­
messungen, die auch kurzzeitige Spitzenbelastun­
gen einschlossen. Einen Hinweis auf die bestehen­
de Grundbelastung an den untersuchten Arbeits­
plätzen geben also diese Messungen auf jeden 
Fall. 

Wie ernst auch kurzzeitige MAK-Wert-Überschrei­
tungen genommen werden müssen, zeigt auch die 
dem Ausschuß von Prof. Dr. Henschler übergebe­
ne "arbeitsmedizinisch-toxikologische Begrün­
dung" für den derzeit geltenden MAK-Wert für 
Quecksilber. Es heißt dort: .Die Vermeidung kurz­
zeitiger Überschreitungen der Quecksilber-Kon­
zentration in der Atemluft und somit in der Lunge 
ist deshalb wegen der Gefahr der Ablagerung des 
Quecksilbers im Zentralnervensystem und der Nie­
re wichtiger als die Senkung des 8-Stunden-Durch­
schnittswerts. ~ 

cc) Unter Bezugnahme auf. die individuell genaueren 
und in der CFM festgestellten BAT-Werte der Ar­
beitnehmer hat selbst Prof. Dr. Helmut Valentin 
vom Institut für Arbeits- und Sozialmedizin der Uni­
versität Erlangen und Nürnberg mit Schreiben vom 
27.01.81 an die CFM die kritische Arbeitsplatz­
situation für die Arbeitnehmer in der CFM wie folgt 
geschildert: 

.Die Wahl der Meßgröße Quecksilber im Blut oder 
Urin darf nicht alternativ gesehen werden. In der 
Regel werden sich diese Parameter ergänzen. 
zweifelsohne müssen hier auch die verschiedenen 
Expositionsarten durch Quecksilber bzw. seine an­
organischen oder organischen Verbindungen und 
deren unterschiedliches toxikokinetisches Verhal­
ten berücksichtigt werden. 

Dieses Problem stellt sich insbesondere in ihrer 
Firma. Die Arbeitsplatzsituation ist dort besonders 
kritisch, da es sich um eine Mischexposition und 
um eine sehr diskontinuierliche Arbeitweise han­
delt." 

dd) 1971 gab der Hauptverband der gewerblichen Be­
rufsgenossenschaften .Berufsgenossenschaftliche 
Grundsätze für arbeitsmedizinische Vorsorgeun­
tersuchungen" bei der Gefährdung durch Queck­
silber heraus. Als tolerierbarer Wert der Quecksil-
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berkonzentration im Urin wurden weniger als 
100 Mikrogramm Hgil Urin angegeben. Seit 1981 
liegen die arbeitsmedizinisch zulässigen Grenzwer­
te für metallisches Quecksilber und Quecksilber in 
anorganischer Bindung bei 50 mg/I und 200 mg/I 
Urin und für Quecksilber in organischer Bindung 
bei 100 mg/I Blut. 

ee) Ergänzend zu den im Schlußbericht dargestellten 
Harn- und Blutuntersuchungen der Beschäftigten 
in der CFM ist auszuführen: Gerade die bis 1979 
festgestellten Überschreitungen waren besonders 
hoch, wie nachfolgend an den exemplarisch darge­
stellten Belastungen der Arbeitnehmer Kunz, Reul 
ausgeführt wird. Ergänzend zu dem im Schlußbe­
richt dargestellten Werten wurden noch folgende 
Höchstwerte festgestellt: 
1979 im Blut 430 µg/I, im Urin 1262 µg/I 
1980 im Blut 345 µg/I, im Urin 1840 µg/I 
1981 im Blut 203 µg/1, im Urin 1560 µg/I 
1984 im Blut 1984 µg/I, im Urin 1289 µg/1 

Daß es sich hierbei nicht um Sonderfälle gehandelt 
hat, ergibt sich aus einem Schreiben von Prof. Dr. 
H. Valentin vom 24.03.81 an das Kreiskrankenhaus 
Marktredwitz, Herrn Dr. med. Hans Wieding, in dem 
die Ergebnisse der Blut- und Urinuntersuchungen 
im Institut für Arbeits- und Sozialmedizin in Erlan­
gen enthalten und mit dem Satz kommentiert sind: 
"Wie üblich finden sich wieder einige sehr hohe 
Werte." 

3. b) Frühere Todesfälle In der CFM 

In der Beweisaufnahme konnte festgestellt werden, daß 
sich in den Jahren 1943/1946 und 1947 in der CFM 13 
quecksilberbedingte Todesfälle ereignet haben. 

Dies folgt zwe~elsfrei aus der Doktorarbeit des Herrn 
Albert Weiter, die 1949 unter Prof. Dr. Koelsch, dem da­
maligen Vorstand des bayerischen Instituts für Arbeits­
medizin in München vorgelegt worden ist._ 

Obwohl diese Doktorarbeit exemplarische Darstellun­
gen des Vergiftungsgeschehens enthält und Verhü­
tungsmaßnahmen - bezogen auf die Zeit 1949 - vor­
schlägt, mußte zur Kenntnis genommen werden. daß 
diese Doktorarbeit .und die zugrundeliegenden Fälle 
weder im Institut für Arbeits- und Sozialmedizin an der 
Universität Erlangen/Nürnberg unter der Leitung von 
Prof. Dr. Helmut Valentin noch dem Gewerbeaufsichts­
amt Bayreuth oder der Berufsgenossenschaft Chemie 
bekannt gewesen sind. 

Die einschlägigen Akten, aus denen sich Hinweise auf 
diese Todesfälle und die näheren Umstände ergeben, 
befanden sich im Keller des Gewerbeaufsichtsamtes 
Bayreuth und wurden erst nach Stillegung der CFM ge­
funden. 

3. c) Exemplarische Behandlung dar Fälla Kunz, Reul 

Da es dem Ausschuß nicht möglich war, alle Fälle mit 
deutlichen Anzeichen für Gesundheitsbeeinträchtigun­
gen in Folge von Quecksilberaufnahmen während der 
Arbeitszeit in der CFM zu überprüfen, wurde Wert dar­
auf gelegt, daß zumindest die Fälle Kunz und Reul so­
weit wie möglich aufgehellt werden konnten. 

aa) Der Zeuge Kunz war seit 1963 in der CFM be­
schäftigt. Er war Betriebsratsvorsitzender von 
1974-1978 und schied zum 31.03.85 aus der CFM 
aus. Der Zeuge Kunz kam von der BASF in Lud­
wigshafen und war als einer der ganz wenigen Ar­
beitnehmer in der CFM von der Ausbildung her mit 
dem Schwermetall Quecksilber und den dadurch 
möglichen Gefährdungen vertraut. 

Der Zeuge Kunz wurde 1975 und 1977 im Auftrag 
der BG Chemie von Prof. Dr. Valentin im Institut für 
Arbeits- und Sozialmedizin in Erlangen untersucht. 
Dabei sollte geklärt werden, ob bei ihm eine Be­
rufskrankheit vorliegen würde. Prof. Dr. Valentin 
verneinte das Vorliegen einer Berufskrankheit 
beide Male. 

Sein Gutachten vom 19.07.77 lag dem Ausschuß 
vor. In diesem heißt es auszugsweise: 

"In dem Gutachten haben wir insbesondere zu der 
Frage Stellung zu nehmen, ob es aus ärztlicher 
Sicht verantwortet werden kann, daß Herr Kunz bis 
Ende des Jahres im Unternehmen verbleibt. 

Vorgeschichte aufgrund der Aktenunterlagen: Die 
Meßprotokolle vom 18.11.76 und vom 09.02.77 zei­
gen an den meisten Meßstellen eine Überschrei­
tung der maximalen Arbeit~platzkonzentration für 
organische und anorganische Quecksilberverbin­
dungen. 

Jetzige Beschwerden: Weiterhin Unruhe, Nacht­
schweiß, Schmerzen und Taubreizgefühl in den Ar-: 
men und Beinen, häufig dumpfe bis stechende 
Stirn-Kopfschmerzen mit Zunahme zum Abend, 
besser im liegen, bisweilen Benommenheit und 
plötzliches Schwanken beim Gehen, weißfleckige 
und bläuliche Verfärbung der linken Hand und des 
linken Fußes bei Kälteeinwirkung. Bisweilen bela­
stungsunabhängige Stiche in d~r linken Brust, ver­
bunden mit Angstgefühl. Häufig trockener Mund, 
manchmal auch Speichelfluß, kein metallischer Ge­
schmack im Mund, keine Zahnbeschwerden. 

Diagnose: 1. Quecksilberbelastung ohne manife­
ste Vergiftungszeichen 

2. 

Beurteilung: Herr K. ist seit ca. 14 Jahren als Che­
miefachwerker in der Chemischen Fabrik Markt­
redwitz beruflich gegenüber verschiedenen und or­
ganischen Quecksilberverbindungen exponiert. 
Aus wiederholt durchgeführten Messungen der 
Raumluftkonzentrationen ist bekannt, daß die ma­
ximalen Arbeitsplatzkonzentrationen für organi­
sche und anorganische Quecksilberverbindungen 
an den meisten Arbeitsplätzen zum Teil beträcht­
lich überschritten werden. In den nahezu monatlich 
durchgeführten Überwachungsuntersuchungen 
fanden sich erhebliche Überschreitungen der der­
zeit gültigen Grenzwerte für Quecksilber im biolo­
gischen Material, im Urin und im Blut bei Herrn K. 
und den meisten seiner Arbeitskollegen. In unse­
rem Vorgutachten vom 07.07.76 konnten wir - ge­
messen an den gültigen Grenzwerten - zwar eine 
beträchtliche Quecksilberbelastung im Blut und 
Urin des Herrn K. feststellen, aufgrund des Fehlens 
charakteristischer subjektiver Beschwerden und 
objektiver Untersuchungsbefunde mußten wir aber 
das Vorliegen einer berufsbedingten Quecksilber­
vergiftung verneinen. 

Subjektiv und objektiv ist es bei Herrn K. gegen­
über der Voruntersuchung vom März 76 zu keinen 
wesentlichen Änderungen gekommen. Objektive 
Zeichen einer manifesten Quecksilbervergiftung 
sind bei Herrn K. w8iterhin nicht wahrscheinlich zu 
machen. 
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Gegenüber der Voruntersuchung vom März 76 ist 
mit einer jetzt festgestellten Quecksilberausschei­
dung mit dem Urin von 220 bzw. µmg/1 keine we­
sentliche Änderung der Ouecksilberbelastung fest­
zustellen. Dagegen ist eine deutliche Abnahme der 
Ouecksilberkonzentration im Blut festzustellen. 

Seit Jahren wird in der BRD eine Ausscheidung 
von 100 µmg Hg/I Urin als arbeitsmedizinisch tole­
rierbarer Grenzwert verwendet. Tatsache ist, daß 
dieser Grenzwert bisher toxikologisch nicht hin­
reichend begründet werden konnte. Nach neueren 
retrospektiven Untersuchungen ist mit manifesten 
Vergiftungserscheinungen erst bei einer mehrfa­
chen Überschreitung einer Quecksilberausschei­
dung mit dem l)rin von 500 µmg/I zu rechnen. 

Nun überschreitet Herr K. auch noch die von uns 
aufgrund arbeitsmedizinischer Erfahrungen als ak­
zeptabel angesehenen Grenzwerte in geringem 
Umfang. Weit höhere Überschreitungen dieser 
Grenzwerte finden sich aber bei den meisten Ar­
beitskollegen des Herrn K. - ebenfalls ohne mani­
feste Zeichen einer Quecksilbervergiftung. Auf­
grund der auch in den von uns vorgeschlagenen 
Gre,nzwerten enthaltenen großen Sicherheitsspan­
ne erscheint es vertretbar, Herrn K. bis zum Schluß 
der Sanierungsmaßnahmen Ende des Jahres an 
dem Arbeitsplatz zu belassen, sofern die monatlich 
durchzuführenden Überwachungsuntersuchungen 
der Ouecksilberausscheidung mit dem Urin keine 
erhebliche Zunahme der Belastungstendenz, ins­
besondere ein Überschreiten der kritischen Kon­
zentration von 500 µg Hg/I Urin bzw. pro Gramm 
Kreatinin erkennen lassen.• 

Aufgrund dieses Gutachtens übernahm der Zeuge 
Kunz in der CFM wieder seinen alten Arbeitsplatz 
und arbeitete mit erhöhten Quecksilberwerten im 
Körper weiter. Eine am 23.08.80 von Prof. Dr. Va­
lentin und seinem Institut durchgeführte Untersu­
chung ergab wieder Werte von 101 µg/I im Blut 
und 448 µg/I im Urin. Irgendwelche Folgerungen 
wurden hieraus nicht gezogen. 

bb) Der Arbeitnehmer Arthur Reul war ca. 3 Jahre, zu­
letzt in der Quecksilberbeize der CFM beschäftigt 
und War damit einer der am meisten exponierten 
Person im Umgang mit anorganischen und organi­
schen Quecksilberverbindungen. Die Blut- und 
Urinuntersuchungen, die von 1978 bis Dezember 
1980 bei ihm vorgenommen worden sind, ergaben, 
daß die BAT-Werte sowohl bei Blut als auch bei 
Urin ständig und zum Teil um mehr als das Neunfa­
che überhöht gewesen sind. Die zuletzt im Dezem­
ber 1980 vorgenommenen Untersuchungen erga­
ben 345 µg/I Blut und 1840 µg/I Urin. Dennoch 
wurde eine Änderung seines Arbeitsplatzes nicht 
vorgenommen. Er verstarb im Mai 1981. 

Sein Fall war auch im Institut für Arbeits- und So­
zialmedizin in Erlangen noch zu seinen Lebzeiten 
gut bekannt, denn mit Schreiben vom 13.07.79 hat­
te Prof. Dr. Valentin das Krankenhaus Marktredwitz 
darauf aufmerksam gemacht, daß • insbesondere 
bei den Herren ... , Arthur Reul und ... der arbeits­
medizinisch/tolerierbare Grenzwert überschritten 
wird•. 

Dennoch wurde weder von der CFM noch von den 
behandelnden Ärzten eine Anzeige an die Berufs­
genossenschaft erstattet, so daß diese sich erst 
mit Schreiben vom 19.08.81 bei der CFM erkundi­
gen mu8te, was es mit diesem Fall auf sich habe. 

Der Fall Reul wurde mit der Diagnose Herzinfarkt 
abgeschlossen, wobei die Verbindung zu einer Be­
rufskrankheit ausgeschlossen worden ist. Hierbei 
sollen nach Angaben des Zeugen Loch Gutachten 
der Herren Prof. Dr. Henschler, Prof. Fort und Prof. 
Dr. Valentin eine Rolle gespielt haben. 

II. Die Zuständigkeit der für Abhlllemaßnahmen 
Verantwortllchen und die Bewertung der getroffenen 

oder unterlassenen Maßnahmen 

1. Die Betrlebsleltung der CFM 

Die Betriebsleitung hat für den nach der Aussage einer 
Vielzahl von Zeugen und nach der Beschreibung in vielen 
Schriftstücken .katastrophalen Zustand" der CFM sicher 
die entscheidende Rolle gespielt. 

Sie ist den vom Gesetzgeber oder von den Verwaltungen 
in sie gesetztes Vertrauen nicht nur nicht nachgekommen, 
sondern hat dieses zum Teil nachweisbar bewußt ge­
täuscht. 

Im Bereich der arbeitsmedizinischen Fürsorgepflicht für 
ihre Arbeitnehmer ist sie den gesetzlichen Anforderungen 
nicht nachgekommen: 

a) Die nach der Arbeitsstoff- bzw. Gefahrstoffverordnung 
vorgesehene Umsetzung quecksilberbelasteter Arbeit­
nehmer wurde nicht oder nur nachlässig vorgenom­
men. 

b) Bei Verdacht auf Vorlegen berufsbedingter Krankheiten 
oder Todesfälle wurde wie im Fall Reul keine Anzeige 
an die Berufsgenossenschaft erstattet. 

c) Mit dern Betriebsrat wurde keine vertrauensvolle Zu­
sammenarbeit gesucht, im Gegenteil. Man hat sich be­
müht, diesen auszuschalten und etwa bei Betriebsbe­
gehungen nicht zu beteiligen; auf Anmahnungen wurde 
nicht oder nur nachlässig reagiert. 

d) Gesundheitsbedeutsame hygienische oder technische 
Maßnahmen (Wasch-Dusch-Schwarzweißanlagen, Her­
stellung produktionsgerechter Fußböden, Installation 
der notwendigen Absauganlagen) wurden jahrelang 
verzögert. 

Die Ämter und Behörden wurden zum Teil bewußt ge­
täuscht: 

a) Vor Revisionen und Messungen wurde die Produktion 
zur Verhinderung korrekter Messungen herabgefahren 
und der Betrieb ausnahmsweise gereinigt. 

b) Nicht die Gewerbeaufsicht, aber andere zuständige Be­
hörden wurden über die in der Firma hergestellten Pro­
dukte getäuscht (z. B. Saatbeizherstellung), mit der 
Folge, daß notwendige Abluftanlagen, wie Teil III der 
vorgeschriebenen Abluftanlage nicht gebaut werden 
mußte. 

c) Selbst bei der Herstellung des neuen Kanalsystems 
wurden unrichtige Kanalpläne vorgelegt. 

d) Bei der Einleitung von Bet.riebsabwässern in die Kös­
seine wurden ungenaue Eigenmeßinstrumente verwen­
det. 

e) Bei Betriebsrevisionen durch die BG und das Gewerbe­
aufsichtsamt wurden bestimmte Produktionsteile der 
Firma versperrt und waren für die kontrollierenden Be­
amten unzugänglich. 

Dies hat der Zeuge Kunz, der 22 Jahre in der Fa. CFM be­
schäftigt gewesen ist und 4 Jahre lang Betriebsratsvorsit­
zender war, mit gro8er Festigkeit bestätigt. 

Auch wenn die Zeugen Enge, Dr. Kellner und Friedl sich 
an gesperrte Werksbereiche nicht erinnern konnten, 
spricht für die Richtigkeit der Aussage Kunz', daß sich 
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auch aus dem Protokoll der Betriebsbesichtigung vom 
15.10.81, an der u. a. der Beamte der Gewerbeaufsicht 
und der staatliche Gewerbearzt teilgenommen haben, daß 
in diesem' Fall der ganze 4. Stock für die Teilnehmer der 
Betriebsbegehung nicht zugänglich gewesen ist. 

Im übrigen hat auch der Zeuge Albracht die Aussage 
Kunz' bestätigt. 

2. Betriebsrat 

a) Der Betriebsrat hatte sich durch seinen ehemaligen 
Vorsitzenden, den Zeugen Kunz, schon mit Schreiben 
vom 12.03.74 an das bayerische Landesinstitut für Ar­
beitsmedizin in Bayreuth, Herrn Medizinaldirektor 
Dr. Pfab gewandt und nachdrücklich um ein Einschrei­
ten und Durchgreifen der zuständigen Behörden gebe­
ten. Mit aller Deutlichkeit hatte der Betriebsratsvorsit­
zende Kunz in diesem Schreiben auf die Dringlichkeit 
der Sache und die Nachlässigkeit der Betriebsleitung 
hingewiesen: 

"Die uns vorliegenden Untersuchungsergebnisse vom 
bayerischen Landesinstitut für Arbeitsmedizin sowie 
der Laboranalysen des Instituts für Arbeits- und Sozial­
medizin in Erlangen lassen ~n aller Deutlichkeit erken­
nen, daß hinsichtlich der gefundenen Werte eine echte 
Gefährdung gegeben ist und somit von kompetenter 
Seite Maßnahmen zur Verhütung von entstehenden Be­
rufskrankheiten anzuordnen und zu ergreifen sind." 

b) In einem weiteren Schretben an den Zeugen Dr. Pfab 
nahm der Betriebsratsvorsitzende Kunz Bezug auf ein 
vorangegangenes Gespräch mit Prof. Dr. Valentin und 
mahnte die Durchführung der gesetzlich vorgesehenen 
Maßnahmen an: 

.Das Gespräch mit Herrn Prof. Dr. Valentin brachte 
dem Betriebsrat nicht die Erkenntnis als würde dieser 
namhafte Toxikologe mit Ihrer Auffassung übereinstim­
men, daß zur Vermeidung von Krankheiten durch 
Quecksilber oder seine Verpindungen Maßnahmen er­
griffen werden müssen, welche dazu führen, daß die 
von der Arbeitsmedizin gestellten Anforderungen der 
jetzigen Jahre von den gewerblichen Betrieben ertüllt 
und konsequent eingehalten werden." 

Er erbat Klarheit darüber, ob die vom Gewerbeamt ver­
fügten Auflagen uneingeschränk Gültigkeit haben, 
denn es erschien ihm ftunverständlich, daß mehrere Be­
schäftigte trotz zweier vorliegender Untersuchungser­
gebnisse nach wie vor ihre Tätigkeit ausüben, obwohl 
ihnen eine zeitweilige Umsetzung auf quecksilberfreie 
Arbeitsplätze angeordnet worden war". 

Obwohl der Zeuge Kunz um Antwort an seine Privatan­
schrift nachgesucht hatte, erhielt er unter dem 18.11.74 
an die Firmenanschrift die lapidare Antwort von Medizi­
naldirektor Dr. Pfab aus dem Bayerischen Landesinsti­
tut für Arbeitsmedizin, Zweigstelle Bayreuth: 

.Um gesundheitliche Gefahren der Belegschaftsmit­
glieder abzuwenden, wurden vom Gewerbeaufsichts­
amt Bayreuth und von der Berufsgenossenschaft ent­
sprechende Auflagen gemacht. Wenn diese Auflagen 
voll durchgefjlhrt sind, dürfte mit Wahrscheinlichkeit 
eine erhöhte Quecksilberaufnahme nicht mehr gege­
ben sein. Da Sie auch von den Auflagen der betreffen­
den Behörden Kenntnis haben, steht es Ihnen zu, zu 
prüfen, inwieweit diese befolgt sind." 

Form und Inhalt dieses Schreibens dürfte das Vertrau­
en des Betriebsrates in ein zügiges staatliches Handeln 
nicht gerade gefördert haben. 

c) Dennoch hatte sich der Zeuge Kunz nochmals unter 
dem 16.04.75 an die Berufsgenossenschaft Chemie, 
Herrn Dipl.-Chemiker Friedl gewandt, auf .zwei quecksil-

berbelastete Arbeitskollegen hingewiesen, um deren 
umgehende Untersuchung gebeten und das zögerliche 
Verhalten der Behörden moniert: 

„Nach Jahren einer äußerst schleppenden Handhabung 
seitens der be-hördlichen Organe ist es an der Zeit, im 
Interesse der Antragsteller zu handeln." 

d) Mit dem Betriebsratsvorsitzenden Kunz schied 1978 
der einzige in chemischen Fragen versierte Kollege aus 
dem Betriebsrat aus. 1980 wandte sich der Betriebsrat 
deshalb hilfesuchend an die IG Chemie, Papier, Kera­
mik, Hauptverwaltung Hannover. Von dieser wurde der 
Zeuge Albracht, als technischer Chemiker, Leiter der 
Abteilung Umweltschutz im Hauptvorstand der IG Che­
mie, eingeschaltet. Dieser schätzte die Zustände in der 
CFM nach einer ersten Besichtigung als .katastrophal" 
ein und wandte sich deswegen sowohl an das zuständi­
ge Vorstandsmitglied der IG Chemie als auch an die 
Geschäftsführung der BG Chemie in Heidelberg. Am 
26.05.81 informierte er schriftlich und mündlich den Ge­
fahrstoffreferenten am Arbeitsministerium in München, 
Herrn Deimer, und teilte mit, daß die IG Chemie beab­
sichtige, gegebenenfalls Anzeige zu erstatten bzw. alle 
Behörden an einen Tisch zu holen. "Dies habe er ge­
tan" - so der Zeuge Albracht - , weil sich für ihn her­
ausgestellt habe, daß die CFM einer der belastetsten 
Betriebe sei und hier dringend von Grund auf etwas 
passieren müsse. Dabei müsse ein ganzes Maßnahme­
bündel festgeschrieben werden und die Maßnahmen 
später auch kontrolliert werden." 

e) Das vom Zeugen Albracht angestrebte Gespräch, das 
er als Außenstehender nur anregen konnte, kam end­
lich am 29.09.81 zustande. An ihm nahmen Vertreter 
der GAA Bayreuth, der CFM, des Betriebsrates, der IG 
Chemie, des Landesinstituts für Arbeitsmedizin, Zweig­
stelle Nürnberg, des Instituts für Arbeits- und Sozial­
medizin der Universität Erlangen-Nürnberg, der BG 
Chemie und die künftige Betriebsärztin Frau Dr. Saure 
teil. 

Das vom Zeugen Albracht vorgestellte Sanierungskon­
zept hatte folgenden Inhalt: 

aa) Arbeitsplatzkonzentrationsmessungen, wobei ein 
vorbereitendes Gespräch mit den zuständigen Auf­
sichtsdiensten vorausgehen sollte. 

bb) Auswertung der bisherigen arbeitsmedizinischen 
Ergebnisse durch die ab 01.10.81 tätige Betriebs­
ärztin. 

cc) Technische Maßnahmen 

dd) Hygienische Maßnahmen 

ee) Kontrolle der durchgeführten Maßnahmen und In­
formation darüber an die beteiligten Stellen und an 
den Betriebsrat 

Dieser Vorschlag sollte nach Darstellung des Zeugen 
Albracht durchsetzen, daß die BAT- und MAK-Werte 
nicht dazu da sind, nbeliebig" überschritten zu werden, 
also nicht die Arbeitnehmer dort einfach mit Belastun­
gen aufzupumpen, sie dann umzusetzen und wieder in 
einen quecksilberbelasteten Bereich zu setzen und 
zum Schluß eigentlich nur eine Analyse nach der ande­
ren gemacht zu haben, ohne zu Konsequenzen gekom­
men zu sein." 

Allerdings habe es, so Albracht, .einen Zeitpunkt gege­
ben, wo ich von örtlicher Seite Hinweise bekommen ha­
be, daß es innerhalb Bayerns bezüglich der Realisie­
rung dieses Konzepts knirscht, und zwar von verschie­
densten Seiten". 

Diese vielfältigen Aktivitäten des Betriebsrates der CFM 
lassen deutlich werden, daß dieser die ihm möglichen 
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Maßnahmen ausg~schöpft und dazu beigetragen hat, daß 
die Berufsgenossenschaft Chemie und das Gewerbeauf­
sichtsamt Bayreuth bis hinauf zum Arbeits- und Sozialmi­
nisterium in München über die Zustände in der CFM infor­
miert und zur Abhilfe dringend und unter Einbringung 
eigener Vorschläge aufgefordert worden sind. 

3. Gewerbeaufsicht und Berufsgenossenschaft Chemie 

a) Die Zuständigkeit der Gewerbeaufsicht in Bayern, ihr 
Verantwortungsbereich und ihre unmittelbare Unter­
stellung unter das Staatsministerium für Arbeit- und 
Sozialordnung sowie Art und Zahl der Revisionen und 
die betroffenen Maßnahmen, sowie die Tätigkeit des 
Landesinstituts für Arbeitsschutz und des Landesinsti­
tuts für Arbeitsmedizin werden im Schlußbericht darge­
stellt. Dies gilt auch für die Tätigkeit der Berufsgenos­
senschaft Chemie. 

Allerdings kann die Tätigkeit der Gewerbeaufsicht in 
Bayern nicht von der Tätigkeit der Berufsgenossen­
schaft isoliert betrachtet werden. 

Die Verpflichtung zum Erfahrungsaustausch und zur 
gegenseitigen Unterrichtung folgt aus §§ 3, 7 der Allge­
meinen Verwaltungsvorschrift vom 26.07.68. 

b) Von 1974-1985 fanden in der CFM 64 Betriebsbesichti­
gungen des Gewerbeaufsichtsamtes Bayreuth statt, 12 
davon gemeinsam mit der Berufsgenossenschaft Che­
mie. Zu 34 Begehungen war auch der Betriebsrat gela­
den worden. 

Die Zahl der Revisionen war damit sicherlich ausrei­
chend. Bedenklich allerdings erscheint, daß diese Revi­
sionen zu einem großen Teil ohne wirksame Kontrolle 
der angeordneten Maßnahmen geblieben sind. 

Beispielhaft ist hierfür das Verhalten von Gewerbeauf­
sicht und Berufsgenossenschaft Chemie nach Be­
kanntwerden der katastrophalen Meßergebnisse vom 
Mai 1974. 

Fast wortgleich forderten das Gewerbeaufsichtsamt 
Bayreuth mit Schreiben vom 27.08.74 - unter Hinweis 
auf eine Anordnung vom 04.07.74 - und die Berufsge­
nossenschaft Chemie mit Schreiben vom 24.06.74 ver­
schiedene Absauganlagen, einen geeigneten Boden in 
den Fabrikationsräumen und Maßnahmen, um zu ver­
hindern, daß weiterhin Quecksilber in die Abwässerk­
anäle gelangen kann. Doch weder diesen Schreiben 
noch den Fristsetzungen wurde Nachdruck verliehen. 

Daraus folgte, daß nach der knapp drei Jahre später er­
neut erfolgten Messung das Gewerbeaufsichtsamt mit 
Schreiben vcim 04.03.77 klagte: .Aufgrund der zum Teil 
erschütternden Meßergebnisse des STF über die 
Ouecksilberkonzentrationen, vor aJlem auch in den jet­
zigen Sozialanlagen, sind die Pläne für das endgültige 
Bauvorhaben unverzüglich in Angriff zu nehmen und 
bis spätestens 17.05.77 dem Gewerbeaufsichtsamt 
Bayreuth vorzulegen. Andernfalls muß mit der Einlei­
tung von Zwangsmaßnahmen gerechnet werden, da ein 
Weiterbetrieb verschiedener Betriebsabteilungen aus 
Gründen des Arbeitsschutzes nicht mehr verantwortet 
werden kann." 

Nahezu identisch damit mahnte auch die Berufsgenos­
senschaft Chemie mit Schreiben vom 01.03.77 die Pla­
nung der schon drei Jahre zuvor geforderten Absaug­
anlagen an und drohte: 

"Die Planung ist mit äußerster Anstrenung voranzubrin­
gen, da bei einer Nichterfüllung der wesentlichen Aufla­
gen noch in diesem Jahr die Schließung besonders ge­
fährdeter Betriebsabteilung erwogen werden müßte." 

Fünf Jahre nach den Aufforderungen von 1974 wurden 
Teile der Absauganlage im Jahr 1979 errichtet, aller­
dings ohne Teil III der Anlage, weil die CFM fälschlicher­
weise behauptet hatte, daß man die Herstellung von 
Saatbeize aufgegeben habe. 

c) Trotz Installierung der Absauganlagen war der vom 
Zeugen Albracht 1981 gewonnene Eindruck so misera­
bel und waren die hygienischen und medizinischen 
Maßnahmen in der CFM so schlecht, daß dies ihn zur 
Vorsprache beim Bayerischen Staatsministerium für Ar­
beit- und Sozialordnung veranlaßte. Für den Zeugen 
Albracht war klar, daB trotz der bisher getroffenen Maß­
nahmen die CFM „einer der belastetsten chemischen 
Firmen war und dringend etwas zur generellen Sanie­
rung getan werden mußte. „ 

Für die zögerliche Haltung der GAA bei der Durchset­
zung technischer Maßnahmen mag beigetragen haben, 
daß vor allem der Gewerbearzt Dr. Bühlmeyer selbst 
bei der Besprechung am 29.09.81 noch nachdrücklich 
den hygienischen Maßnahmen Vorrang vor allen techni­
schen Maßnahmen gegeben hatte. 

Zu dem zögerlichen Verhalten der GAA und der BG 
mag weiter beigetragen haben, daß von medizinischer 
Seite - insbesondere auch von Prof. Dr. Valentin - die 
quecksilberbedingten Belastungen und Gefährdungen 
der Arbeitnehmer in der CFM - nach Auffassung der 
Arbeitnehmer und ~des Betriebsrates - herabgespielt 
worden sind. 

d) Jedenfalls führten die jahrelang hinausgezögerten Sa­
nierungsmaßnahmen und die mangelnde Bereitschaft, 
eine Generalsanierung vorzunehmen, dazu, daß letzt­
lich in der CFM gar keine wirksame Arbeitsplatzände­
rung für die belasteten Arbeitnehmer vorzunehmen 
war. 

Die Betriebsärztin Frau Dr. Saure hat dies wie folgt ge­
schildert: "Sie wissen sicherlich zur Genüge, wie 
schwierig es in einer so kleinen Firma mit derartiger 
Fertigung ist, e_inen quecksilberarmen oder gar einen 
quecksilberfreien Arbeitsplatz zu finden, wenn man da 
nicht jemanden im Büro beschäftigen kann. Es gab da 
zu der Frage, ob jemand weg muß vom Arbeitsplatz 
oder wenigstens vorübergehend weg muß, einige Hilfs­
konstruktionen von uns aus. Das war die Frage, ob 
der Hausarzt mal eine Arbeitsunfähigkeit wegen einer 
anderen Erkrankung, z.B. Wirbelsäulenleiden, Bronchi­
tis, Zuckerkrankheit, eine Zeit der Krankschreibung 
veranlassen kann - dann ist jemand nämlich auch vom 
Arbeitsplatz weg -, ob vielleicht ein Heilverfahren be· 
antragt ist und ins Haus steht, was vielleicht noch et­
was beschleunigt werden kann, ob der Urlaub ins Haus 
steht oder ob er jetzt genommen werden kann. Dann 
kommt erst die Frage nach einem echten Arbeitsplatz­
wechsel, der nur ganz selten möglich war." 

Damit wurde im Betrieb der CFM praktisch permanent 
gegen das Umsetzungsgebot von einem gefährdeten 
Arbeitsplatz zu einem unbelasteten verstoßen. 

e) Nach dem von den Verfassern des Minderheitenberich­
tes gewonnenen Eindruck aus der Beweisaufnahme, 
waren die Zeugen Enge und Dr. Kellner bemüht, mit . 
sukze~siven Maßnahmen die gröbsten Mißstände in der 
CFM zu beseitigen. Allerdings war beim Zeugen Enge 
schon bei seiner ersten Betriebsbesichtigung im April 
74 der Eindruck entstanden, daß schon damals eine 
Generalsanierung der Firma notwendig gewesen wäre. 

Seine Situation hat der Zeuge Enge selbstanschaulich 
geschildert: 

„Diese ganzen Maßnahmen waren ja auch mit immen­
sen Kosten verbunden, und die Firma hatte damals 
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rund 60 Beschäftigte, so daß man eine Gradwanderung 
zwischen Erhalt der Arbeitsplätze einerseits und Ge­
sundheitsschutz andererseits gemacht hat, wobei man 
natürlich immer die immensen Kosten, die damit ver­
bunden waren, diese ganzen Maßnahmen durchzufüh­
ren, im Auge behalten hat. „ 

Immerhin war der vorgefundene Zustand für den Zeu­
gen Enge so beeindruckend, daß er dies 1974 in einem 
Vierteljahresbericht an das Staatsministerium für Ar­
beits- und Sozialordnung gemeldet hat: 

• Ich habe das erstmalig gemeldet, weil das eben ein 
dicker Fisch war, und dann habe ich eben versucht, ge­
meinsam mit den Medizinern und mit der Berufsgenos­
senschaft die Firma auf einen entsprechenden Stand in 
Punkto Arbeitsschutz zu bringen. „ 

Eine Reaktion auf diesen Bericht erfolgte nicht, und 
das Thema CFM wurde in den folgenden Jahren vom 
Zeugen in weiteren Berichten nicht mehr an das Mini­
sterium herangetragen. 

Auch der Zeuge Kellner hat sich als Nachfolger des 
Zeugen Enge ab 1977 weitgehend wie dieser verhalten. 
Von seinem Amt her konnte er keine große Unterstüt­
zung zu entscheidenden Maßnahmen bekommen, da 
sein Amtsleiter, der Regierungsdirektor Fiebinger, den 
besonderen Gefährdungsgrad der CFM zwar nach 
eigenen Worten erkannt, hieraus aber keine besonde­
ren Konsequenzen gezogen und auch das Staats­
ministe-rium für Arbeit- und Sozialordnung nicht beso­
ders unterrichtet hat. 

f) Die Tatsache, daß das Staatsministerium für Arbeit­
und Sozialordnung nur sporadisch von den besonde­
ren Umständen der CFM erfahren hat, fällt in den Ver­
antwortungsbereich des Ministeriums. Das StMAS hät­
te schon 1974 bei Vorlage des Vierteljahresberichtes 
durch das GAA Bayreuth mit den drastischen Hinwei­
sen auf die Arbeitsschutzprobleme in der CFM hierauf 
reagieren müssen. 

Spätestens seit der energischen Vorsprache des Zeu­
gen Albracht im Mai 1981 und seit dem Sanierungsge­
spräch am 29.09.81 konnte sich das Ministerium aber 
nicht mehr auf mangelnde Kenntnis berufen. Es wurde 
seitens des StMAS dennoh weder zu einer zügigen 
Durchführung des vom Zeugen Albracht erbetenen Ge­
sprächs noch zur Durchführung der in diesem Ge­
spräch vorgeschlagenen umfassenden Sanierungsmaß­
nahmen und deren Erfolgskontrolle beigetragen. 

Vor allem muß der Vorwurf erhoben werden, daß Ge­
werbeaufsichtsamt und Berufsgenossenschaft Chemie 
angesichts der evidenten und für jeden Besucher der 
CFM sichtbaren umweltgefährdenden Zustände in der 
CFM die für den Umweltschutz zuständige Behörde 
hiervon nicht verständigt wurde, was durchaus auch 
unter Wahrung des § 193 b Gewerbeordnung hätte ge­
schehen können. 

So nimmt nicht Wunder, daß die Kripo Hof nach Auf­
deckung der Vorgänge im Bericht vom 3.10.85 formu­
liert hat: 

.Sicher ist, daß sowohl das Gewerbeaufsichtsamt Bay­
reuth (Dr. Kellner) und auch Vertreter der Stadt Markt­
redwitz, unter anderem auch der Oberbürgermeister 
der Stadt Marktredwitz, nach eigenem Bekunden zu­
mindest den größten Teil des Betriebes und seine Ein­
richtungen kannten. Aus den Zeugenvernehmungen 
von Betriebsangehörigen geht hervor, daß offensicht­
lich gerade bei Besichtigungen/Überprüfungen durch 
das Gewerbeaufsichtsamt Bayreuth .Potemkinsche 
Dörfer" gebaut wurden. Anders ist es nicht erklärbar, 
wie gravierende Mängel in all den hier aufgeführten 
Komplexen nÜbersehenN wurden. „ 

g) Einzig dem eigenen Verantwortungsbereich der Gewer­
beaufsicht ist allerdings zuzuschreiben, daß nie Wert 
darauf gelegt worden ist, in die Gesundheitsdatei der 
Arbeitnehmer der CFM Einblick zu nehmen und damit 
eine gesetzlich vorgesehene Erkenntnisquelle nicht 
oder nur unzureichend berücksichtigt werden konnte. 

h) Es kann nicht nachvollzogen werden, warum Dr. Kellner 
vom Gewerbeaufsichtsamt Bayreuth mit Brief ans 
Landratsamt Wunsiedel vom 21.09.83 die CFM aus der 
Sicht des Arbeitsschutzes von der Unterstellung unter 
die Störfallverordnung ausgenommen wissen wollte . 
Die CFM hatte diese Befreiung beim Landratsamt be­
antragt, weil bei ihr statt der .störfallverordnungspflich­
tigen" 10000 kg Chlor nur 3000 kg gelagert würden. 
Diese Befreiung des Problembetriebs CFM von den 
Kontrollen und Auflagen nach der Störfallverordnung 
erscheint um so unverständlicher, als die Zeugen vom 
Gewerbeaufsichtsamt den Eindruck schilderten, daß 
sich bald danach der .allmähliche Zerfall der technisch/ 
organisatorischen Ordnung des Betriebs, verursacht 
durch die immer schwieriger gewordene wirtschaftliche 
Situation~ abgezeichnet habe. 

Ebenso unverständlich mußte bleiben, daß der Leiter 
der Gewerbeaufsichtsabteilung im bayerischen Staats­
ministerium für Arbeit und Sozialordnung das Verhalten 
des zuständigen Beamten im Gewerbeaufsichtsamt 
Bayreuth auch im nachhinein noch ausdrücklich gut­
hieß, mit der Begründung, der Betrieb sei genügend 
überwacht worden. 

i) Als krasses Fehlverhalten ist auch die Entscheidung 
des Leiters des Bayreuther Gewerbeaufsichtsamtes zu 
werten, sich an einer gemeinsamen Behördenbe­
standsaufnahme zu den Arbeitsschutz- und Umwelt­
problemen bei der CFM unter Berufung auf die Ge­
heimhaltungspflicht nach § 139 b Gewerbeordnung 
nicht zu beteiligen. Eine solche Beteiligung hatte die 
Regierung von Oberfranken im August 1984 vom Ge­
werbeaufsichtsamt erbeten. Dies war in einer Situation, 
wo zum erstenmal intensiv über Möglichkeiten des 
rechtlichen Vorgehens gegen den weiteren Betrieb der 
CFM nachgedacht wurde. Der Leiter der Bayreuther 
Gewerbeaufsicht berief sich unter Bezug auf Punkt 2.7 
der Bekanntmachung des Bayerischen Arbeits- und 
Sozialministeriums über die Geheimhaltungspflicht der 
Gewerbeaufsichtsbeamten vom 7.11.80, wonach die 
Verschwiegenheitspflicht entfällt in .Fällen, in denen 
nach Weisung des Staatsministeriums übergeordnete 
Gesichtspunkte von bedeutendem öffentlichem Belan_g 
eine Weitergabe von Angaben über Geschäfts- und Be­
triebsverhältnis dringend erfordern• auf die Rfehlende 
Weisung• des Staatsministeriums. Dagegen hat der im 
Ministerium für die Gewerbeaufsicht zuständige Refe­
rent keine übergeordneten Gesichtspunkte von bedeu­
tendem öffentlichem Belang darin erkennen können, 
eine Gesamtschau der Situation im und um die CFM 
zustande zu bringen und hat das für den Zeitpunkt ein 
Jahr vor der Stillegung im Rückblick noch einmal 
unterstrichen. 

Ein so krasses Fehlabwägen zwischen dem öffentli­
chen Interesse an umfassender Aufklärung und Be­
standsaufnahme der Lage in und um Problembetriebe 
und der privatrechtlichen Schutzklausel des Geheim­
haltungsparagraphen 139 b der Gewerbeordnung ver­
liert auch dadurch nicht seine Bedeutung, daß die Ge­
~eimhaltungspflicht seit kurzem gelockert worden ist. 

k) Die Gewerbeaufsicht hat durchgreifende Verbesserun­
gen beim Staubschutz an den Arbeitsplätzen in der 
CFM geradezu verhindert, weil sie ihre Zustimmung da­
zu erteilt hat, daß die Firma eine immissionsschutz­
rechtlich genehmigte und aus Arbeitsschutzgründen 
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geforderte Abluftanlage III drei Jahre lang - von 1978 
bis 1981 nicht gebaut, ihr nicht einmal in Auftrag gege­
ben hat. Zwar ist auch das Landratsamt als Genehmi­
gungsbehörde in Fragen der Luftreinhaltung erst mit 
jahrelanger Verzögerung darauf aufmerksam gewor­
den, daß diese Absauganlage, für die die CFM 1979 
eine Bauvollendungsanzeige eingereicht hatte, gar 
nicht errichtet worden war. Offenbar hat zu dieser An­
lage auch keine Bauabnahme stattgefunden, oder die 
Abnahme war so ober1\ächlich, daß das Fehlen eines 
ganzen Aggregats dabei übersehen wurde. Aber die 
Durchsetzungskompetenz für die Auflage zum Bau der 
Absauganlage lag bei der Gewerbeaufsicht und diese 
hat das Weiterlaufen einer Produktionslinie ohne den 
gebotenen Staubschutz zugelassen. 

Darüber hinaus hat die Gewerbeaufsicht gegenüber 
dem Landratsamt 1981 der CFM praktisch einen _Frei­
brief" ausgestellt: Alle auch für die Gewerbeaufsicht 
wichtigen Auflagen des immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsbescheids von 1978 - auch die Auflage 
Nummer 8 (Einhaltung der MAK- und BAT-Werte an 
den Arbeitsplätzen) seien von der CFM er1üllt. Das Ge­
genteil davon war richtig. Auch im Jahr 1981 waren bei 
Arbeitsplatz- und Vorsorgeuntersuchungen eine ganze 
Reihe von Grenzwertüberschreitungen festgestellt wor­
den. Hier war das Problem der Zusammenarbeit zwi­
schen Gewerbeaufsicht und Umweltbehörden nicht 
eines der mangelnden Informationen, sondern der re­
gelrechten Fehlinformation. 

1) Wie weit die Arbeit der Berufsgenossenschaft Chemie 
einen Untersuchungsausschuß des Bayerischen Land­
tags beschäftigen durfte und wie weit die Arbeit dieser 
bundesunmittelbaren selbstverwalteten Körperschaft 
durch einen Landtagsausschuß bewertet werden konn­
te, war schon bei der Formulierung des Untersu­
chungsauftrages umstritten. Als Streitfrage ist dieser 
Punkt auch bei der Vernehmung des technischen Auf­
sichtsbeamten der BG Chemie und bei anderen Gele­
genheiten aufgetaucht. Im Ergebnis hat das dazu ge­
führt, daß die Berufsgenossenschaft Chemie weniger 
im Licht der Untersuchungsarbeit des Ausschusses 
gestanden hat, als es ihrer tatsächlichen Rolle beim 
Umgang der Behörden mit Gesundheitsgefahren auch 
im speziellen Fall CFM entsprochen hätte. 

Die BG Chemie und das Institut für Arbeitsmedizin an 
der Universität Erlangen-Nürnberg haben sich, im Ein­
klang mit Forderungen und Beschwerden der Ge­
schäftsleitung der CFM intensiv um eine Festsetzung 
des anstehenden BAT-Wertes auf einem deutlich höhe­
ren Niveau als es der bis dahin geltende G-9-Grundsatz 
für arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen vor­
schrieb, bemüht. Zugleich hat sich die Berufsgenos­
senschaft der chemischen Industrie gegen eine Sen­
kung des MAK-Wertes auf ein international schon da­
mals übliches Niveau gewandt, wiederum im Einklang 
mit Warnungen und Forderungen der Geschäftsleitung 
der CFM. 

4. Die Rolle des Landeslnatltuta für Arbeits- und Sozlal­
medlzln an der Universität Erlangen-Nürnberg 

Zusammen mit der Berufsgenossenschaft Chemie und der 
Gewerbeaufsicht hat das Landesinstitut für Arbeits- und 
Sozialmedizin im Rahmen der zu treffenden gesundheits­
relevanten Präventivmaßnahmen und bei der Beurteilung 
der vorgefundenen Belastungen für die Verhältnisse in der 
CFM die entscheidende Rolle gespielt. 

Prof. Dr. Helmut Valentin, der 1965 an der Universität Er­
langen-Nürnberg den Lehrstuhl für Arbeits- und Sozialme­
dizin begründet hatte, und der - nach eigener Darstellung 
- zeitweise in fünf Bundesministerien als Sachverständi-

ger tätig gewesen ist, leitet seit 1973 die Sektion Arbeits­
medizin des ärztlichen Sachverständigenbeirats beim Bun­
desminsterium für Arbeit und Sozialordnung. Vor allem im 
Bereich der Arbeitsstoffe Asbest und Quecksilber und der 
damit zusammenhängenden Gesundheitsgefährdungen 
galt und gilt Prof. Dr. Valentin als die Kapazität. So war er 
1975, als in Genf alle Experten der Welt zu einem Sympo­
sium über Quecksilber und deren Gesundheitsschäden 
zusammentrafen, als einziger Vertreter der BRD geladen 
worden. Prof. Dr. Valentin und seine Mitarbeiter kannten 
die Verhältnisse in der CFM bestens. Mindestens seit 1970 
hatten sie die Urin- später auch Blutproben der Arbeitneh­
mer der CFM erhalten: "Wir haben dann diese Analysen 
durchgeführt und haben dann immer mitgeteilt: Die Werte 
sind zu hoch, die überschreiten die maximalen Arbeits­
platzkonzentrationen, die vorgeschrieben sind oder den 
BAT-Wert", so Prof. Valentin bei seiner Vernehmung. 
In diesem Zusammenhang erstaunt freilich, daß der "Ne­
stor" der Arbeitsmedizin über die früheren Zustandsbe­
schreibungen der CFM und die dort 1943-1947 eingetre­
tenen Todesfälle keinerlei Kenntnisse hatte. 
a) Aufgrund seiner wissenschaftlichen Kompetenz, an der 

sich Berufsgenossenschaft, Gewerbeaufsicht und alle 
medizinischen Stellen, die mit der CFM zu tun hatten, 
wie Gewerbe- und Betriebsärzte, orientierten, war er 
auch zeitweise für den Betriebsrat und die Belegschaft 
der CFM ein Hoffnungsträger für baldige einschneiden­
de Maßnahmen zur Verbesserung der gesundheitlichen 
Bedingungen in der CFM. Diese Hoffnungen erfüllte 
Prof. Valtentin nach Darstellungen des Betriebsrates 
freilich nicht: 
"Der Betriebsrat wies dann auch das Gewerbeauf­
sichtsamt darauf hin, daß die Sache eben viel konse­
quenter angepackt werden müßte ... Aus dem Grund, 
weil sich hier dann auch nichts änderte, kam der Be­
triebsrat zu der Überzeugung, Herrn Prof. Valentin als 
namhaften Arbeitsmediziner einzuschalten. Es kam 
dann auch zu einer Besprechung, welche in Marktred­
witz am 10. Juli 74 stattfand. Der Betriebsrat hatte sich 
damals von Herrn Prof. Valentin sehr viel erhofft, wurde 
aber bitter enttäuscht. Denn es mußte schon irgendwie 
grotesk anmuten, wenn Herr Valentin bei der Betriebs­
begehung mit Quecksilber, mit metallischem Quecksil­
ber spielte, und meinte, es wäre doch gelacht, wenn 
man die Firma nicht sanieren könnte ... Das stärkste 
Stück aber hat sich Herr Valentin erlaubt, als er auf die 
Frage, wie man das große Problem der Abfallbeseiti­
gung angehen wolle, da antwortete Herr Valentin - und 
das war der größte Witz -, dann suchen Sie sich im 
freien Gelände, also im Hof, einen großen Platz und tra­
gen dort sämtliche Quecksilberabfälle zusammen, 
Schlämme, organische und anorganische Quecksilber­
verbindungen, und lassen diese dann in freier Natur 
verdampfen „. Wir hatten natürlich, also das heißt der 
Betriebsrat hatte den Eindruck, ich komme nicht um­
hin, das so zu formulieren, daß Prof. Valentin genau das 
gemacht hat, was die Berufsgenossenschaft wollte," so 
der ehemalige Betriebsratsvorsitzende Kunz bei seiner 
Einvernahme vor dem Ausschuß. 
Prof. Dr. Valentin hat sich hierzu bei seiner Einver­
nahme wie folgt geäußert: 
_Das ist falsch, das ist schlichtweg falsch „. Es war 
niCht so, denn wir haben immer gesagt, daß diese Wer­
te zu hoch sind. Im übrigen bin ich auch der Auffas­
sung, daß ich nicht verantwortlich bin, sondern verant­
wortlich ist nach§ 618 BGB der Betreiber, der Eigentü­
mer der Firma," und weiter "zur Abfallbeseitigung - ich 
kann zur Wasser-, zur Luftreinhaltung und Abfall über­
haupt nichts sagen, sondern uns hat nur die Gesund­
heit der Arbeitnehmer interessiert. Wir haben da auch 
nicht Stellung genommen." 



Drucksache 11 /17677 Bayerischer Landtag · 11. Wahlperiode Seite 49 

Der vom Zeugen Kunz geschilderte Vorgang habe sich 
nicht so, wie von diesem geschildert, abgespielt, denn 
zur Abfallbeseitigung habe er nie Stellung genommen. 

b) Es war Prof. Dr. Helmut Valentin, der der Geschäftslei­
tung der CFM mit Schreiben vom 26.07.76 bestätigte: 

„ ... Zunächst möchte ich mich für die freundliche Auf­
nahme bei der Besprechung am 22.07.76 in der CFM 
bedanken ... Eindeutige manifeste Quecksilberschäden 
konnten bisher in ihrer Firma nicht aufgedeckt wer­
den." 

Dieser Einschätzung wurde vom langjährigen Gewerbe­
arzt, Dr. Pfab, der ansonsten Prof. Dr. Valentin als den 
Arbeitsmediziner der Bundesrepublik Deutschland be­
trachtete, entschieden widersprochen: 

Dr. Pfab: .Das stimmt mit Sicherheit nicht ... Ich hatte 
ja vorher entschädigungspflichtige Fälle anerkannt." 

c) Es war aber auch Prof. Dr. Valentin, der für den Gewer­
bearzt Dr. Bühlmeyer, damals Leiter des Landesinsti­
tuts für Arbeitsmedizin in München, Zweigstelle Nürn­
berg, ebenso wie für die Berufsgenossenschaft Che­
mie, der kompetente Gutachter für die Anerkennung 
eventueller Berufskrankheiten von Arbeitnehmern der 
CFM war. Prof. Bühlmeyer: 

„Wir sind diejenigen, die den Prof. Valentin beauftragt 
haben, das Gutachten zu machen. Wir sind als staatli­
cher Gewerbearzt die staatliche, neutrale Stelle, die 
das Berufskrankheitenverfahren trägt, gemein·sam mit 
der Berufsgenossenschaft. Und ich muß Ihnen sagen, 
daß Prof. Valentin - ich weiß, jetzt hat sich die Bezeich­
nung „Papst" hier durchgesetzt - ein ausgezeichnetes, 
erfahrenes Labor hat und daß er ein sehr kritischer, zu­
verlässiger Gutachter ist, gerade in toxikologischen 
Fragen. Und wir haben vorzugsweise Prof. Dr. Valentin, 
der große Erfahrung hat, beauftragt mit guten Gutach­
ten, mit schlüssigen Gutachten." 

d) Nicht nur auf die Anerkennung von Berufskrankheit~n. 
sondern auch auf die Festsetzung der Toleranzwerte 
bei Quecksilber hatte das Institut für Arbeits- und So­
zialmedizin in Erlangen unter Prof. Dr. Valentin zusam­
men mit seinem Mitarbeiter, Herrn Karl-Heinz Schaller, 
entscheidenden Einfluß, zumal Herr Schaller Mitglied 
der Senatskommission zur Prüfung gesundheitsschäd­
licher Arbeitsstoffe war und ist. 

Auch der Zeuge Schaller kannte die CFM von eigenen 
Besuchen und wußte, daß .die Belastungen dort sehr 
hoch sind" und „diese Werte eindeutig höher lagen als 
in anderen Bereichen·: „die höchsten Werte, die bei 
den Thermometermachern gefunden worden sind, sind 
ungefähr im Mittel, was eben bei der chemischen Fa-
brik war." · 

Daß allerdings die gesetzlich vorgesehenen Maßnah­
men nach der Feststellung von besonders hohen 
Quecksilberbelastungen bei Arbeitnehmern der CFM 
kaum gegriffen haben, erkannte auch der Zeuge Scha\-
\er: · 

„Die Regel ist so, wenn das normal verläuft, daß die 
Leute vom Arbeitsplatz weg müssen. Ein Expositions­
prelsintervall muß da sein, oder es müssen entspre­
chende arbeitsschutzhygienische Maßnahmen ge­
macht werden. Und diese Maßnahmen müssen eben 
vom Betrieb bzw. von Betriebsärzten und der Berufs­
genossenschaft veranlaßt werden. So wie ich das gese­
hen habe, zumindest in den 70er Jahren, bezweifle ich 
das. Erst in dem Zeitraum, wo die Frau Dr. Saure Be­
triebsärztin war - ab 1.10.81 -, habe ich den Eindruck 
gehabt, daß es zu Verbesserungen kam." 

e) Zweifellos war Prof. Dr. Valentin für die Berufsgenos­
senschaft Chemie ob seiner wissenschaftlichen Stel­
lung und seiner guten Kenntnisse der CFM und des 
dort vorhandenen „biologischen Materials" ein vertrau­
ter Ansprechpartner. Er mußte nicht Mitglied der Se­
natskommission der DFG sein, um entsprechenden 
Einfluß auf die Festlegung der arbeitsmedizinischen 
Bedingungen in der CFM nehmen zu können. 

Im Zusammenhang wurde dies vom Zeugen Albracht 
wie folgt geschildert: 

.Es gab einen Grundsatz, G 9, Stand Mai 71, von den 
Berufsgenossenschaften. In diesem Grundsatz steht, 
ab wann gesundheitliche Belastungen auftreten kön­
nen und welcher Grenzwert im biologischen Material 
einzuhalten ist. Zum damaligen Zeitpunkt gab es für 
Quecksilber im Blut keinen Grenzwert. insbesondere 
bei einem Quecksilbergehalt des Urins von mehr als 
100 mg/I. Das war sozusagen der tolerierbare Wert, 
nämlich 100 mg Hg/\ Urin. Dieser Wert war in Marktred­
witz fast ständig überschritten. Dann hat es eine Dis­
kussion gegeben zur G 9, im Oktober 81. Hier hat es 
dann, maßgeblich durch Herrn Prof. Valentin einen Vor­
schlag gegeben, für metallisches Quecksilber, anorga­
nisches Quecksilber und organische Nichtalky\-Queck­
silberverbindungen bis 200 µg/I Urin zu gehen. Das 
heißt, der Wert wurde auf seinen Vorschlag hin verdop­
pelt. Freilich: BAT-Werte, also die biologischen Arbeits­
stofftoleranzwerte, gab es erst ab 1982, aber in der Dik­
tion war die Bedeutung der Werte eigentlich gleich. Nur 
bei den BAT-Werten haben sie eine etwas stärkere 
rechtliche Verankerung durch die Veröffentlichung als 
technische Regel TRGS 900 beim Bundesarbeitsmini­
sterium. Es war eigentlich nicht erkennbar, warum die­
ser Wert erhöht wurde. Wenn man genau hinguckt -
und dies ist auch bei einer Sitzung einmal dargelegt 
worden - , dann hat dies wohl den wichtigsten Grund 
darin gehabt, daß man eben für die Chemische Fabrik 
Marktredwitz Situationen schaffen wollte, daß man 
nicht ständig über einem Grenzwert liegt. Diese Emp­
fehlung ist von Herrn Prof. Valentin trotz der bekannten 
Erkrankungsfälle von Quecksilberintoxikationen an die 
Berufsgenossenschaft weitergegeben worden, die für 
die Erstellung dieser Grundsätze federführend zustän­
dig war." Un der Zeuge weist weiterhin darauf hin, daß 
„es zu selben Zeit auch Empfehlungen der Europäi­
schen GemeinsChaft gab, die weitaus niedriger lagen, 
nämlich bei 10 µg Hg/100 ml Blut von einer sicheren 
Grenze sprachen, die nicht überschritten werden soll­
te. Außerdem forderten sie bei Überschreiten dieses 
100-µg/\-Wertes permanente Überwachungsmaßnah­
men der Arbeitsplätze und des Gesundheitszustandes. 
Das war eine CEC-(Comunity European Commis­
sion-)Empfehlung vom Oktober 1978." 

f) Prof. Dr. Valentin und Dipl.-Chemiker Karl-Heinz Schal­
ler haben als die führenden Vertreter des Instituts für 
Arbeits- und Sozialmedizin an der Universität Erlangen­
Nürnberg für eine um den Faktor 2 über den bisherigen 
Schutzniveau liegenden BAT-Grenzwert von 200 µg/I 
Urin plädiert. Sie haben dafür vor allem auf eine "schie­
fe Relation" zwischen den Blutwerten und den Urinwer­
ten hingewiesen, die durch eine solch hohe Grenzwert­
festsetzung im Bereich des Urins wieder ins Lot ge­
bracht werden müsse. Sie haben außerdem argumen­
tiert, daß Quecksilberwerte im Urin von bis zu 500 µg 
vorliegen köfinten, ohne daß manifeste Quecksilberer­
scheinungen auftreten, so auch im Gutachten von Prof. 
Dr. Valentin bei einem untersuchten Arbeitnehmer der 
CFM. Nicht nur die toxikologische und medizinische 
Argumentation hat hierbei verblOfft, sondern auch die 
Argumentation aufgrund der „pragmatischen" Er-
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fahrungen, die aus der CFM vorgegebener Maßen ge­
wonnen worden sind. Der Betriebsrat der CFM und die 
von diesem eingeschaltete Gewerkschaft haben hier­
gegen vergebens ihren Widerspruch erhoben. 

Das Ausbleiben der schon längst angekündigten Sen­
kung des MAK-Wertes für Quecksilber und die zwar 
nachvollziehbare. aber auf eine Senkung des garantier­
ten Schutzniveaus hinauslaufende Erhöhung des 
Quecksilberwertes im .biologischen Material", bei 
gleichzeitiger Verstärkung der Rechtsverbindlichkeit 
als BAT-Wert, sind für die Minderheit im Ausschuß An­
laß, die Diskussion um eine sinnvolle Gestaltung des 
Entscheidungsprozesses über gesundheitsbezogene 
Grenzwerte erneut anzuregen. 

g) Gab es aus dem Umfeld der CFM Einwirkungen auf die 
mit der Aufstellung der MAK-Liste befaßten Gremien? 

Die MAK-Werte werden von der Senatskommission der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft unter Vorsitz von 
Prof. Dr. Henschler aufgestellt. 

Mit Schreiben vom 07.08.79 unterrichtete die BG Che­
mie die CFM von einer geplanten Überprüfung der 
MAK-Werte im Jahre 1980. Dabei war bei Quecksilber 
eine Änderung von 0, 1 mg/m3 auf 0,05 mg/m3 vorgese­
hen. 

Hiergegen protestierte die CFM mit Schreiben vom 
02.10.79 unter anderem mit der Begründung: 

"Wir möchten hinzufügen: Der Quecksilbergehaft im 
Urin hängt direkt von der Quecksilberkonzentration in 
Atemluft ab. Enthält die Atemluft 0, 1 mg Hg (natürlich 
auch in Form von Verbindungen) in m3, so erscheinen 

. im Urin 250 µg Hg//. Der Grenzwert für Quecksilber im 
Urin soll in den berufsgenossenschaftlichen Grundsät­
zen für arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen 
von 100 auf 200 µm/I angehoben werden. Eine Sen­
kung des MAK-Wertes wäre danach völlig widersinnig. 
Ein MAK-Wert von 0,05 mg/m' würde einen Grenzwert 
von 125 µg Hg/I Urin entsprechen. Dieser Wert ist völlig 
praxisfremd. „ 

In der Antwort der BG Chemie vom 04.10.79 wurde der 
CFM mitgeteilt, daß man die von der Firmenleitung vor­
getragenen Argumente für so bedeutsam hielte, daß 
dieses Schreiben sofort an die Hauptverwaltung weiter­
geleitet worden sei, mit der Bitte, mit der Senatskom­
mission und insbesondere mit Prof. Dr. Henschler Kon­
takt aufzunehmen. 

Mit Schreiben vom 24.10.79 wandte sich die Hauptver­
waltung der BG Chemie an Prof. Dr. Henschler und teil­
te ihm u. a. mit: "Sie kennen mich lange genug, um zu 
wissen, daß ich bereit bin, finanzielle Überlegungen 
hintanzustellen, wenn es um die Gesundheit unserer 
Versicherten bzw. um wissenschaftlich begründete 
Notwendigkeiten geht. Trotzdem füge ich Ihnen das 
Schreiben der CFM bei, das sich mit der Frage der Ab­
senkung des MAK-Wertes für Quecksilber beschäftigt. 
Der für diesen Mitgliedsbetrieb zuständige technische 
Aufsichtsbeamte unserer Berufsgenossenschaft hat 
die dort bestehenden, nicht gerade optimalen Arbeits­
platzverhäUnisse in Zusammenarbeit mit der Ge­
schäftsführung des Betriebes und dem Institut für Ar­
beitsmedizin in Erlangen in den letzten Jahren wesent­
lich verbessert. Die erforderlichen Maßnahmen, die Ko­
sten in Höhe von mehreren 100000 DM notwendig 
macht, wurden alle auf das Einhalten bzw. das Über­
schreiten des geltenden MAK-Wertes für Quecksilber 
von 0, 1 mg/m' abgestellt, und es besteht jetzt die Be­
fürchtung, daß bei einer Absenkung des MAK-Wertes 
von 0, 1 mg/m' auf 0,05 mg/m' die mit hohem Kosten­
aufwand veranlaßten Maßnahmen nicht mehr ausrei-

chen. Gestützt werden die Bedenken gegen eine Ab­
senkung des MAK-Wertes von der Tatsache, daß bei 
den sehr sorgfältigen arbeitsmedizinischen Untersu­
chungen durch das Erlanger Institut keine Erkrankun­
gen durch Quecksilber festgestellt wurden, obwohl 
Versicherte untersucht wurden, die seinerzeit wesent­
lich höheren Raumluftkonzentrationen ausgesetzt wa­
ren." 

Vom Ergebnis dieser Kontaktaufnahme unterrichtete 
die BG Chemie mit Schreiben vom 10.12.79 die CFM 
und teilte mit, daß Prof. Dr. Henschler aus verständ­
lichen Gründen nicht mit den unmittelbar betroffenen 
Betrieben verhandeln möchte, aber bereit sei, die Ar­
gumente eines Sachverständigensprechers zu hören 
und dabei Herrn Chemieingenieur Schaller vom Institut 
für Arbeitsmedizin in Erlangen vorschlage, da er relativ 
häufig in der CFM sei und die Betriebsverhältnisse ken­
ne. Die BG teilte weiter mit, daß gegen die beabsichtig­
te Absenkung des MAK-Wertes für Quecksilber weite­
re Bedenken geäußert worden seien, da "noch weitere 
einschneidende Maßnahmen auf unsere Mitgliedsbe­
triebe zukommen können„. 

Ob es zu einem Gespräch Schaller mit Prof. Dr. 
Henschler gekommen ist und welchen Inhalt dieses ge­
gebenenfalls hatte, konnte nicht geklärt werden. 

Der MAK-Wert für Quecksilber wurde aber entgegen 
der ursprüngltchen Vorstellung der Kommission nicht 
gesenkt. 

Prof. Dr. Henschler hat als Zeuge hierzu erklärt, daß 
.wirtschaftliche Gesichtspunkte überhaupt keine Rolle 
spielen und daß die Kommission keine Vertreter ir­
gendwelcher Interessengruppen akzeptiert, sondern 
nur unabhängige Wissenschaftler„. Natürlich sei die 
Kommission jederzeit bereit, mit betroffenen Betrieben 
zu diskutieren. Diese könnten aber auch im Rahmen 
eines formalierten Verfahren~ gehört werden. 

Der Zeuge Schal/er hat diese Aussage von Prof. 
Dr. Henschler in wesentlichen Zügen bestätigt. Somit 
wurde unter Mitwirkung der BG Chemie zwar sicherlich 
versucht, auf die Senatskommission mit wirtschaft­
lichen Überlegungen einzuwirken; es liegt aber kein 
Nachweis dafür vor, daß dieses Vorhaben auch zum 
Beibehalt der ursprünglichen Toleranzwerte geführt 
hat. 

III. Welche Folgerungen kann der Untersuchungsausschuß 
aus den Vorgängen um die CFM Im Rahmen 

des Arbeitsschutzes zlahen? · 

1. Die Vorschläge des Schlußberichts: 

Oie Forderungen im Schlußbericht sind erste Ansätze, um 
aus den Erkenntnissen des Untersuchungsausschusses 
auf die drängende Problematik im Bereich des betriebli­
chen Arbeitsschutzes einzugehen. 

a) Die Gewerbeaufsicht und der gewerbeärztliche Dienst 
benötigen mehr Personal. Die Zahl der Besuche von 
technischen Aufsichtsbeamten der Gewerbeaufsicht 
bei der CFM mag ausgereicht haben. Dagegen haben 
die Betriebsrevisionen offensichtlich nicht die nötige 
Intensität für einen .Problembetrieb" gehabi und keine 
entscheidenden Veränderungen bewirkt. Ein Grund da­
für ist die Orientierung der Gewerbeaufsicht auf jeweils 
kleine Schritte des vordergründig ~machbaren", die sie 
offenbar dem katastrophalen Gesamtzustand des Be­
triebes aus den Augen verlieren ließ. 

b) Die Gewerbeaufsicht hat auf eine schnelle und konse­
quente Ausführung der erteilten Auflagen zu achten. Im 
Fall der CFM war das lasche und nachsichtige Verhal­
ten der Gewerbeaufsicht mitursächlich für das An-
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wachsen immer neuer Probleme. Es hat eine "rechtzeiti­
ge Gesamtverbesserung des Betriebes in umwelt- und 
arbeitsschutzrechtlicher Hinsicht verhindert. 

c) Eine Berichtspflicht der Gewerbeaufsicht bei Problem­
betrieben - nicht nur bei solchen, die der Störfallver­
ordnung unterliegen - erscheint zweckmäßig. Der 
Wert der sog. Vierteljahresberichte wurde nach--dem 
Ergebnis der Beweisaufnahme im Fall der CFM, wo der 
1974 einmal abgegebene Bericht nie auf Konsequen­
zen überprüft wurde - jedenfalls sehr relativiert. 

d) Die Änderung des § 139b Gewerbeordnung war drin­
gend nötig. Dabei sollte erwartet werden, daß die Ge­
werbeaufsicht die amtlich zu ihrer Kenntnis gelangten 
Informationen über umweltrelevante Vorgänge in Zu­
kunft regelmäßig und nicht nach eigenem Ermessen an 
die Umweltschutzbehörden weitergibt. 

e) Der Aufbau von „Überwachungskommissionen" ist vor 
allem, aber nicht nur für Betriebe, die der Störfallver­
ordnung unterliegen, notwendig. 

f) Eine zumindest teilweise frühere Stillegung der CFM 
wäre auch aus Arbeitsschutzgründen rechtlich möglich 
gewesen. Diese Erkenntnis hat - wie im Schlußbericht 
dargestellt - der Ausschuß gewonnen. Ob eine solche 
Entscheidung allerdings vom Einzelnen, allein auf sich 
gestellten Gewerbeaufsichtsbeamten angesichts der 
örtlichen Bedeutung der CFM für die Wirtschaft und die 
Arbeitsplätze ohne weiteres erwartet werden konnte, 
sei dahingestellt. 

g) Keine Zweifel kann es daran geben, daß aus der Sicht 
des Untersuchungsausschusses eine Änderung des 
§ 31 Abs. 1 Gefahrenstoffverordnung mit dem Ziel drin­
gend notwendig ist, daß auch die Gewerbeaufsicht und 
der Gewerbearzt - gegebenenfalls anonymisiert -
Kenntnis von Untersuchungsbetunden der Arbeitneh­
mer der von ihnen kontrollierten Betriebe erhalten. Sie 
müssen feststellen können, ob Bedenken gegen eine 
Beschäftigung des untersuchten Arbeitnehmers mit 
Gefahrstoffen im konkreten Fall eher im individuellen 
Gesundheitszustand oder in der Situation des Arbeits­
platzes begründet waren oder sind. 

2. Weitere Vorschläge des Minderheitenberichts 

Über die Vorschläge des Schlußberichts hinaus müssen 
die Erkenntnisse aus der Arbeit des Untersuchungsaus­
schusses CFM aber dazu führen, dem 

Arbeitsschutz insgesamt politisch erheblich mehr Gewicht 
zu geben. 

a) Personelle Konsequenzen 

Es kann nicht ohne Konsequenzen bleiben, daß die seit 
1974 vom Betriebsrat der CFM an den Gewerbearzt 
und damit auch an die Gewerbeaufsicht gerichteten 
dringenden Hilferufe um Eingreifen und Abhilfe nur zu 
zögerlichen, zum Teil um Jahre verspäteten und nie 
vollständigen Abhilfemaßnahmen geführt haben. Auch 
nach der direkt an das Ministerium für Arbeit und So­
zialordnung gerichteten schriftlichen und mündlichen 
Initiative des vom Betriebsrat eingeschalteten Zeugen 
Albracht sind Maßnahmen zur Betriebssanierung nur 
zögerlich getroffen und, soweit es das von dem Zeu­
gen Albracht vorgeschlagene Sanierungskonzept be­
trifft, das am 29.8.81 in Anwesenheit aller Fachbehör­
den entwickelt wurde, nie vollständig verwirklicht wor­
den. Der vom Zeugen Loch vorgelegte .MaBnahmenka­
talog" ist zumindest teilweise eine überzogene Darstel­
lung selbstverständlicher Maßnahmen: 

So enthalten 11 der von 1974-1985 durchgetührten 26 
ftMaßnahmen" nichts anderes als Messungen, Reini-

gungsverpflichtungen, Hygieneanweisungen und ähnli­
ches. Der Wert mancher dieser Maßnahmen ergibt sich 
beispielhaft aus der Aussage der Betriebsärztin 
Dr. Saure zum Zustand des Bodens während ihrer ab 
01.10.81 dauernden Betreuungszeit für die CFM: 

ft Wenn Sie daran denken, daß der Fußboden noch 
nichteinmal eben war, wie wollen Sie einen Fußboden 
sauber halten, der nicht eben ist? Das ist also schon 
ganz schwierig. Von daher erlahmt auch wieder die Be­
reitschaft, sich hygienisch zu verhalten." 

Sehr bedenklich muß unter diesen Umständen die in 
der Tendenz sehr realtivierende Aussage des Zeugen 
Loch stimmen, der - obwohl seit 1974 eine jährliche 
Berichtspflicht für die Gewerbeaufsicht Bayreuth be­
stand - in seiner Aussage die mangelhafte Unterrich­
tung des Ministeriums sehr gelassen darstellte. 

Auch die Zurückhaltung des Ministeriums für Arbeit­
und Sozialordnung gegenüber dem - im Schlußbericht 
aus zutreffenden Gründen gerügten - Leiter des Ge­
werbeaufsichtsamtes Bayreuth erscheint unverständ­
lich. Ebenso die nur mangelhafte Einsicht bezüglich 
des dem Ministerium vorgetragenen Anliegens des 
Zeugen Albracht und der daraufhin veranlaßten bzw. 
nicht veranlaßten Konsequenzen. 

Die Versäumnisse des Staatsministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung sind daher erheblich: 

aa) Im eigenen Bereich wurde seit 1974 nachlässig 
und zögerlich auf konkrete Hinweise zum Arbeits­
schutzskandal in der CFM reagiert; 

bb) Die mangelhafte Wahrnehmung von Berichtspflich­
ten wurde nicht moniert; 

cc) Es wurden keinerlei Konsequenzen aus dem 
pflichtwidrigen Verhalten des Leiters der Gewerbe­
aufsicht Bayreuth gezogen; 

dd) Weder im GAA noch im Staatsministerium für Ar­
beit ·und Sozialordnung wurden die skandalösen 
Vorgänge um die CFM jemals zur .Chefsache" er­
klärt. 

ee) Versäumnisse und offensichtliche Fehlbeurteilun­
gen wurden durch den zuständigen Abteilungslei­
ter im Staatsministerium für Arbeit und Sozialord­
nung dem Zeugen Loch kaum eingeräumt, son­
dern abgeschwächt und relativiert. 

Dem Ausschuß sollte sichtlich der Eindruck vermit­
telt werden, als ob die Gewerbeaufsicht alles im 
Griff gehabt habe und es nur eine Frage der Zeit 
bis zur vollständigen Sanierung der CFM gewesen 
wäre. Eine Einsicht in die Unmöglichkeit dieses An­
liegens und in die Berechtigung der vom Betriebs­
rat und von den Betroffenen vorgetragenen Be­
schwerden war nicht zu erkennen. Der Zeuge Loch 
hat auch nicht den Eindruck erweckt, als ob die 
vom Schluß- und Minderheitenbericht vorgetrage­
nen Erkenntnisse und Schlußfolgerungen in sei­
nem Verantwortungsbereich nachdrücklich und zü­
gig umgesetzt würden. 

Hieraus sind die entsprechenden personellen Kon­
sequenzen auch im Hinblick auf die durch diese 
Nachlässigkeit entstandenen Folgen für Betroffene 
und Steuerzahler zu ziehen. 

b) Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Bundesrat 
dahingehend initiativ zu werden, daß die Beweislast bei 
der Anerkennung von Berufskrankheiten bei ständig 
hohen Überschreitungen der Toleranzwerte umgekehrt 
wird. 

Dies gilt nicht nur, aber besonders für Verdachtsfälle 
von Quecksilbererkrankungen. 
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Von 43 Anzeigen aus der CFM wegen des Verdachts 
einer quecksilberbegründeten Berufskrankheit endeten 
lediglich drei mit einer teilweisen Anerkennung. 

Die Fälle Kunz und Reul, die unter Ziff. 1 3 c exempla­
risch beschrieben worden sind, befanden sich nicht 
darunter. Sicherlich kann und soll durch diesen Bericht 
nicht die wissenschaftliche Qualität der medizinischen 
Gutachter bezweifelt werden. 

Andererseits drängt es sich gerade in einem Bereich, 
der von Prof. Dr. Henschler als „windelweiche Materie" 
und als ein Wirkungsfeld beschrieben wird, .das neu ist 
und wo sich die Medizin und die Naturwissenschaft 
sehr schwer tun, das exakt zu bewerten" auf, daß nicht 
alle Zweifel an der Ursächlichkeit von Quecksilberein­
wirkungen auf Krankheitsbilder oder Todesfälle zu La­
sten der betroffenen Arbeitnehmer gehen dürfen. Die 
Staatsregierung hat über den Bundesrat eine entspre­
chende Initiative mit dem Ziel zu ergreifen, eine gesetz­
liche Kausalitätsvermutung bei gewissen Berufskrank­
heiten dann zu setzen, wenn 1. nachweislich die Tole­
ranzwerte im Blut und im Urin eines Arbeitnehmers 
über einen längeren Zeitraum wesentlich überschritten 
worden sind und 2. nach ärztlichem Gutachten ein ent­
sprechendes Krankheitsbild vorliegt. Hier ist eine Um­
kehr der Beweislast durch den Gesetzgeber zu erwä­
gen. 

c) Die Staatsregierung wird aufgefordert, mit den ihr mög­
lichen Mitteln dahingehend tätig zu werden, daß die Be­
rufskrankheitenliste jährlich aktualisiert wird und daß 
die Entscheidungsfindung und die Entscheidungen der 
Sektion „Arbeitsmedizin" des ärztlichen Sachverstän­
digenbeirats beim Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung transparent gemacht werden. 

Gerade in der Arbert des Untersuchl.lngsausschusses 
hat sich herausgestellt, daß das Krankheitsbild etwa 
bie chronischen Quecksilbererkrankungen sehr unter­
schiedlich dargestellt wird. So heißt es im Bericht des 
Staatsministeriums für Arbeit- und Sozialordnung vom 
08.08.88 (Nr.1 der Drs. 11/7432 Seite 8/9): .Die chroni­
sche Form der Quecksilber-Erkrankung entsteht in der 
Regel durch die langzeitige Aufnahme kleiner Quecksil­
bermengen. Zunächst treten uncharakteristische 
Symptome wie Mattigkeit, Kopf- und Gliederschmerzen 
auf. Vermehrter Speichelfluß, Entzündungen der Mund­
höhle und Lockerung der Zähne können wichtige Hin­
weise sein. Seltener treten ein blau-violetter Quecksil­
bersaum am Zahnfleisch, Durchfälle, Leber- und Nie­
renfunktionsstörungen auf. 

Typisch für die chronische Quecksllbererkrankung sind 
folgende Symptome des zentralen Nervensystems: 

- Wesensveränderungen wie Stimmungsschwankun­
gen, Erregung, unmotiviertes psychisches Verhalten 
und allgemeiner Persönlichkeitsschwund; 

- Tremor mit feinschlägigem Fingerzittern, das allmäh­
lich in Schüttelbewegungen der Hände, der Arme, 
des Kopfes und der Beine übergeht; 

- Sensibilitätsstörungen sowie 

- Sprachstörungen." 

Bei seiner Einvernahme hat Prof. Dr. Valentin für das 
Krankheitsbild einer chronischen Quecksilbererkran­
kung jedoch viel weitergehende Anzeichen, wie Nieren­
funktionsstörungen, Leberfunktionsstörungen oder 
Störungen des Magendarmtraktes gefordert, damit an 
ein Vorliegen einer chronischen Quecksilbererkran­
kung auch nur gedacht werden kann. Das rechtfertigt 
die Frage, wie festgeschrieben solche Krankheitsbilder 
sind. Es muß Wert auf ihre Aktualisierung gelegt wer-

den. Es darf nicht dazu kommen, daß neuere Erkennt­
nisse ITT der arbeitsmedizinischen Wissenschaft erst 
mit unangemessener Verzögerung Eingang in das Be­
rufskrankheitsrecht finden. Dem würde eine jährliche 
Aktualisierung der Berufskrankheitsliste entgegenwir­
ken. 

Es ist weiterhin notwendig, die Entscheidungsfindung 
und die Entscheidungen der Sektion Arbeitsmedizin 
des ärztlichen Sachverständigenbeirats beim Bundes­
ministerium für Arbeit und Sozialordnung transparent 
zu machen. Es erscheint unerträglich, da'B die Verhand­
lungsergebnisse dieser Arbeitsgruppe vertraulich be­
handelt werden und deshalb selbst von Fachkreisen 
nicht mit den der Sektion bekannten Unterlagen disku­
tiert und nachvollzogen werden können. 

d) Die Staatsregierung wird aufgefordert, einen For­
schungsauftrag zu initiieren, der die Entwicklung der 
angezeigten und anerkannten Berufskrankheiten, ihre 
Ursachen und Tendenzen, die Dauer der Anerken­
nungs- und Ablehnungsverfahren sowie die Arbeit der 
dabei eingeschalteten Gutächter untersucht und die für 
die künftige Festlegung von Berufskrankheiten notwen­
digen Schlußfolgerungen hieraus zieht. 

e) Die Staatsregierung wird aufgefordert, den zügigen 
Aufbau einer bundesweiten Gefahrstoffdatenbank 
nachhaltig zu unterstützen. 

Allein die Produktionsliste der CFM, die dem Ausschuß 
vorlag, enthielt über 40 anorganische und organische 
chemische Produkte und andere Stoffe, die in der CFM 
hergestellt, vermischt oder verpackt worden sind. 

Eine Einarbeitung in eine solche von Betrieb zu Betrieb 
unterschiedliche Produktionsliste ist für eine umfas­
sende Revisionstätigkeit der Gewerbeaufsicht unerläß­
lich. Sle erfordert aber unendlich viel Einarbeitungszeit. 
Vorgänge wie die vom Ausschuß in der CFM aufge­
deckt worden sind, sollten Anlaß sein, den zügigen 
Aufbau einer für die Gewerbeaufsichtsämter abrufba­
ren Gefahrstoff-Datenbank nachhaltig zu unterstützen. 

f) Die Staatsregierung wird aufgefordert, dafür zu sorgen, 
daß beim gewerbeärztlichen Dienst eine Aufgabenver­
lagerung zur stärkeren Betonung der technischen und 
organisatorischen Prävention, statt einer einseitigen 
Akzentsetzung beim Predigen von .Arbeitshygiene" im 
Umgang mit gefährlichen Stoffen gegenüber den Ar­
beitnehmern erfolgt. 

Der Jahresbericht der Gewerbeaufsicht ist von einem 
immer gleich gestalteten Rechenschaftsbericht umzu­
gestalten zu einer Problembeschreibung von noch 
nicht bewältigten Herausforderungen. Darin muß ent­
halten sein, eine breite Darstellung der Handlungsmög­
lichkeiten der staatlichen Gewerbeärzte auf dem Ge­
biet der Prävention und der Gründe dafür, weshalb sie 
bislang in der Arbeit noch nicht den ihr gebührenden 
Vorrang genießt. In den Berufskrankheitenverfahren 
können die Gewerbeärzte gutachtlich tätig werden, 
müssen es aber nicht. Im Interesse einer Beschleuni­
gung der Anerkennungsverfahren ist zu pr'üfen, ob 
nicht generell auf Gewerbearztgutachten verzichtet 
werden kann. Dem Landtag sollte daher anläßlich des 
nächsten Berichts der Gewerbeaufsicht dargestellt 
werden, welche Notwendigkeit für die eigene Beteili­
gung der Gewerbeärzte an Berufskrankheiten/ Aner­
kennungsverfahren besteht und ob sich diese Beteili­
gung in Richtung auf eine höhere .Anerkennungs­
quote~ auswirkt. 

Bei der Verstärkung der arbeitsmedizinischen Präven­
tion darf das von den staatlichen Gewerbeärzten 
Leistbare nicht überschätzt werden. Die Hauptverant-



Drucksache 11 /17677 Bayerischer Landtag · 11. Wahlperiode Seite 53 

wortung für diesen Bereich der Gesundheitsvorsorge 
liegt nach dem Arbeitssicherheitsgesetz eindeutig bei 
den Unternehmen. Dem Ausschuß sind Mängel bei der 
arbeitsmedizinischen Versorgung vorgetragen worden, 
beispielsweise ein zu geringes Stundenkontingent an 
werksärztlicher Betreuung pro Beschäftigten. Auch die 
für den Bereich der chemischen Industrie offenbar ab­
sehbare Verstärkung der Stundenkontingente bleibt 
hinter den Erwartungen der Arbeitsmediziner zurück. 
Es ist zu prüfen, wie durch landespolitische Initiativen 
wenigstens für definierte Problembetriebe, zu denen 
der Minderheitenbericht gesondert Stellung nimmt, die­
ses schon rein stundenmäßige Defizit an werksärztli­
cher Betreuung verringert werden kann. Es gibt aber 
auch qualitative Defizite, die mit der rein stundenmäßi­
gen Unterversorgung zu tun haben. Auch die Werks­
ärzte konzentrieren sich offenbar zu sehr auf die Routi­
ne der Vorsorgeuntersuchungen und zu wenig auf die 
Prävention an den Arbeitsplätzen. Der Stand der ar­
beitsmedizinischen Betreuung in Bayern ist - quanti­
tativ und qualitativ - dem Landtag darzustellen. Dafür 
kann an die Vergabe eines Untersuchungsauftrages 
gedacht werden, der die reale Aufgabenerledigung 
durch Werksärzte in Bayern darstellt, auf die Frage 
nach dem "großen" oder "kleinen" Befähigungsnach­
weis eingeht und die Frage behandelt, ob die Ausbil­
dungskapazität an den bayerischen Universitäten be­
darfsgerecht ist. Dieselben Fragen sind im Hinblick auf 
die ärztliche Fortbildung zu arbeitsmedizinischen Fra­
gen zu beantworten. 

g) Die Staatsregierung wird aufgefordert, einen Maßnah­
menkatalog mit Kriterien für die Früherkennung laten­
ter Problembetriebe in Bayern zu erarbeiten. 

Die im Schlußbericht einstimmig geforderte Überwa­
chungskommission für Problembetriebe, die der Stör­
fallverordnung unterliegen, löst nicht die offenen Fra­
gen der Früherkennung solcher Betriebe. 

Auch die CFM wurde lange nicht als Problembetrieb er­
kannt. Es ist daher notwendig, Verfahren zu finden, die 
die wachsende Problematik bestimmter Betriebe er­
kennen lassen. Als Vorschlag könnte eine punktemäßi­
ge Betriebsbewertung dienen, die an Kriterien wie 

- Gefahrklasse des Wirtschaftszweiges 

- besondere Gefahren im Betrieb 

- innerbetriebliche Sicherheitsorganisation 

-· Zahl der Arbeitnehmer im Betrieb 

- Zahl der angezeigten Verdachtsfälle auf Vorliegen 
einer Berufskrankheit 

- Anzahl der Grenzwertüberschreitungen aufgrund 
arbeitsmedizinischer Vorsorgeuntersuchungen, 
aber auch beim lmmissiOns- und Gewässerschutz 

- hoher prozentualer Anteil arbeitsmedizinisch not­
wendiger Vorsorgeuntersuchungen im Verhältnis zur 
Gesamtbelegschaft 

- Anzahl der Behördenmaßnahmen nach §§ 120ff. 
Gewerbeordnung 

- Anträge seitens des Betriebsrates, der Beschäftig­
ten, der Anlieger oder sonstiger Betroffener zur Auf­
nahme des Betriebs in einen Katalog der "Problem­
betriebe". 

In festgestellten Problembetrieben haben stets ge­
meinsame Betriebsbegehungen von Arbeits- und Um­
weltschutzbehörden bei grundsätzlicher Einbeziehung 
der Belegschaftsvertretung stattzufinden. 

Ein wichtiges Anliegen wird zudem sein, im Rahmen 
der rechtlichen Möglichkeiten solche Problembetriebe 
im Bewußtsein der öffentlichen und politischen lokalen 
Gremien zu verankern und einen Erfahrungsaustausch 
auch auf dieser Ebene zu ermöglichen. 

h) Die Staatsregierung wird aufgefordert, umgehend den 
von der SPD-Landtagsfraktion schon seit langem bean­
tragten Entwurf eines Bayerischen Altlastengesetzes 
vorzulegen, in dem auch geregelt wird, daß und in wel­
chem Umfang die Industrie die Kosten für die von ihren 
Betrieben verursachten Umweltschäden (eingeschlos­
sen die Kosten für Aufräum- und Bodensanierungsar­
beiten) mitzutragen hat. 

Der Fall .CFM" hat beispielhaft gezeigt, welch großer 
Handlungsbedarf für ein solches Gesetz besteht. Es ist 
für die Ausschußminderheit unerträglich, daß voraus­
sichtlich über 100 Mio. DM von der öffentlichen Hand 
aufgebracht werden müssen, um die Folgen unter­
nehmerischer Fehl- und Risikoplanung abzudecken; 
Planungen, die viele Jahre lang erhebliche privatwirt­
schaftliche Gewinne ermöglicht haben. 

IV. Probleme des Gewässerschutzes 

a) Erfolge und trotzdem Versagen 

Die Ausschußarbeit hat klar gemacht: Der Gewässer­
schutz hat eine jahrzehntelange Tradition; er geht auf 
das Jahr 1907 zurück, weil schon damals die Umwelt­
probleme so dringlich wurden, daß nach dem bayeri­
schen Wassergesetz hauptamtliche Bedienstete bei je­
der Regierung eingesetzt wurden. Eine "zupackende" 
Schutzgesetzgebung für die Luft und Regelungen für 
den heute zum politischen Umweltthema Nr. 1 gewor­
denen Abfallbereich sind dagegen erst Kinder der sieb­
ziger Jahre. Es ist nur mit diesem Nachhinken der Luft­
reinhaltung und der Kontrolle der Abfallbeseitigung zu 
erklären, daß von der Gewässerbelastung mit Quecksil­
ber durch die Chemische Fabrik Marktredwitz der An­
stoß für die endliche Schließung der Fabrik ausging. 
Nach den Größenverhältnissen bei der Umweltbela­
stung hätte die Luftverschmutzung eher der Hebel für 
die Stillegung der Quecksilberfabrik sein müssen; oder 
die Bodenverseuchung, weil bis heute die Frage der 
Technik und des Standorts für die Bodenentseuchung 
noch nicht beantwortet werden konnte, während sich 
die Situation im einst hoch belasteten Gewässer Kös­
seine sehr stark verbessert hat. Denn wenn auch die 
tatsächliche Gifteinleitung aus cier CFM in die Kösseine 
und ab 19ß3 in das städtische Kanalnetz der Stadt 
Marktredwitz mehrfach über den seit 1978 nur erlaub­
ten 780 Gramm Gesamtquecksilber lag: in die Luft 
durfte CFM bis zur Schließung - ganz legal und ge­
nehmigt - mehr als 20 Kilogramm Quecksilber jährlich 
abgeben. 

Es ist also vorab zuzugestehen, daß die Arbeit der vie­
len für Gewässergüte und -Überwachung und für Was­
serrecht zuständigen Behörden gegenüber auch nur 
der Nachkriegszeit, um vieles mehr noch der Zeit vor 
1939 (Einsatz des ersten Kohlefilters für das Fabrikab­
wasser, bereits mit einer Rückhalteleistung von 30 bis 
40%) großte Fortschritte zustande gebracht hat. Die -
genehmigte - Einleitung von Quecksilber in den Kös­
seine-Fluß war damit gegenüber der "ganz früheren" 
Verschmutzung auf unter 1 °/o gesenkt worden. 

Den Anstoß für die Schließung der Fabrik gab nach 
. dem Anschluß der CFM an städtische Kläranlage von 
Marktredwitz im Jahr 1983 der plötzliche dramatische 
Anstieg der Quecksilberwerte im Marktredwitzer Klär­
schlamm. Nach der geltenden Klärschlammverordnung 
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war der so schadstoffbelastete Schlamm nicht mehr 
als landwirtschaftlicher Dünger zu verwerten, sondern 
- kostenträchtiger - Abfall. Oie für dessen Beseitigung 
anfallenden Kosten - bis zur Schließung ca. 100.000 
DM - haben die Stadt Marktredwitz zu intensiver Ur­
sachenforschung antreiben lassen. Sie förderte illegale 
Einleitungen durch den Betrieb zutage, aber auch, daß 
die - mit Wissen der Behörden - weiter direkt in die 
Kösseine eingeleiteten Dach- und Hofabwässer in 
einem bisher nie untersuchten Ausmaß mit Quecksil­
ber belastet waren. Überlegungen bei den Behörden, 
die betriebliche Abwasseranlagen noch einmal kosten­
autwendig zu erweitern und leistungsfähiger zu ma­
chen und auch für die Dach- und Hofabwässer ein or­
dentliches Genehmigungsverfahren durchzuführen, 
wurden wegen der unhaltbar gewordenen finanziellen 
Lage des Betriebs und wegen der aufgedeckten 
gesetzwidrigen Einleitung von giftigen Abwässern 
praktisch nicht mehr umgesetzt. 

b) Der Anschluß der CFM an die Kläranlage der Stadt 
Marktredwitz: Vorgeschichte, Folgen, Bewertung 

Die Forderung nach dem Kanalanschluß der CFM läßt 
sich nicht nur in die 60er Jahre, sondern bis minde­
stens 1938 zurückverfolgen. Energische Aufforderun­
gen, z. B. des Innenministeriums von 1974 an die CFM, 
die Vorbereitungen für diesen Anschluß endlich vor­
wärts zu bringen, haben auch dann noch über Jahre 
hinweg nichts bewirkt. Das Mittel, mit dem Entzug der 
Einleitungsge['lehmigung in die Kösseine zu drohen, 
hat - bis 1980 - keine der zuständigen Behörden bis 
hinauf zum Innenministerium jemals ins Spiel gebracht. 
Offenbar haben die Behörden die schnelle Machbarkeit 
eines solchen Anschlusses immer nur behauptet, sie 
aber selbst nicht für realistisch gehalten. 

Die hinhaltenden Einwendungen der CFM und der 
Stadt Marktredwitz - die beide befürchteten, hinterher 
werde entweder die Kläranlage nicht mehr richtig funk­
tionieren und/oder der Klärschlamm werde, mit Queck­
silber verseucht, nicht mehr kostengünstig in der Land­
wirtschaft untergebracht werden können - sind still­
schweigend akzeptiert worden. Firma und Stadt Markt­
redwitz mußten die zunächst 1974 auf 4 Jahre, danach 
nur noch auf 1 Jahr und zum Schluß sogar aucl=l nur 
noch ein halbes Jahr befristet erteilte Genehmigung 
zur weiteren Einleitung - vorgereinigter - Abwässer in 
die Kösseine als Ermunterung verstehen, den Kanal­
anschluß immer weiter aufzuschieben. Rechtliche He­
bel, den Anschluß zu erzwingen, hätten mit der Verwei­
gerung einer weiteren Einleitungsgenehmigung _zur 
Verfügung gestanden. 

Damit findet sich auch im - von der Überwachungs­
dichte her vergleichsweise ftwohl gerüsteten" - Be­
reich Gewässerreinhaltung derselbe Strukturmangel 
wie beim technischen Arbeitsschutz: die rechtlichen 
Mittel zur tatsächlichen Durchsetzung nötiger Verbes­
serungen werden äußerst zögerlich, nur für Teilschritte 
oder gar nicht eingesetzt. Den Beamten fehlte als Hin­
tergrund der politische Wille für die Durchsetzung 
längst formulierter und bestandskräftiger .Schutz­
ziele". 

Bewertung 

Der Kläranlagen-Anschluß als Ausdruck einer Politik 
der Gewässerreinhaltung durch Verlagerung der Bela­
stung vom Fließgewässer mit seinen Sedimenten in 
den Klärschlamm ist angesichts der dramatisch wach­
senden Mengen von Klärschlamm, die wegen ihrer 
Schadstoffbelastung nicht mehr in der Landwirtschaft 
zu verwerten sind, eine Sackgasse. Insofern war der 
Kläranlagen-Anschluß in Marktredwitz nur deshalb ein 
Schritt nach vorn und ein Beitrag zur Eindämmung der 

Umweltbelastungen, weil er die Quecksilbertracht in 
einem gut überwachten Medium (Klärschlamm) kon­
zentriert sichtbar gemacht hat; und weil er einen „öko­
nomischen Interessenten· in Gestalt des Kläranlagen­
betreibers auf den Plan brachte, der hier in Mark und 
Pfennig gerechnete Umweltkosten einsparen wollte. 
Die Belastung „herrenloser· Gewässer ist wegen der 
Zahnlosigkeit der Abwasserabgabenregelung dagegen 
immer noch umsonst zu haben. Der vergiftete Fluß hat 
keine Stimme, beim verdorbenen Wirtschaftsgut Klär­
schlamm meldet sich der geschädigte Eigentümer da­
gegen lautstark zu Wort. 

Angesichts der immer komplizierteren Situation bei der 
Klärschlammentsorgung muß die nur scheinbare Alter­
native .den Fluß oder bloß die Kläranlage belasten" 
überwunden werden: Schadstoffvermeidung und 
Schadstoffminimierung bei gleichzeitiger Entwicklung 
abwasserarmer/-loser Verfahren bezeichnen die Zu­
kunftsaufgabe, für die auch deshalb bisher zuwenig 
technische und finanzielle Ressourcen eingesetzt wor­
den sind, weil der - als Zwischenschritt sicher meist 
unvermeidliche - Ausbau von nur nachsorgenden 
(„end cf the pipe") Kläranlagen als alleinige und echte 
Problemlösung verstanden und nicht nur als Problem­
auf- und -verschiebung erkannt wurde. Es kommt für 
eine Politik der Gewässerreinhaltung in Zukunft darauf 
an, hierauf Mittel umzulenken. 

c) Ungenehmigte Einleitungen - ungeahndet und noch 
nachträglich genehmigt 

Das ungeahndete Hinnehmen von z. T. gelegentlichen, 
streckenweise aber auch regelmäßigen und massiven 
Überschreitungen der zugelassenen Grenzwerte 
nimmt der Arbeit der Wasserbehörden die nötige 
Durchschlagskraft. Eine solche - politisch gedultete -
Inkonsequenz bei der Anwendung der wasserbezoge­
nen Umweltgesetze ist kein .CFM-typischer" Sonder­
fall, sondern offenbar bis in die Gegenwart sehr häufig. 
Überschreitungen genehmigter Einleitungswerte füh­
ren nur zur nachträglichen Genehmigung der überhöh­
ten Schadstoffmengen. Genau dies war der Fall bei der 
Verdreifachung der genehmigten Schadstoffmenge im 
neuen Genehmigungsbescheid von 1978 gegenüber 
dem von 1974. Vorausgegangen waren eine ganze Rei­
he von - oft auch im Rahmen der betrieblichen Eigen­
überwachung festgestellten - Grenzwertüberschrei­
tungen und Forderungen der CFM nach größeren ge­
nehmigten Einleitungsmengen für Quecksilber. Dabei 
ist festzustellen: Nicht alle Fachbehörden haben dem 
großzügigen neuen Wert zugestimmt. Die Landesan­
stalt für Wasserforschung ist mit ihrer - telefonisch 
übermittelten und in einem Aktenvermerk festgehalte­
nen - Stellungnahme gegen die großzügige Nachge­
nehmigung vom „obergutachtenden" Landesamt für 
Wasserwirtschaft übergangen worden. Eine geforderte 
Behördenbesprechung zur Frage der Genehmigungs­
werte wurde offenbar für unnötig gehalten. 

Innerhalb der Fachbehörden stehen die Zeichen für die 
Durchsetzung der jeweils konsequentesten Umwelt­
position offenbar schlecht (ein paralleler Konflikt hat 
sich beim Thema Abluftreinigung/Grenzwerte zwischen 
dem Landesamt für Umweltschutz und der Regierung 
von Oberfranken abgespielt; mit dem selben Ergebnis: 
mehr Spielraum für den umweltbelastenden Betrieb). 

d) Die CFM als Recycling-Betrieb: 
Geschichte, Umfang, Gefahren, Folgerungen 

Auswirkungen auf die in der CFM angefallenen Abwäs­
ser hatte es ganz sicher, daß der Betrieb seit 1974 in 
zunächst kleinen Mengen quecksilberhaltige Laborab­
wässer von den Wasserbehörden zur Aufbereitung an-
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nahm, die bei der Bestimmung des chemischen Sauer­
stoffbedarfs (CSB) anfallen. Daraus entwickelte sich im 
laufe der Jahre ein regelrechter zweiter Geschäfts­
zweig. Das geschah unter den Augen der Behörden, 
die - abgesehen von der Gesellschaft für die Beseiti­
gung von Sondermüll (GSB). mit der diese Geschäfts­
partnerschaft seit 1979 bestand - spätestens seit 1981 
über diesen Betriebszweig der CFM informiert waren. 

Erst bei einem Behördertermin im Münchner Umwelt­
ministerium am 03.08.84 wurde klar ausgesprochen, 
daß ~ie Einleitung der beim .Recycling" entstehenden 
Abwässer nicht genehmigt sei. Die Firma ihrerseits 
stellte heraus. daß für sie diese Aufarbeitung mittler­
weile Maus wirtschaftlichen Gründen" notwendig sei. 
Die so behandelte Abwasser-/ Abfall-Menge betrug al­
lein im Jahr 1984 bis zum 03.08.84 schon 45 t, 1983 wa­
ren 25 t von einer anderen Firma behandelt worden, 
insgesamt von der GSB allein schon 1979 bis 1983 
21,731. 

Auch der Destillationsofen der CFM, der schon 1977, 
aber nach der Betriebsschließung immer noch als ..,in 
einem katastrophalen Zustand" beschrieben wurde, 
diente offenbar zur Rückgewinnung von Quecksilber 
aus angeliefertem Material anderer Firmen. 

Angezeigt hat die CFM ihre veränderten Betriebsbedin­
gungen für Abwasser- und Abluftanlage durch die .Ab­
fall-Aufbereitung" den Behörden nicht. Umgekehrt kam 
keine der betroffenen Behörden - auch der ganze Be­
reich der Wasserwirtschaft nicht - auf die Idee, dem 
heranwachsenden Recyclingbetrieb in der CFM eine 
der tatsächlichen Betriebslage entsprechende neue 
Genehmigung abzufordern. 

Dazu paßt es, daß das Bayerische Umweltministerium 
noch 1984, d. h. ein Jahr vor der Schließung der Fabrik, 
ohne nähere Prüfung der Königlich-Dänischen Bot­
schaft auf Anfrage mitteilte: „Gegen eine Lieferung von 
Quecksilber zur Rückgewinnung oder in reinem metalli­
schem Zustand an die Firma CFM bestehen beim 
Bayerischen Staatsministerium für Landesentwicklung 
und Umweltfragen aus Gründen des Schutzes der Um­
welt keine Bedenken." Auch die Sondermüllgesell­
schaft GSB hat offenbar die näheren Umstände der 
Quecksilber-Rückgewinnung in der CFM nicht geprüft 
- sie beruft sich dabei auf eine „in der chemischen In­
dustrie allgemein übliche restriktive Haltung gegenüber 
der Besichtigung von Betriebsanlagen" (Brief an das 
Bayerische Staatsministerium für Landesentwicklung 
und Umweltfragen vom 29.05.90). 

Man kann nicht - wie der oberste zuständige Beamte 
im Bayerischen Umweltministerium bei seiner Einver­
nahme im Ausschuß - allein für den Gedanken des Re­
cycling werben, ohne auch auf die das Schadstoff­
Recycling begleitenden Umweltgefahren aufmerksam 
zu machen. Aus erschreckenden Erfahrungen der letz­
ten Monate und Jahre ergibt sich, daß gerade sog. Wie­
deraufbereitungsbetriebe für hochgiftige Schadstoffe, 
die sich für diese Tätigkeit mit dem Umweltetikett 
schmücken, zu den teuersten und schwierigsten Altla­
stenfällen geworden sind: z. B. ist die mit der CFM of­
fenbar eng zusammenarbeitende Firma Elwenn + Fran­
kenbach in Frankfurt/Griesheim heute ein fast ebenso 
millionenschwerer Altlastensanierungsfall wie die CFM. 
Andere .Recyclingbetriebe" beschäftigen, soweit das 
Ultragift Dioxin im Spiel ist, heute einen parallel arbei­
tenden Untersuchungsausschuß im Baden-Württem­
bergischen Landtag. Und die u. a. auf Fotochemikalien 
und Computerschrott spezialisierte Firma Schüller in 
Nersingen und das Behördenhandeln und -unterlas­
sen dort machen mit Schlagzeilen von sich reden, die 
an die Zeit um und nach der Schließung der CFM erin-

nern. Es erscheint völlig unverantwortlich, ein indu­
strielles Schadstoff-Recycling um jeden Preis und ohne 
ausgefeilte Umwelt- und Arbeitsschutzkontrolle voran­
zutreiben. Deshalb sind vom Landtag im Rahmen der 
Altlastenprävention Mittel für eine unabhängige wissen­
schaftliche Sonderuntersuchung zum Problemstoff-Re­
cycling in Bayern und zur Verbesserung der Umwelt­
und Arbeitssicherheit dort zu bewilligen. Vom Ergebnis 
ist der Landtag zu informieren. 

e) Die EG-Grenzwerte für die Einleitung von Quecksil­
ber in Gewässer: Wie kommen sie zustande/Forde­
rungen 

Im Bericht der Ausschußmehrheit werden die EG­
Grenzwerte für die Einleitung von Quecksilber in Ge­
wässer als Maßstab für die „ Härte „ der Auflagen ver­
wendet, mit denen schon lange vor der Gültigkeit die­
ser Grenzwerte in Marktredwitz versucht wurde, die 
Gewässerbelastung zu senken. 

An der Aufstellung der EG-Grenzwerte sind über natio­
nale Abwasserausschüsse unmittelbar die von den 
Grenzwerten betroffenen Firmen beteiligt: Zu einer ab­
schließenden gemeinsamen Besprechung mit dem Ziel, 
einen abgestimmten deutschen Vorschlag zu erarbei­
ten, hat Dr. Amann vom Landesamt für Wasserwirt­
schaft am 24.02.1981 die Geschäftsleitung der CFM 
eingeladen, damit - so wörtlich - „Sie noch zu Einzel­
heit8n Stellung nehmen und ihre Interessen vertreten 
können". Einige Wochen zuvor hatte sich Herr Tro­
pitzsch von CFM an eben diesen Dr. Amann gewandt 
und geschrieben (u. a.): „Wir hoffen, daß Sie im Ar­
beitsausschuß Abwasserfragen unsere Interessen 
auch weiterhin bestens vertreten." 

Wenn bayerische Landes-Fachbehörden im Vorield der 
Entscheidungen über Grenzwerte mit Industrievertre­
tern eng zusammenarbeiten, dann ist hier die Forde­
rung zu stellen, daß auch - regierungsunabhängige -
Gewässer-Ökologen zu Terminen und Gesprächen 
über diese Grenzwert-Festlegungen zugezogen wer­
den. 

f) Wasser- und Abfallprobleme: eng verbunden, aber 
getrennt überwacht 

Die betriebliche Abwasserreinigung, in der giftige 
Schadstoffe zurückgehalten werden, konzentriert diese 
Schadstoffe genau wie jede kommunale Kläranlage im 
Klärschlamm. Wegen dieser Schadstoffkonzentration 
ist der Klärschlamm nach heutigen Maßstäben immer 
potentieller Sondermüll. 

In den Akten zum Fall CFM und auch in den Zeugen­
aussagen kommt dieser eng vernetzte Zusammenhang 
zwischen Abwasserreinigung und dem Entstehen von 
zusätzlichem betriebseigenem Sondermüll dabei prak­
tisch nicht vor. Oie „Wasserleute~ waren für das Was­
ser, die .Abfallmänner" für die Abfallproblematik zu­
ständig. Oie viel betriebsnäher und damit auch praxis­
näher und weniger bloß vom Schreibtisch aus handeln­
den Fachleute der Wasserbehörden hatten zumindest 
bis zur Schließung der CFM keinen Auftrag und kaum 
ein Bewußtsein von der Notwendigkeit, den weiteren 
Weg von Schlamm aus der Betriebskläranlage zu ver­
folgen und die Beratung bei der Installation der Abwas­
serreinigung auf Schadstoffminimierung oder besser 
noch Vermeidung auszurichten. 

Angesichts der mit der Flut neu inkrafttretender Ab­
wasserverwaltungsvorschriften während der kommen­
den Jahre explosionsartigen Zunahme firmeneigener 
Abwasserreinigungsanlagen ist ein "kombinierter Voll­
zug" von Wasser- und Abfallrecht dringend nötig. Um 
Durchsetzungsprobleme bei der verfolgten Strategie 
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bei der Gewässerreinhaltung zu erkennen und dann 
Abhilfevorschläge zu machen, sollte sich der Landtag 
über die Erfahrungen bei der Zusammenarbeit/Nicht­
kooperation der für Abwasseranlagen und der für Ab­
fall zuständigen Beamten bei den kommunalen Behör­
den informieren lassen, außerdem über mögliche Ver­
besserungsvorschläge für eine schnellere Durchset­
zung von konsequentem Gewässerschutz. 

g) Forderung zum Gewässerschutz aus Sicht der Praxis 

Das klarste und vollständigste „Programm" zur Verbes­
serung des Gewässerschutzes hat vor dem Ausschuß 
der Zeuge Steidle formuliert. Die Abgeordneten der 
Ausschußminderheit wollen die Punkte daraus, die von 
der Ausschußmehrheit übergangen werden, ausdrück­
lich als eigene Forderungen und Vorschläge an den 
Landtag aufnehmen: 

aa) „Keine weiteren Altlasten mehr entstehen lassen" 
Diese Forderung hört sich wie eine Selbstver­
ständlichkeit an. Sie meint aber etwas sehr Weitge­
hendes und keineswegs Selbstverständliches. 
„Keine Neuzulassung von Betrieben, bei denen 
das Problem der Abwasserbeseitigung nicht rest­
los gelöst ist, d. h., wenn nicht bekannt ist, wie das 
Produktionsverfahren ist, wie die dabei entstehen­
den Schadstoffe sind; das Reinigungsverfahren 
muß bekannt, ausgereift, praktikabel und finanzier­
bar sein." Das Wissen über diese strengen Anfor­
derungen müsse mit der Wirtschaftsförderung ab­
gesprochen werden, damit die nur Investitionen 
fördere, die auch ökologiSch einen Sinn machten. 
Nach Darstellung des Zeugen Steidle sei es durch 
diese Art der Kooperation mit der Wirtschaftsver­
waltung sogar möglich gewesen, Umweltstandards 
für den Bereich Wasser durchzusetzen, die schär­
fer gewesen seien, als die nach „Fachrecht" gel­
tenden. 

Solche ökologischen Erfolge, Impulse von seilen 
der Wirtschaftspolitik, verdienen genauere Analy­
se. Der Landtag sollte deshalb die Staatsregierung 
zu einem Bericht über ökologische Hebel und 
Wirkungen bei der Gewerbeförderung auffordern. 

bb) Ökologie vor Ökonomie - was kann das heißen? 
Ökologie als zentrales politisches Thema in der 
Öffentlichkeit 

Die Forderung nach einem politischen Prioritäts­
wechsel hin zur Ökologie und nach dem Vorrang 
ökologischer Belange in der öffentlichen Diskus­
sion hat der Zeuge Steidle in der Ausschußsitzung 
vom 24.04. so formuliert: „Keine Berücksichtigung 
mehr des Gesichtspunktes Arbeitslosigkeit, 
Steuererträgnisse. Vorrang der Ökologie vor der 
Ökonomie - und dazu Entwicklung einer entspre­
chenden politischen Situation: Entwicklung des öf­
fentlichen Bewußtseins, des öffentlichen Druckes, 
des politischen Willens: denn das ist das entschei­
dende. Wir sind ja Behörde, die den politischen 
Willen vollzieht. Wenn der nicht da ist, dann kön­
nen wir uns die Finger wund schreiben." 

Um die Ökologie im öffentlichen Bewußtsein und 
dann auch leichter bei Konfliktentscheidungen 
nach vorn zu bringen, können und müssen die Be­
hörden - mit politischer Rückendeckung - es ler­
nen, ökologische Bestandsaufnahmen und Proble­
me rückhaltlos in die Öffentlichkeit zu tragen. Da­
bei muß der Grundsatz gelten: Je weiter „unten", 
bei den betroffenen Menschen, desto wirksamer. 

Das heißt, daß Informationspolitik - z. B. über er­
kannte Quecksilberbelastungen von Wasser, Luft 

und Boden - solche Fakten nicht zurückhalten 
darf. Das war noch während der 70er Jahre aber 
für Behörden-Fachleute undenkbar. 

Herr v. Amonn vom Landesamt für Wasserwirt­
schaft hat z. B. in einem Vermerk vom 07.08.75 
über die stB;ttgefundenen Untersuchungen zur 
Quecksilberbelastung bayerischer Gewässer fest­
gehalten: .Die bisherige Belastung durch die CFM 
sollte keinesfalls der Öffentlichkeit bekannt ge­
macht werden." 

Dieser Vermerk spricht nur offen aus, was mit vor­
sichtigen Änderungen bis jetzt selbstverständlich 
geblieben ist: Behördenwissen über Umweltbela­
stungen bleibt intern und wird nicht veröffentlicht. 

Das muß sich ändern. Kommunale Umweltberichte 
müssen den unbeschränkten Zugang zu den Infor­
mationen bekommen, die bei den lokal zuständi­
gen Behörden vorhanden sind. 

Der Landtag sollte nach Vorstellung der Aussc.huß­
Minderheit von der Staatsregierung verlangen, daß 
sie darüber berichtet, wie sich die kürzlich verab­
schiedete EG-Richtlinie über den freien Zugang zu 
Umwelt-Informationen auf die Behörden-Praxis in 
Bayern - in dieser Frage - auswirken wird und 
welche Schritte zur Vorbereitung der Umsetzung 
dieser Richtlinie unternommen werden. 

cc) Mehr betriebsnahe Untersuchungen in „Problem­
fällen" - Überwachung der Indirekt-Einleiter 

Mehr als die üblichen Routine-Untersuchungen, 
das In-die-Betriebe-Hineingehen in Problem...,Son­
derfällen: Das ist eine weitere Forderung des Zeu­
gen Steidle, die die Ausschuß-Minderheit ohne 
Einschränkung unterstützt. Dazu kommt, daß die 
Indirekt-Einleiter-Verordnung (VGS vom 31.10.85) 
nach Einschätzung des Zeugen Steidle von den 
Kommunen nur sehr zögernd und mangelhaft um­
gesetzt wird. 

Dem Landtag sollte über den Stand der Umset­
zung der Indirekt-Einleiter-Verordnung und über 
Hindernisse dabei berichtet werden. Gleichzeitig 
ist zu fordern, daß die Staatsregierung den Kom­
munen -durch verstärkte Beratungs- und Fortbil­
dungsangebote für die dort Zuständigen Hilfestel­
lung bei der Bewältigung dieses verwaltungstech­
nisch aufwendigen Problembereichs gibt. 

dd) .Irgendwie gehört der Bodenschutz mit hinein" 

Es ist schon kurz dargestellt worden, daß das 
Wasser unter den Umweltmedien aus historischen 
Gründen eine rechtlich privilegierte Stellung hat. 
.Rechtsschutz" für den Boden gibt es bisher nur 
auf dem Umweg über Hilfskonstruktionen. Dieser 
Zustand ist nicht länger haltbar. Da auf Bundes­
ebene die Umsetzung der Bodenschutzkonzeption 
der Bundesregierung nicht vorankommt, müssen 
die Impulse dafür von den Ländern ausgehen. Ba­
den-Württemberg hat mittlerweile einen ersten 
Entwurf für ein Bodenschutzgesetz vorliegen. Oie 
Arbeit an und die Auseinandersetzung über ein 
solches Gesetz witd zu den umweltpolitischen 
Hausaufgaben des nächsten Bayerischen Land­
tags gehören. 

V. Luftreinhaltung: Strukturschwächen und Fehler 

a) Mangelnde Verölfentllchung von Informationen 

Der Widerspruch zwischen der Schließung der CFM, 
die „von der Wasserseite her" in Angriff genommen 
wurde, und der Tatsache, daß auf dem Luftpfad un-
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gleich mehr giftiges Quecksilber legal und genehmigt 
in die Umwelt abgegeben wurde als auf dem Wasser­
pfade genehmigt war, war ein erster wichtiger Hinweis 
auf die - historisch bedingte - "Zahnlosigkeit~ der auf 
Luftreinhaltung orientierten Umweltpolitik. Daß es nach 
Inkrafttreten des Leitgesetzes zur Luftreinhaltung 
(BlmSchG) 1974 noch 3 Jahre gedauert hat, bis zum 
ersten Mal Behörden einen immissionschutzrechtli­
chen "Aktionsbedarf~ bei der CFM sahen, weist wieder 
auf die Kluft zwischen Gesetz und Wirklichkeit hin. Und 
diese erste Behörden-Beschäftiguog mit der CFM von 
der Luftreinhalte-Politik her kam nicht aus eigenem An­
trieb zustande, sondern unter dem Eindruck der Seve­
so-Katastrophe und des dadurch erzeugten massiven 
öffentlichen Drucks. Daraufhin erst sind in der ganzen 
Bundesrepublik die Problembetriebe inspiziert worden. 

Es läßt sich präzis zeigen, daß die Umweltbehörden 
ihnen zugängliche Informationen über die Luftbela­
stung, die von der CFM oder anderen Schadstoff-Pro­
duzenten ausgingen, noch kurz vor der Schließung der 
Fabrik, auch auf bittende Nachfrage nicht offengelegt 
haben. Das gilt für den Fall eines Bürgers aus Arzberg, 
der sich 1982 beim Umweltministerium (Dr. Vogl) nach 
Luft- und Bodenbelastungen durch Quecksilber er­
kundigt hat. Ihm ist mit Hinweis auf die Einhaltung von 
Grenzwerten der TA Luft geantwortet worden, die ja 
aber nur die Emission pro Kubikmeter Abgas fest­
schreibt, aber die absolute Emissionsmenge nur unter 
bestimmten Bedingungen eingrenzt. Die den Behörden 
bekannte, damals noch erschreckend hohe „luftgetra­
gene" Quecksilberbelastung allein aus dem Kraftwerk 
Arzberg der Energieversorgung Oberfranken mit sei­
nen Braunkohle-Blöcken 5 und 7 im Umfang von - ge­
schätzt - ca. 500 bis maximal, so Dr. Steidle in einer 
vorläufigen Abschätzung, 900 kg jährlich wurde dem 
gezielt nachfragenden Bürger ebenso vorenthalten wie 
der Öffentlichkeit insgesamt. 

Dasselbe gilt für die relativ hohe absolute Emissions­
menge von 25 kg Quecksilber pro Jahr, die - geschätzt 
- nach dem lmmissionsschutzrechtlichen Genehmi­
gungsbescheid von 1978 der CFM genehmigt war. 
Auch diese Zahl ist der Öffentlichkeit nicht bekannt ge­
worden. Sie hätte aber eine wichtige Grundlage für 
eine fundierte politische Abwägung in der öffentlichen 
Diskussion zwischen „Umweltbelastung" und „Arbeits­
plätzen„ erleichtert oder erst möglich gemacht. 

b) Die fachlich konsequentesten Umweltschützer In den 
Behörden setzen sich nicht durch: Sie brauchen Un­
terstützung 

Über jede sachlich-technische Frage kann es auch 
sachlich-technische Meinungsverschiedenheiten ge­
ben. Bei der Durchsetzung von Umweltschutz-Auf­
lagen vermischen sich aber unentwirrbar sachlich­
technische Argumente mit Fragen der wirtschaftlichen 
.Zumutbarkeit". In die fachlichen Stellungnahmen von 
Behördenvertretern sollte dieses Element der Abwä­
gung ehrlicherweise auch immer aufgenommen wer­
den. 

In einem zwischenbehördlichen Streitfall 1984 zwi­
schen der Regierung von Oberfranken und dem Lan­
desamt für Umweltschutz um das der CFM abverlang­
bare Maximum an Luftreinhaltung - d. h. um das real 
erreichbare Minimum an Schadstoffbelastung - hat 
sich die von einem Sachbearbeiter bei der Regierung 
von Oberfranken vertretene, nach dem Eindruck der 
Ausschuß-Minderheit sachlich-technisch und juristisch 
gut durchdachte weitreichende Position nicht gegen 
eine kontroverse Stellungnahme aus dem Landesamt 
für Umweltschutz durchsetzen können. Auch eine ge­
meinsame Besprechung brachte keine Klärung. 

Oie Position des Landesamts lief im Ergebnis darauf 
hinaus, den mit dem Genehmigungsbescheid von 1978 
erreichten Stand der Luftreinhaltung und Emissionen 
zunächst zu akzeptieren; sie lief außerdem darauf hin­
aus, der CFM im Tausch gegen von ihr freiwillig ange­
botene niedrigere Emissionswerte auch niedrigere als 
die seit Jahren zur Auflage gemachten Schornstelnhö­
hen zuzugestehen. Eine Nebenlinie des Streits war, ob 
zumindest für das enge Umfeld der CFM von mög­
lichen Gesundheitsgefährdungen durch die gesamte 
Quecksilberbelastung gesprochen werden könne oder 
ob solche Gefährdungen ausgeschlossen werden 
könnten. 

Oie Akten und die Zeugenaussagen konnten den Hin­
tergrund dieses Konfliktes nicht genau ausleuchten. 
Die Ausschußminderheit will aber nicht die Autorität 
des „höheren" Landesamts für Umweltschutz stärker 
gewichten als die engagierte Arbeit eines einzelnen 
eher „kleinen" Beamten bei der Regierung von Ober­
franken, der aber dort offenbar auch menschliche und 
fachliche Rückendeckung bekam. Es stellt sich die Fra­
ge, wie bei solchen Fachdifferenzen um umweltpoli­
tisch Durchsetzbares die Position der „fachlich härte­
ren Linie" gestärkt werden kann. 

c. Auch nach dem Erlaß des Genehmigungsbescheids für 
die Abluftreinigungsanlagen 1-IV (1978), der als Ände­
rungsgenehmigungsbescheid ausformuliert war, wäre 
von der zuständigen Behörde (Landratsamt) zu erwar­
ten gewesen, daß sie der Umsetzung dieses Bescheids 
nachgeht und nicht erst durch die Firma erfahren hätte, 
daß eine komplette Absauganlage gar nicht angefan­
gen worden war und daß man sie auch gar nicht mehr 
errichten wolle. Die Verantwortung für das Hinnehmen 
der Nicht-Installation einer für Arbeits- und Umwelt­
schutz gleichermaßen wichtigen Anlage kann nicht al­
lein auf das Gewerbeaufsichtsamt Bayreuth abgewälzt 
werden, das aber auch in dieser Frage wieder übergro­
ße Duldsamkeit gegenüber der Firma an den Tag legte. 

Das Beispiel zeigt massive Schwächen bei der Durch­
setzung von gesetzlich fixierten Schutzzielen. Es 
scheint der Ausschußminderheit deshalb notwendig, 
daß über den Stand und die Probleme bei der Umset­
zung des Bundesimmissionsschutzgesetzes und der 
TA Luft - von unabhängigen Gutachtern - eine umfas­
sende Bestandsaufnahme angefertigt werden muß. 

VI. Zur Überwachung der Abfallströme 

a) Die ,zahnlose" Überwachung - ein Beispiel 

Am 01.04.82 ist auf der Deponie Sandmühle vom Land­
kreis Wunsiedel ein Container festgestellt worden, der 
von der CFM stammte und ca. 50 Fässer (später stellte 
sich heraus, es waren 128) enthielt, die im Container 
zunächst durch andere Abfälle verdeckt waren und 
deshalb erst nach dem Abkippen auf der Deponie 
sichtbar wurden. In den Fässern stellte der Deponielei­
ter z. T. übelriechende Restflüssigkeit fest. Vertreter 
des Landratsamtes nahmen Proben aus zwei Fässern 
(je Faß betrug die Restflüssigkeit ca. 50-100 ml). Eine 
Probe ergab Flußsäure, die andere einen Quecksilber­
gehalt von 500-1000 mg/I. Das Landesamt für Umwelt­
schutz forderte deshalb, die Fässer der Gesellschaft 
zur Beseitigung von Sondermüll zu überstellen: man 
könne aber auch die Fässer der CFM zurückgeben. 
Verfahren wurde auf die erste Art. Die Rechnung für 
den Transport über wenig mehr als 500 DM wurde von 
der CFM empört zurückgewiesen. Oie Firmenleitung 
erklärte, sie sei für das Auftauchen der Fässer ·mit gift­
haltiger Restflüssigkeit auf der Deponie nicht zustän­
dig, es könne auch gut sein, daß überhaupt nur die bei­
den beprobten Fässer Rückstände enthalten hätten 
usw. 
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Trotzdem kündigte die juristische Staatsbeamtin am 
Landratsamt am 12.10.82 die Einleitung eines Ord­
nungswidrigkeitenver1ahrens an. Mit gleicher Post wur­
de - nunmehr für Transport und Ablagerung der Fäs­
ser bei der GSB - ein Betrag von knapp über 1000 DM 
von der CFM verlangt. Auch dagegen protestierte die 
CFM-Geschäftsleitung wieder massiv; und die ganze 
Affäre endete zu Beginn des folgenden Jahres damit, 
daß auf Anraten der Regierung von Oberfranken das 
Ordnungswidrigkeitenverfahren wieder eingestellt und 
auf die Bezahlung eines Teils der 1000 DM verzichtet 
wurde. 

Es geht der Ausschußminderheit bei der Wiedergabe 
dieser Episode nicht um eine juristische Diskussion 
darüber, ob heute die Rechtsposition der Aufsichtsbe­
hörde .schlagkräftiger" wäre. Gezeigt werden soll, wel­
ches Mißverhältnis vor ganz wenigen Jahren zwischen 
eindeutiger Verursachung eines Umweltproblems und 
fehlender Durchsetzung des vielbeschworenen Verur­
sacherprinzips bestand. 

Auch der Ausgang dieses Falles kann wieder als Hin­
weis auf die Bedeutung einer informierten Öffentlich­
keit zur Durchsetzung umweltpolitischer Ziele gelesen 
werden. 

b) .Abfall: Ausblick von den Erfahrungen der CFM auf 
Gegenwart und Zukuntt 

Die Streitpunkte, an denen in der Vollzugspraxis große 
Hindernisse bei der Durchsetzung des geltenden Ab­
fallrechts auch bei der CFM auftraten, sind möglicher­
weise durch präzisere gesetzliche Definitionen (Rest­
stoffnachweisverordnung, gilt ab diesem Jahr) aus dem 
Weg geräumt. Ein wirklichkeitsnahes Bild über den Um­
setzungsstand auf diesem Problemfeld läßt sich aber 
derzeit nicht gewinnen. 

Auch für die Abfallpolitik und die Durchsetzung konse­
quenter .geordneter Entsorgung" (was nur der Stand 
der 70er Jahre war), gilt, was auch für die anderen Um­
weltproblembereiche gilt: Je mehr Informationen über 
die Problemlage der Öffentlichkeit zugänglich sind, 
desto größer wird auch der öffentliche Druck sein, die 
Probleme zu bewältigen, und das wird beim Abfall, 
auch beim Sondermüll, heute nicht mehr heißen, "Müll 
geordnet zu beseitigenN, sondern Anstrengungen zur 
Vermeidung und zur Verwertung zu machen. 

Zur Öffentlichkeit gehören aber auch die in den jeweili­
gen Betrieben Beschäftigten. Der Betriebsrat der CFM 
hat 1981 an die Geschäftsleitung seine Empörung über 
eine Reihe von schweren Verstößen gegen Umweltge­
setze, vor allem im Abfallbereich geschrieben. Die Aus­
schußarbeit hat nicht geklärt, ob dieser Brief außer der 
Gewerkschaft auch den bei den Gesprächen im Ge­
werkschaftshaus 1981 anwesenden Behördenvertre­
tern vorgelegt oder vorgetragen wurde. Jedenfalls ist 
der Brief ein sehr anschaulicher Beleg dafür, daß die 
Beschäftigten natürlich illegale Praktiken in den Betrie­
ben, wo sie arbeiten, bemerken. Es stimmt deshalb 
nicht, wenn der Bericht der Ausschußmehrheit be­
hauptet, ohne polizeiliche Ermittlungstechnik seien sol­
che illegalen Praktiken wie das Vergraben und Einbeto­
nieren von Giftabfällen auf firmeneigenem Gelände 
nicht zu erfahren. Wenn es gelingt, ein öffentliches Kli­
ma der moralischen Verantwortung für den Umgang 
mit unserer Umwelt zu schaffen, und in diesem Klima 
auch den abhängig Beschäftigten in umweltgefährden­
äen Betrieben eine Stimme zu geben, dann werden es 
"schwarze Schafe· unter den Unternehmern in Zukunft 
viel schwerer haben; die Arbeit der Behörden wird da­
gegen erleichtert, weil Umweltdelikte nicht mehr als be­
triebsnotwendiges Kavaliersdelikt akzeptiert werden. 

VII. Zusammenfassung 

1. Der durch die restriktive Handhabun11. des§ 139b Gewer­
beordnung entbrannte Streit um die Offentlichkeit der Sit­
zungen dieses Untersuchungsausschusses hätte die Ar­
beit des Ausschusses fast beendet, bevor sie beginnen 
konnte. Dieser Streit war wichtig. Die Ausschußmehrheit 
konnte diese Bedeutung beim Abschluß der Untersu­
chung nicht besser ins Licht rücken, als dadurch, daß sie 
die entscheidenden Passagen des Gutachtens des Land­
tagsamtes aus dem Schlußbericht herausgenommen hat. 

Natürlich war dieses Gutachten auch für die Arbeit dieses 
Ausschusses von Bedeutung. Es hat sicherlich mit dazu 
beigetragen, daß die Arbeit im Ausschuß zeitgleich ab Er­
stellung des Gutachtens ohne formale Auseinanderset­
zungen über die Handhabung des § 139b Gewerbeord­
nung durchgeführt werden konnte und sich der Ausschuß 
voll auf seinen Untersuchungsauftrag konzentrieren konn­
te. 

Die Ausschußminderheit legt daher großen Wert darauf, 
daß diese von der Mehrheit herausgenommenen Passa­
gen nachfolgend auch veröffentlicht werden: 

Dieses Rechtsgutachten legt unter Auswertung der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und der 
einschlägigen Literatur insbesondere dar, daß die einfach­
rechtliche Vorschrift des § 139b Abs. 1 Satz 3 Gewerbe­
ordnung als solche dem Untersuchungsausschuß keine 
Grenzen setzt, was bedeutet, daß der Untersuchungsaus­
schuß aus dieser Vorschrift heraus nicht zum Ausschluß 
der Öffentlichkeit und nicht zur Anordnung der Geheimhal­
tung rechtlich verpflichtet ist. Wegen der Verfassungsver­
ankerung des Prinzips der Öffentlichkeit der Verhandlun­
gen der Untersuchungsausschüsse (Art. 25 Abs. 3 Bayeri­
sche Verfassung) könne nur eine Vorschrift des Verfas­
sungsrechts die Einschränkung des Öffentlichkeitsprin­
zips rechtfertigen. Im zu betrachtenden Fall komme es 
also darauf an, ob die Chemische Fabrik Marktredwitz AG 
durch die öffentliche Verhandlung in Grundrechten der 
Bayerischen Verfassung oder des Grundgesetzes tangiert 
sein kann. Nur soweit dies der Fall ist, könne die Kolli­
sionslage bestehen, die zur Abwägung zwischen dem Öf­
fentlichkeitsprinzip und dem Grundrechtsschutz zwinge. 
Die Grundrechte des Eigentums und der Wettbewerbsfrei­
heit garantieren den Schutz von Betriebs- und Geschäfts­
geheimnissen. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ent­
scheide darüber, ob und inwieweit ein in dem öffentlichen 
Verhandeln liegender Grundrechtseingriff zulässig ist. 
§ 172 Nr. 2 GVG werde dem grundrechtlichen Schutzan­
spruch von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen ge­
recht; an dieser Bestimmung könne sich der Unter­
suchungsausschuß orientieren. 

Nach dem Rechtsgutachten kommt eine Versagung oder 
Einschränkung der Aussagegenehmigung für die Beamten 
der Gewerbeaufsicht und des Gewerbeärztlichen Dienstes 
nur in Betracht, wenn die Einschränkung notwendig ist 
zum Schutze des Wohles des Bundes oder eines Landes. 
Für das Erfülltsein der Staatswohlklausel ( § 96 StPO) lä­
gen hier allerdings keine Anhaltspunkte vor. 

Nach dem Rechtsgutachten begründet auch die Ver­
schwiegenheitspflicht des§ 139b Abs. 1 Satz 3 Gewerbe­
ordnung in Verfahren, welche nach der Strafprozeßord­
nung abzuwickeln sind, kein zeugnisverweigerungsrecht. 
Somit ergibt sich auch in Verfahren der parlamentarischen 
Untersuchungsausschüsse kein Zeugnisverweigerungs­
recht, weil die Beweiserhebungen gemäß Art. 25 Abs. 2 
Satz 1 BV, Art. 11 Abs. 1 Satz 2 UAG in entsprechender 
Anwendung der Strafprozeßordnung vorgenommen wer­
den. 

Ohne die Geheimhaltung zu beschließer\, wurde der Zeuge 
Enge, der als Gewerbeaufsichtsbeamter bei der CFM tätig 
geworden war, zu dieser seiner Tätigkeit in der Sitzung am 
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23.01.1990 in nichtöffentlicher Sitzung vernommen. Die 
nachfolgenden Zeugen der Gewerbeaufsicht und des Ge­
werbeärztlichen Dienstes wurden unter Zurückhaltung bei 
sensiblen Gegenständen in öffentlicher Sitzung vernom­
men, nur einige von ihnen zum geringen Teil in nichtöffent­
licher Sitzung. 

2. Vor dem Hintergrund unglaublicher Arbeits- und Umwelt­
schutzverletzungen durch eine alteingesessene renom­
mierte chemische Fabrik hat der Untersuchungsausschuß 
in den ihm zur Verfügung stehenden wenigen Monaten 
versucht, die Ursachen dieser Verletzungen aufzuhellen, 
die Verantwortlichkeit zu klären und zu bewerten, notwen­
dige Folgerungen zu ziehen und Vorschläge für Abhilfe zu 
unterbreiten. 

Die Bilanz zeigt, daß dies angesichts der kurzen zur Verfü­
gung stehenden Zeit nur einigermaßen gelungen sein 
kann. Immerhin wurde deutlich, 

a) welche entscheidende Rolle Betriebsinhaber und Ge­
schäftsleitung gerade bei Firmen, in denen mit Gefahr­
stoff umgegangen wird, spielen. Es kann allen mit sol­
chen Firmen befaßten Behörden nur geraten werden: 
Vertrauen ist gut - Kontrolle ist besser - die notwendi­
ge Abhilfe ist das Beste; 

b) daß der Dualismus, in dem die Berufsgenossenschaft 
steht: hier Berater der Mitgliedsfirmen - dort verant­
wortlich für die Arbeitnehmerschaft der Mitgliedsfir­
men, die Berufsgenossenschaft in ein Spannungsver­
hältnis bringen kann, bei dem im Zweifel die Rechte der 
betroffenen Arbeitnehmer bleiben; 

c) welchen entscheidenden Einfluß von der Aufgabenver­
teilung her ohne Kompetenzen ausgestatteter Institute, 
wie das Landesinstitut für Arbeitsmedizin haben kön­
nen. Sie sind es, die die intime Kenntnis der Betriebs­
verhältnisse und des Gesundheitszustandes der Beleg­
schaft haben. Sie üben Beratungsfunktionen bei der 
Berufsgenossenschaft aus und erstellen für diese Gut­
achten, mit der Folge, daß dadurch entschieden wird, 
ob und wann Anerkennungen oder Ablehnungen von 
Berufskrankheiten erfolgen. Es können die Augen nicht 
davor verschlossen werden, daß diese Entscheidungen 
erhebliche finanzielle Folgen für Berufsgenossenschaft 
und deren Mitgliedsfirmen haben. Solche Institute sind 
es, die erheblichen Einfluß auf die Festleguiig von Ar­
beitsschutz-Toleranzwerten und auf die Gestaltung der 
Berufskrankheitenverordnungen haben können. Diese 
Einflußmöglichkeiten werden nach außen hin oft nur 
unzureichend deutlich. 

d) wie unglücklich eine Behörde, wie die Gewerbeaufsicht 
operieren kann, wenn sie vor lauter Einz81maßnahmen 
die Gesamtschau über einen Betrieb verliert und es bei 
Amtsleitung und Oberbehörden, von denen man die 
Übersicht erwarten muß, an der notwendigen Kontrolle 
und am notwendigen Einsatz fehlt. 

3. Mit der Stillegung der CFM 1985 war zwar das Ende einer 
fast 200 jährigen .giftigen" Betriebsgeschichte besiegelt; 
aber die Bewältigung der auf dem Betriebsgelände und im 
Umfeld der CFM .aufgelaufenen" Altlast ist noch heute -
mehr als 5 Jahre nach der .Stillegung und nach Einsatz von 
fast 50 Millionen DM an Steuermitteln für diesen Sanie­
rungsfall - nicht abgeschlossen. Ein in der Öffentlichkeit 
als Musterprozeß stark beachteter Strafprozeß vor dem 
Landgericht Hof gegen die Verantwortlichen der letzten 
Geschäftsleitung, die Einleitung und Einstellung von Er­
mittlungsverfahren gegen Behördenvertreter wegen des 
Verdachts der Umwelt- und Gesundheitsgefährdung und 
intensive Auseinandersetzungen im Landtag um die Reich­
weite der zur Gefahrenabschätzung und -abwehr im Um­
feld der stillgelegten Fabrik nötigen Untersuchungen und 
Sanierungsarbeiten: All das bildet den Hintergrund dafür, 

daß es im Bayerischen Landtag auf Antrag der SPD und 
DER GRÜNEN zur Einsetzung des Untersuchungsaus­
schusses zur CFM kam. 

Aber auch mit der Arbeit dieses Ausschusses und mit der 
Vorlage des Schlußberichts der Ausschußmehrheit und 
dieses Minderheitenberichts wird der .Fall CFM" nicht ab­
geschlossen sein. Nicht nur, weil schwierige Kapitel bei 
der Sanierung des Werksgeländes noch bevorstehen und 
weil sich die Schadensuntersuchungen und Sanierungsar­
beiten im Stadtgebiet von Marktredwitz zusehens als „un­
endliche Geschichte" entpuppen. Sondern auch, weil die 
URSACHEN. die es zu diesem Drama haben kommen las­
sen, nicht mit einem Federstrich und etwas gutem Willen 
aus der Welt geschafft sind. 

Nach dem Untersuchungsauftrag hatte der Ausschuß 
nicht nur zu prüfen, „ob die Behörden des Freistaates 
Bayern im Zusammenhang mit Betrieb und Stillegung der 
CFM ihre bestehenden rechtlichen Handlungsmöglichkei­
ten zur Vermeidung von Umwelt- und Gesundheitsschä­
den ausgeschöpft haben", sondern auch, „ob Maßnahmen 
angezeigt sind, um solche Vorfälle in Zukunft zu verhin­
dern oder im Schadensausmaß zu begrenzen". Deshalb 
verstehen sich die Bewertungen und Vorschläge, zu de­
nen dieser Minderheitenbericht kommt, als Beiträge zu 
einer PRÄVENTIVEN Umwelt- und Arbeitsschutzpolitik, die 
in Zukunft gesundheits- und umweltgefährdende Belastun­
gen gar nicht erst entstehen lassen darf. 

VIII. Schlußthesen der Abgeordneten Memmel 
(DIE GRÜNEN) 

1. Mit der Arbeit des Untersuchungsausschusses zur Chemi­
schen Fabrik Marktredwitz ist in der Geschichte der parla­
mentarischen Untersuchungsausschüsse - und der Parla­
mente - ein Durchbruch gelungen. Nicht mehr die Frage 
nach Einkommen und Finanzen, nach Staatskompetenz 
und hoher Politik war die „Achse" der Fragen im Aus­
schuß, sondern Sorgen gewissermaßen aus dem Alltag; 
Fragen, die für Millionen Menschen in Bayern - ob als Be­
schäftigte oder als Nachbarn von umweltgefährdenden 
Betrieben - täglich Brot sind: Wie gefährlich ist meine Ar­
beit, wie gefährlich sind die Stoffe, mit denen ich umgehe, 
wie kann ich mich vor Gesundheitsgefahren schützen, die 
von meinem Arbeitsplatz ausgehen? Wie kann garantiert 
werden, daß der Fluß vor meiner Haustür, mein Garten und 
der Stadtpark nicht mit Industriegiften verseucht werden? 

Indem solche .kleinen" Alltagsfragen das Parlament be­
schäftigen, setzt sich eine neue Sicht auf die Politik 
schrittweise durch: Nicht mehr Wachstums- und Ver­
dienstzahlen entscheiden über die Qualität des eigenen 
Lebens, sondern die Lebensumstände am Arbeitsplatz 
und zu Hause. 

2. In der Arbeit des CFM-Ausschusses als Untersuchungs­
ausschuß, der nach den Regeln des Strafprozesses Ver­
gangenes erhellen sollte, war die Suche nach .Schuldi­
gen" für den „herausragenden Umweltskandal in der Baye­
rischen Nachkriegsgeschichte" angelegt, als Suche nach 
„Bauernopfern" und Sündenböcken. Auch wenn der Min­
derheitenbericht deutlicher als der Mehrheitsbericht auch 
persönliche Verantwortung zuschreibt und Konsequenzen 
fordert: Um Umwelt-Tragödien wie den Fall CFM für die 
Zukunft zu verhindern, muß entschieden mehr geschehen, 
als daß ein paar Köpfe ausgewechselt werden. Es muß auf 
vielen Ebenen vieles zugleich geschehen: Deshalb stellt 
die Minderheit im Ausschuß eine ganz lange Liste von gro­
ßen und kleinen Forderungen. Keine von ihnen wird den 
Durchbruch im Arbeits- und Umweltschutz bringen, alle 
zusammen angegangen, zeigen sie in eine neue Richtung, 
einen neuen Weg beim Umgang mit den Schattenseiten 
der industriellen Produktion. 
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3. Oie Konzentration auf „ Verantwortliche" in den Behörden 
hat dem Ausschuß dann allerdings fast ausschließlich 
Fachleute - bis auf eine Ausnahme Männer - als Zeugen 
und Sachverständige vorgeführt. Unmittelbar Betroffene -
ob Beschäftigte der CFM" von früher oder aus den letzten 
Jahren vor der Schließung der Firma sind außer dem ehe­
maligen Betriebsratsvorsitzenden nicht geladen worden. 
In der Gesamtschau auf die 9monatige Arbeit des Aus­
schusses ist das ein Versäumnis, das ich mit verantworten 
muß. Die Frage, welche Reibungs- und Umsetzungsverlu­
ste es beim Arbeits- und Umweltschutz aus der Sicht Be­
troffener gibt, hat sich so nur indirekt stellen lassen. 

Nicht die Konzentration von „Kompetenz" und „Verantwor­
tung" bei hochkarätig besetzten Fachstellen wird den 
Durchbruch bei der Durchsetzung von vorbeugendem 
Umwelt- und Gesundheitsschutz bringen können, sondern 
die aktive Beteiligung der vielen, denen bis jetzt eine Stati­
stenrolle zugewiesen ist, oder schlimmer noch, die Rolle 
als "biologisches Material" für Reihenuntersuchungen. Der 
Minderheitenbericht versucht, anschaulich zu machen, wo 
überall die jetzige Organisationsform von Arbeits- und 
Umweltschutz die Zusammenarbeit mit den Betroffenen 
geradezu ausschließt. Weil sich gerade an dies.~m Punkt 
so viel ändern muß, spielt die Forderung nach Offentlich­
kelt aller Fakten und Daten zur Umwelt- und Arbeits­
situation eine Schlüsselrolle im Forderungskatalog der 
Minderheit. 

4. Die "Chemische~ steht nicht nur für sich selbst: Sie steht 
auch für eine Epoche des rücksichtslosen Vertilgens :.... 
von Schädlingen, von fremden Pflanzen und Tieren -
durch die chemische Keule. Insofern ist der dramatische 
Altlastenfall eine .Quittung" auch für 200 Jahre Agrarche­
mie; mit deren Siegeszug und Schattenseiten ist die Ge­
schichte der CFM eng verknüpft. Als Hauptlieferant für 
einen großen Teil des Weltmarktbedarfs gerade von 
quecksi/berhaltigen Saatgutbeizmitteln führt eine direkte 
Linie von der CFM zur Massenvergiftung Tausender von 
Menschen im Irak 1971 und 1972 (mit jedenfalls Hunderten 
von Todesopfern, bei einer hohen Dunkelziffer) nach dem 
Verzehr von mit Quecksilber gebeiztem Saatgetreide als 
Brotgetreide. Diese schreckliche Massenvergiftung hat, 
wie zuvor schon eine ähnliche Tragödie in der japanischen 

Minamata-Bucht nach dem Verzehr quecksilbervergifteter 
Fische Ende der 50er Jahre, der internationalen Wissen­
schaftler-Gemeinde der Toxikologen als wichtiges Erfah­
rungsfeld gedient und auch für die Arbeitsmedizin in der 
Bundesrepublik - erschütterndes - "lebendes Anschau­
ungsmaterial" geliefert. Ihre Auswertung hat mit dazu bei­
getragen, daß seit Beginn der BOer Jahre quecksi/berhalti­
ge Saatgutbeizmittel in der Bundesrepublik nicht mehr 
verwandt werden durften und inzwischen auch - nach An­
gaben des Verbandes der Chemischen Industrie - nicht 
mehr produziert werden. 

5. Das Produktspektrum der CFM verbindet sich auch mit 
~kleineren" Umweltdramen wie bei Spezialfirmen für Holz­
schutz im größten Hopfenanbaugebiet in der Holledau. 
Diese haben über Jahrzehnte hinweg Quecksilber-II-Chlo­
rid als lmprägniermittel für Hopfenstangen in Tannenmen­
gen (allein von der CFM jährlich geliefert) verstrichen. Da­
bei kam es zu gefährlichen Bodenverseuchungen (vgl. da­
zu die Landtags-Drucksachen 11/10616, 12780, 12809, 
12844). Die Staatsregierung hat es auf eine parlamentari­
sche Anfrage hin (LT-Drucksache 11/13010) als unmöglich 
abgetan, den Hauptlieferbeziehungen der CFM während 
ihrer letzten Betriebsjahre nachzugehen und so mögliche, 
bislang unentdeckte Gefahrenherde aufzuspüren. Diese 
Frage lag außerhalb des Arbeitsauftrags des Untersu­
chungsausschusses. Sie gehört aber zu den Gründen, die 
letztlich zur Einsetzung des Untersuchungsausschusses 
den Anstoß gegeben haben. 

Die 200jährige Geschichte der CFM ist ein Teil der bayeri­
schen Industriegeschichte, dle als Geschichte der neben­
bei produzierten und unbewältigten ökologischen Bela­
stungen erst noch systematisch geschrieben werden muß. 

6. Die Arbeit des Untersuchungsausschusses wird dann 
nicht umsonst geblieben sein, wenn an den im Mehrheits­
und im Minderheitenbericht formulierten Forderungen in 
den nächsten Jahren weiter gearbeitet wird und die Ver­
bindung von Arbeits- und Umweltschutz aus dem Wind­
schatten der Industrieskandale heraustritt und zu einem 
dauernden politischen Hauptthema wird - ·und zwar von 
der kommunalen bis zur Bundes- und europäischen 
Ebene. 
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